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Palästina S.28 

In Algier trat das Exilparlament der 
Palästinenser, der Palästinensische Na­
tionalrat, zusammen. Auf ihm zog die 
PLQ erstmals seit dem Libanonkrieg 
(Sommer 1982) gemeinsam Bilanz, 
steckte ihren künftigen Kurs ab. 
Der prophezeite "Aufstand gegen Ara· 
fat", den PLO·Vorsitzenden, fand nicht 
statt. Sein Kurs wurde bestätigt, die 
Einheit der PLO bekräftigt. W. Burhani 
war in Algier dabei, 

Indient 
Nichlpaktgebundene 

S.12 

Indien war Schauplatz des 7. Gipfels 
der Nichtpak tgebundenen. Kehrte d ie 
Slaatenbewegung der Dritten Weh zu· 
rück zu ihren Quellen? Signalisiert der 
Wechsel von Fidel Castro zu Indira 
Gandhi einen ganz anderen Kurs in der 
Weltpolitik? Und wie steht es mit der 
Situation in Indien selbst, einer " Flih­
rungsmacht" der Entwicklungsweit? 
Wir bringen F.inschätzungen und Doku· 
mente zum Delh i·GipfeJ und zum Gast· 
geberland. 

Ghana S.36 

Die Ölmacht Nigeria suchte ihrer tiefen 
Wirtschaftskrise Herr zu werden, indem 
sie über 2 Mio Gastarbeiter aus dem 
Land jagte. Die größte Menschennut 
traf Ghana, jenes Nachbarland, in dem 
J.J. Rawlings (seit 1981) progressive 
Veränderungen in Gang brachte. Ein 
Zufall? 
A. Conchiglia schildert die IIintergriin. 
cle dieser Menschenflut und ihre Aus· 
wirkungen auf Ghana. 
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AlB-Aktuell: Bonn auf Konfrontationskurs gegen die Dritte Welt 

Die Aussicht auf die Bestätigung der BOImer RedllSkoali­
lion unter Bundeskanzler Helmut Kohl durch die Wähler am 
6. März 1983 hat den schiIJernsten unter Westdeutschlands 
konservativen ]'olitikern kühn werden lassen: Gleich zwei 
Frontalangriffe starlete der CSU-Vorsitzende Fram:-Josef 
Strauß im ersten Quartal dieses J ahres gegen humanitäre 
Hilfsorganisationen , deren bes((' Absichten sonst kaum je­
mand in Zweifel zieht. 
Dem Kinderhilfswerk Terre des lIommes warf er "wahr­
heitswidrige öffentliche Agitation und persönliche Hetze ge­
gen mich" vor. Das katholische Hi lfswerk ~Iisereor kaffeTte 
er an : " Ich bin über so viel Unkenntnis. Verhetzung und 
Wahrheitsverletzung zutiefst empört." 

Pistolen fti r Marcos, Zia ul-Haq ... 

Den amb itionierten Außenpoliti ker aus Bayern hatte in 
Rage gebracht. daß Terre des 1I 0mmes seinen kür,dichen 
Auftritt auf den Philippinen kritisiert. d.h. seine übergabe 
einer Polizeipisto le a ls Gastgeschen k an den philippin ischen 
Diktator Marcos (wie zullor rur Pakistans Zia ul.Haq) als 
symbolische Bi lligung der dortigen Untcrdriickungsprakti­
ken bezeichnet hatte. 
Misereor war rur FJ . Strauß zum Angriffsziel geworden. 
weil es die Verhilitnisse im Apartheidstaat Südafrika kritisch 
in den Mittelpunkt seiner diesjährigen f astenaktion gestelh 
hatte. 
Was F.J . Strauß in seinen Antwonen an die beiden Hilfs­
werke wieder einmal zum besten gab . läßt in puncto Dritte­
Welt- und Entwicklungspolitik für die lIor uns liegende Zeit 
einiges erwarten, auch wenn er selbst in der am 6. März 
bestätigten Rechtskoalition aus CDU/CSU und FD I' ke in 
Ministeramt bekleidet. 

Für fJ. Strauß. dem "unsere Rohstoffinteressen wichtiger 
als I-Iumanitätsduseleien" sind. macht es "keinen Sinn". 
"lIon r-,'Ienschenrechtsverletzungen oder der Vorenthahung 
von Menschenrechten in Süd-Afrika zu reden, wenn man 
andererseits zur Mißachtung der Menschenrechte in vielen 
schwarz.regierte:n Staaten schweigt oder sogar die Augen vor 
dort begangenen Scheußlichkeiten schließt." Der Versuch 
jedoch, "die Maßstäbe westlich·parlamentarischer Demokra­
tie auf Entwicklungsländer zu übertragen, ist im Regelfall -
so sehr das nach uns~ren Wertvorstellungen zu bedauern 
ist - " rur F.J . Strauß ohnehin "zum Scheitern verurteilt". 
Also läßt man es lieber und unterstützt diej enigen Regimes, 
die wenigstens die strategischen und "Sicherheitsinteressen 
des Westens" gebührlich respektieren. In Asien sind das z.B. 
die Diktaturregimes der Generale Zia u[·Haq oder Ellren, in 
Lateinamerika das Pinochet- oder Montt-Regime. Auf dem 
"Schicksalskominent Afrika" (FJ . Strauß) ist das das rass i­
stisch regierte Südafrika, wo die EinfUhrung des gleichen 
Stimmrechts rur alle Bevölkerungsgruppen "weder ,"'reiheit 
noch Gerechtigkeit. sondern Chaos" brin~en würde. 

Einige Weichenstellungen in diese d ikta.torenfreundliche 
Richtung, die so ganz nach dem Geschma.ck der Reagan­
Leute in Washington ist. wurden schon lIor der r-.lärzwahl in 
Bonn lIorgenommen. Geht es nach dem Willen der rechte­
sten Kräfte. so soll "dic Wende" jetzt auch gegenüber der 
Dritten Weh perfekt gemacht werden; etwa indem das der 
CSU zugefallene Bundesministerium für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit (Br-, IZ) zur Schah steIle konfrontativer Welt­
politik umgebaut wird . 

Der bisherige Br-.·,Z-Minister, Strauß-Intimus J ürgen Warnke, 
ließ nach seinem Washington-Besuch Anfang Februar d .J . ­
der ,.ersten umfässenden deutsch-amerikanischen Abstim· 
mung auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik" (B~1 Z· l nfor­
mationsdienst Entwicklungspolitik. Nr. 2/ 25.2.1983) ver­
lauten, es habe eine .. bemerkenswerte übereinstimmung" 
mit seinen Gesprächspartnern gegeben. 
Kurz zuvor hatte J . Warnke gegenüber dem CSU-nahen 
Deutschland·~1agazin (Nr. 2/1983) die neuen Kriterien bei 
der Vergabe von Entwicklungshilfe klargestellt: .. Ein Land, 
das sich zur kommunistischen Staatengemeinschaft bekennt. 
kann nicht unser Entwicklungspartner sein. Unser Bestreben 
ist es vielmehr. Völker. die von kommunistischer Unter­
drückung bedroht sind, durch Ent ..... icklungshilfe in ihrem 
Freiheitsstreben zu unterstützen." 
Konkret bedeutet dies: Angola wird keine Entwicklungs­
hilfe gewährt. r-.lo~ambique erhält keine neuen Zusagen 
mehr. Auch gegenüber Nikaragua. dessen Hilfe aus Bonn 
schon jetzt von 20 auf 5 Mio DM gekün~t wurde. ist mit 
einer härteren Gangart zu rechnen. 

Die neue Devise aus Bonn lautet: Klare Unterscheidung zwi­
schen .. Freunden und Feinden" bei der lI ilfsvergabe. ganz 
nach dem St rick muster der Ost·West-Konfrontation des Kal­
ten Krieges! Und dies bei einem insgesamt um 28% gekürz· 
ten Gesam trahmen rur Entw icklungshilfe-Neuzusagen! 

So wird man wachsam sein müssen, ob die Bundesregierung 
in der nächsten Zeit wieder mit Krediten und Zuschüssen rur 
das Völkermordregime in EI Salvador aufwartet. Mit der 
Türkeihilfe hat die Rechtskoalition schon jetzt ke ine 
Schwierigkeiten mehr, obwohl sie offiziell die Verwirk­
lichung der .. Menschenrechte" zur Richtschnur bei der Ver­
gabe von Finanzhilfe gemacht hat. 
Und man darf gespannt sein, ob die verschlungenen Verbin­
dungen. über die die CDU/CSU zu afghanischen Rebellen­
organisationen verfUgt. zur amtlichen Hilfsaktion "weiter­
entwickelt" werden, wie der ehemalige entwicklungspoliti­
sche Sprecher der CDU.J .G. Todenhöfer, forderte. 
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Nichtpaktgebundene 

Rainer Falk 

Der 7. Gipfel von Delhi 

Wieder einmal durchzog das Kriterium "Sieg oder Nieder­
lage Moskaus oder Washingtons ? " fast durchgängig die hie­
sigen Kommentare l zu einer Gipfelkonferenz der Bewe­
gung nichtpaklgebundener Länder. Diesmal g-.tlten sie dem 
7. Gipfel. der vom 7.- 12. März 1983 in Delhi stattfand. 
"Angesichts der atomaren Tragödie, die uns bedroht, des 
Dramas der Unterentwicklung und Ausbeutung. das uns be­
drückt, und der wirtschaftlichen und sozialen Krise. die uns 
quält, ist ftir Resignation und Anpassung kein Platz", sagte 
Fidel Castro in seiner Rede vor dem Konferenzplenum. "Oie 
einzige Lösung. die dem mensch lichen Charakter gerecht 
wird. ist zu kämpfen. Und das ist die Botschaft, die ich in 
meiner Eigenschaft als scheidender Vors.itzender der Bewe­
gung nichtpaktgebundener Länder überbringe. Zu kämp­
fen!"2 
Diese Position unterscheideI sich zwar hinsichtlich der ihr 
eigenen Radikalität, Konsequenz und Militanz von dem tra­
ditio nellen Verständnis von Nichtpaktgebundenheit. Dieses 
begründete die Gastgeberin Indira Gandhi vor den Konre­
renzteilnehmern noch einmal im Rückgriff auf ihren Vater 
J awaharlal Nehm, einen "Gründungsvater" der Bewegung 
(siehe Kasten). Es entspricht wohl dem außenpolitischen 
Selbstverständnis der Mehrheit der Mitgliedsländer. 
Danach hat Nichtpaktgebundenheit selbstverständlich nichts 
zu tun mit "gleichem Abstand" von den beiden Großmäch­
ten ("Äquidistanz") oder Neutralität. Vielmehr orientiert 
sie sich positiv an den im anti kolonialen Kampf geborenen 
Idealen von "nationaler Unabhängigkeit und Freiheit", Frie­
denssicherung und Konfrontationsabbau in der Weltpolitik. 
Doch verbindet beide Grundpositionen - die traditionelle 
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Nichtpaktgebundenheit und deren konsequente antiimperia­
listische Ausformuliemng durch den revolutionären Flügel 
der Bewegung die Betonung der eigenständigen Rolle, die 
die Nichtpaktgebundenen in der Weltpolitik spielen müssen. 
Sie verbindet weiter das Streben nach Einheit der Bewegung 
bei gleichzeitiger Anerkennung ihrer Breite und Vielfalt so­
wie die selbstverständliche Inanspruchnahme des Rechts, 
auf der ausschließlichen Basis der Interessen der Mitglieds­
länder in den entscheidenden weltpolitischen und we!twirt­
schaftlichen Fragen selbständig Stellung zu beziehen. Gera­
de in diesen konkreten Fragen jedoch wiegen die Interessen­
gegensätze zu den fühn:nden entwickelten kapitalistischen 
Ländern schwerer als die verschiedentlichen Meinungsver­
schiedenheiten zu den sozialitischen Ländern oder die Kon­
flikte zwischen einzelnen Mitgliedern der Bewegung. 

Initiativreiches Gastgeberland Indien 

So schätzte Indira Gandhi auf einer Pressekonferenz am 
Ende des Gipfels ein, die Zusammenkun ft sei ein "voller 
Erfolg" gewesen. Diejenigen, die eine Spaltung der Bewe­
gung prophezeit hätten, seien wieder einmal enttäuscht wor­
den. 3 

Zu einer solchen Bilanz gehört auch die Feststellung, daß 
die meisten Mitgliedsländer in der Behauptung Singapurs, 
die Bewegung sei im Begriff, einem "sich im Zeitlupentem­
po abspielenden Piratenakt der prosowjetischen Mitglieder" 
zum Opfer zu fallen,4 wenig Realitätsgehalt erblicken 
konnten. Singapur exponierte sich in Delhi, stellvertretend 



für die Vereinigung Südostasiatischer Nationen (A5EAN), 
ebenso spektakulär wie erfolglos auf dem rechten Flügel der 
Nichtpaktgebundenen, als Verfechterin der Äquidislanzlinie 
(siehe Kasten) , 
Ein wesentliches Kennzeichen des 7. Gipfels in Delhi be­
stand indessen darin, daß es eine ausftihrliche Debatte über 
das ideologische Selbstllerständnis der Nichtpaktgebundenen 
- anders als auf dem Gipfel in Hallanna (s iehe AlB 
11-12/1979, S. 4-18) diesmal nicht gegeben hat. Ange­
sichts der Fülle konkreter und drängender Fragen, mit de­
nen sich die Nichtpaktgebundenen konfrontiert sehen, hälle 
dies wohl auch allzuleicht in eine Sackgasse führen können. 
Die großen Themen des Delhi-Gipfels waren vielmehr; er­
stens die aus der aktuellen Konfronta tionspolitik resultie­
renden Gefahren fur den Weltfrieden und die Notwendig­
keit, das Wettrüsten, insbesondere das atomare Wettrüsten 
zu beenden; zweitens die katastrophale wirtschaftliche und 
soziale Lage der Entwicklungsländer infolge der tidsten 
Krise der kapitalistischen Weltwirtschaft seit den 20er Jah­
ren; und dritte ns die lIerschiedenen politischen Brennpunkte 
und Krisenherde in der Dritten Welt, darin eingeschlossen 
die wachsenden Konflikte zwischen einzelnen Mitgliedslän­
dern der Bewegung. 
Das Gastgeberland Indien haI auf allen drei Gebieten bemer­
kenswerte Init iativen und Akzente eingebracht. Seine auf 
Ausgleich und Vermittlung bedachte Position trug dazu bei, 
daß die Konflikte der Niehlpaktgebundenen, die in den letz· 
ten Jahren zuweilen ihre lIandlungsfahigkeit einzuschränken 
drohten, nicht zu Sprengsätzen wurden. Eine Vermittlung 
im Krieg Irak-Iran ist zwar auch in Delhi nicht geglückt, vor 
allem weil der Iran dies strikt abgelehnt hat. Ob ein an die 
neue Prdsidentin gegangener Vermittlungsauftrag mehr Er­
folg hat, muß die Zukunft zeigen. 
Aher in den beiden Streitfragen Afghanistan und Kampu· 
chea hat sich die lIon Indien vertretene realistische Position 
11011 durchgesetzt, daß ein Abzug der in diesen heiden 
Ländern stationierten ausländischen Truppen nur auf der 
Basis politischer Lösungen erwartet werden kann, die hin­
längliche Sicherheitsgarantien ruf beide Länder beinhalten 
müssen. Der Versuch der ASEAN~Länder und der VR China, 
die Kampucheafrage zum bestimmenden Thema der Konfe­
renz zu machen, war schon auf der dem Gipfel vorgesehalte. 
ten Außenministerkonferenz stecken geblieben. Es zeigte 
sich, daß die auf dem 6. Gipfel 1979 in Havanna begonnene 
Politik des "leeren Stuhls", die den Sitz Kampucheas bis zur 
Klärung der Vertretungsfrage vakant hält, richtig war. 

Wer in diesen Konfliktfallen ein Stück mehr "Ausgewogen­
heil" im Sinne des "gleichen Abstands" zu den Großmäch­
ten in Ost und West erwartet hatte, der muß sich sagen 
lassen, daß dies wie es treffend in einem Korresponden­
tenbericht formuliert wurde - "ftir die meisten südlichen 
Nationen kein lIauptanliegen ist; die Hauptproblempunkte 
in den Augen der Bewegung - Südafrika, Israel, Mittelameri­
ka - hängen stark von Washington ab. das allgemein als die 
Hauptursache der Spannungen angesehen wird."s 
So weist die Politische Erklärung von Delhi gerade bei den 
heute wichtigsten Brennpunkten des Befreiungskampf! in 
eine antiimperial istische Lösungsrichtung, sei es im Südli­
chen Afrika, im Nahen Osten (Palästina), im Indischen 
Ozean, in der Westsahara oder in Lateinamerika und der 
Karibik (siehe Kasten). Ohne die Ein lösung der dort formu­
lierten Forderungen durch den Westen und insbesondere 
durch die USA bzw. ihre lokalen Stauhalterregimes ist rur 
keinen dieser regional<'n Konnikte, die fast alle den Spreng­
satz rur einen globalen Konnikt in sich bergen, eine dauer­
hafte Lösung denkbar. 
Neben dem immer noch starken politischen Antiimperia­
lismus . erwies sich in Delhi erneut die Vertretung gemein­
samer wirtschaftlicher Interessen als wichtiger Integrations-

faktor der Bewegung. Fidel Castro und d ie neue Vorsitzen· 
de, Indira Gandhi, zeichneten beide <'in erschreckendes Bild 
der wirtschaftlichen Krisenentwicklung der Dritten Weh seit 
der letzten Gipfelkonferenz. 

Auch hier liegen die Interessengegensätze des "Südens" zum 
Westen auf der lIand. 
So haben sich die Zahlungsoilanzdcfizite der Entwicklung1-
länder seit 1979 auf 100 Mrd Dollar verdoppelt. Die Schul­
denlast hat sich seither ebenfalls verzweifacht, und zwar auf 
mehr als 600 Mrd Dollar. Der Verfall der Rohstoffpreise 
(ohne 01), die den niedrigsten Stand seit 50 Jahren erreicht 
haben, hat das Exporteinkommen der Drillen Welt um 40 
Mrd Dollar verringert, wie lndira Gandhi den Delegierten 
darlegte. 
Fidel Castro hatte den Konferellzteilnehmern in Delhi ein 
imponierendes Zahlen ..... erk zur wirtschaftlich-sozialen Krise 
von 224 Druckseiten mitgebracht. 6 Der Report stützt sich 
ausschließlich auf international anerkannte Statistiken und 
ist eine vernichtende Bilanzierung der Entwicklungsperspek­
lilien der Dritten Welt im kapitalistis<:hen Weltwirtschafts­
system. 

Während Indira Gandhi in ihrer Rede feststellte, daß der 
"Nord·Süd-Dialog" trotz der Versprechungen der führenden 
wesdichen Industriernächte auf den Gipfelkonferenzen in 
Ottawa, Cancun und Versailles noch nicht einmal begonnen 

Die 101 Mitgliedsländer der Bewegung 

Oie Blockfreien 1983 . _ .... ,,9'_, 

Afrika (S I) 
Ägypten, Aigerien, Angob, Äquatorial-Guinea, Äthiopien, Benin, 
Botswana, Burundi, Djibouti, Elfenbeinküste, Gabun, Gambia, 
Ghana, Guinea, Guinea-Bissao, Kamerun, Kapverden, Kenia, 
Komoren, Kongo, Lesotho, Liberia, Libyen, Madagaskar, Malawi, 
Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mo .... mbique, Niger, Nigf:­
ria, Obervolta, Ruanda, Sambia, Sao Tome und Prindpe. Senegal, 
Seychellen, Sierra Leone, Somalia, Sudan, Tansania, Togo, Tschad, 
Tunesien, Uganda, Zaire, Zimbabwe, Swaziland, Südwestafrika· 
nische VolklOrganisation Namibias (SWAPO), Zentralafrikanilche 
Republik 

Asien (30) 
Afghanistan, Bahrein, Bangladesh, Bhutan, Indien, Indonesien, 
Irak, Iran, Nordjemen, Sildjemen, Jordanien, Katar, Nordkorea, 
Kampuchea, Kuweit, Laos, Libanon, Malaysia, Ma1ediwen, Nepal, 
Oman, Pakistan, Saudi Arabien, Singapur, Sn Lanka, Syrien, Ver­
einigte Arabische Emir .. te, Vanuatu, Vietnam, Palästinensische Be· 
freiungsorganisation (PLO) 

Lateinamerika (17) 
Argentinien, Belize, Bolillien, Ekuador, Guyana, Grenada,Jamaika, 
Kuba, Barbados, Bahamas, Kolumbien, Nikaragua, Panama, Peru, 
SI. Luda, Surinam. Trinidad und Tobago 

EurOI»!. (3) 
Jugoslawien, Malta, Zypern 

5 



Singapur -
Reagans trojanisches Pferd 

Da'! war ein Novum, daß ausgerechnet US-Präsident Ronald Reagan 
in einer Grußbotschaft an die 7. Gipfelkonferenz der Nichtpaktge· 
bundenen seine "Zuversicht" äußerte, die Bf,wegung möge zu ihren 
"ursprünglichen Prinzipien" zuriickkchrcn. Hauen nicht die Gei­
stesverwandten dC5 heutigen Präsidenten in der Ära dei Kalten 
Krieges eben jene Prinzipien als "amoralisch und kurzsichtig" O.F. 
Dulles) gcbr.mdmarkt? 
Wcnigu neu war da schon, daß auch bei diesem Gipfel zahlreiche 
als Journalisten getarnte US·DipLomatcn in den Wandelhallen des 
Konfcrcnzgcbäudcs bereitstanden, um die "trojanischen Pferde des 
I mperialismu~ in der Bewegung" (M. cl-Gaddhafi) zu "beraten". 
Mit dem tumusmäßigen Ende der kubani$Chcn Präsidentschaft wit­
terten die Rcagan-Lcutc Morgenluft für ihr Unterfangen. die Bewe­
gung der Nichtpaktgebundenen in die Richtung eines unbenimm­
len Neutralismus tu drängen uoo ihr auf diese Weise ihre anliimpe­
rialistische Sc::hlagkraft in der Weltpolitik tU nehmen. 
Beispielhaft hierfiir ist ein während des Gipfeb genartetcr IlTita­
lionsveTSuc::h Singapurs, dessen Präsident Lee Kuan Yewansonnen 
seine Geringsc::hätzung für die Bewegung dun::h regelmäßiges Nicht­
erscheinen auf ihren Gipfelkonferenzen zu demonstrieren pflegt. 
In einem an die -Konferenz teilnehmer "erteilten Dossier beklagte 
Singapurs PräsidenI, daß die Bewegung zu keinem Zeitpunkt Viet­
nam oder Afghanistan verurteilt habe. Weiter hieß es darin: 
.. In den vergangenen Jahren ist nic::hlpaktgebundenen Mitgliedern 
klar geworden, daß die Be .... ~gung unHihig iSI, die Sic::herheit ihrer 
Mitglieder zu gewährleisten, weder vor großen Räubern von außer­
halb der Bewegung, ja selbst nic::ht vor Mitgliedern der Bewegung, 
die sclbn imperiale Träume hegen oder die eher Gemäßiglen nell­
vertretend für ihre mächtigeren Wohltäter ausnutzen. 
D;e Bewegung 5<;heint angesichts der Versuche, sie von ihrer Neu­
tralität und Entsc::hlossenheit zum Sc::hutz der Integrität ihrer Mil­
glieder abzubringen, unschlüssig zu sein. In zwei jiingcren Fällen _ 
Kampuchea und Afghanistan - sind wir von den Aggressoren und 
ihren Stellvertretern in de r Bewegung nicht nur dazu iiberlinet wor­
den, unsere helfende Hand den Opfern nic::hl entgegenzustrecken, 
sondern auch dazu, unsere Stimme des Protests nic::ht zu erheben, 
weil wir unfahig waren zu sehen, wer der Aggressor uoo wer das 
Opfer ist. ( ... ) 
Die Einberufung der 7. Gipfelkonferenz nac::h Indien bietet rur die 
Bewegung eine Gelegenheit, auf den wahren Weg der Nichtpaktge­
bundenheit zurilc::kzukehren und der Nic::hlpaktgebundenheil eine 
Bedeutung rur die politi5<;hen und wiruc::haftlic::hen Herausforderun­
gen unserer Zeit zu versc::haffen. Die Frage ist. ob eine solche Ncu­
orientierung real oder kosmetisch sein wird. ( ... ) 
Der lIavanna-Gipfel (im Jahr 1979; d. Red.) war der Tiefpunkt der 
Erniedrigung, den die Bewegung bis dahin erreic::ht hatte. In Delhi 
können wir damit beginnen, die Achtung und Hoffnung, die die 
Bewegung einst aHraktiv machten, zuriickzuerobern_ 
Indien hatte in den 60cr Jahren, zusammen mit ein~n anderen 
Mitgliedern der nic::h tpaktgebundenen Bewegung, eine Position ver­
trelen, die im großen und ganzen im Zusammenhang mit dem 
Kampf zwischen den heiden Supermächten gesehen wurde. Indien 
half, die Einheit der Bewegung selbst zu einem üitpunkt aufrecht­
zuerhalten, als sein eigener Einfluß in den 70cr Jahren zurikkging. 
Die Gastgebersc::haft für den 7. Gipfel signalisiert die indiKhe Be­
reitschaft, sein Gewicht in die Bewegung einzubringen. 
Die moralisc::he Universalität, für die sich Indien im Kalten Krieg 
stark machte, ist mehr pragmatischen Einschätzungen des nationa­
len Interesses gewic::hen. Das ist nic::hl illegitim_ Dun::h die Ober­
nahme der Verantwortung der Präsidentschaft des Nichtpaktgebun­
denen-Gipfds hat Indien jedoch das Interesse anderer an sdnem 
historischen Bekenntnis zu den nichtpaktgcbundenen Prinzipien 
und den Idealen moralisc::hen internationalen Verhaltens wiederbe­
lebt. Kann Indien unparteiisc::h sein in den Fragen der Aggression, 
ausländisc::her Besetzung, Intervention und kolonialer BehelT­
schung, die gegen nic::htpaklgebundene Mitglieder vorgetragen wur­
den? (. .. ) 
Nach dem 7. Gipfel werden die Milglieder an Hand de r Schlüsselfra­
w::n der Bewegung darüber urteilen können, ob de r Delhi-Gipfcl 
lediglich die Selbsterniedrigung von Havanna abgesegnet oder die 
Bewegung vor dem Bordell, in das sie abgewandert war, gerettet 
hat." 
(International Herald Tribune, Paris/Zürich, 24,2.1983) 
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hat (s iehe Wortlaut der Rede in diescm Ilcft). unterstrich 

Fidel Castro: "Die unzureichenden und fast völlig nutzlosen 
Ergebnisse der Anst rengungen, eine Neue Internationale 

Wirtschaftsordnung zu errichten - eine Maßnahme. die im­
Iller dringlicher wird angesichts der größeren, tieferen und 

drastischeren Verschlechterung, die die Weltwirtschaftslage 
in den letzte n drei Jahren durchgemacht hat stehen in 

deutlichem Gegensatz zu den energischen und ununter­
brochen fortgesetzten Bemühungen der Niehtpaktgebun­

denen und aller unterentwickelten Länder wahrend dieses 
Zeitraums . .,7 

Zum Stand der in Havanna geforderten globalen Verhand­

lungsrunde tiber die Verwirklichung einer Neuen Internatio­
nalen Wirtschaftsordnung im Rahmen des UN-Systems sagte 

der Vorsitzende der Gruppe der 77, des hrute 125 Staaten 

umfassenden Wirtschafts:.r.usammenschlusscs drr Entwick­

lungsländer, Farooq Sobhan; "Die Verantwortung rur das 

Sc::heitern des Beginns globaler Verhandlungen in vor allem 

GfundunpI.'.' G. A. I"ö><f.l ".hf\! und 1 8_ Toto 19~" ,n "", .. " (J""»t.,,,."j 

darauf zuriickzufUhren, daß s ie von einigen der industriali­

sierten Nationen, und besonders von einer. zuriickgewiesen 
wurden_"a Es ist klar, wer gemeint ist, die Reagan-Admini. 

slTat ion , deren im Verhältnis zu den Entwicklungsländern 

vt:rfochtener Bilateralismus unvereinbar ist mit dem globa­

lc:n Verhandlungsansatz. 
Um ihre bcrec::htigten Forderungen nach einer demokrati­

schen Umgestaltung der internationalen Wirtschaftsbc:de­

hungen doch noch in Gang zu bringen, und dies trotz der in 

der gegenwärtigen kapitalistischen Weltwirtsc::haftskrise ge­

ringen Durchsetzungsmöglichkeiten, verfolgen die Nicht­

pakt gebundenen jetzt eine Strategie auf mrhreren Schienen: 

Einmal wird an der .·orderung nach einer globalen Verhand­

lungsrunde innerhalb des UN-Systcms festgehalten, und 

zwar mit der Zielstellung, weitreichende Strukturverände­

rungen in den wichtigsten weltwirtschaft lichen Institutionen 

zugunsten der Drillen Welt durchzusetzen. 

Dem vorgeschaltet werden soll - einem Vorschlag Indiens 

entsprechend - eine internationale NOlkonferenz. die So­

fort maßnahmen besonders rur d ie ärmsten und von der 
Krise am meisten betroffenen Entwicklungsländer. vor allem 
hinsichtlich ihrc::r Auslandsverschuldung beschließen soll. 

Zusammengenommen weisen diese: beiden Strategieelemente 

eine unübersehbare Ähnlichkeit mit den neuesten Vouc::hlä-



Aus der Politischen Deklaration von Delhi 

Südlich(:~ Afrika 
Die Deklaration bekräftigte "das unveräußerliche Recht des nami­
bis.chen Volkes auf SclbstbclIimmung und nationale Unabhängig­
keit in einem einheit lichen Namibia, einschließlich der Walvis-Bay, 
der Pinguin-Inseln und der anderen vor der Küste gelegenen ln­
~ln". Die Teilnehmer bckr'.Htigtcn ihre "Unterstützung rÜf den hel­
denhaften Kampf, der unter der Führung der Südwestafrikanischen 
Volksorgani!alion (SWAPO), der einzig legitimen und authenti­
schen Vertreterin des namibischcn Volkes, rur die Befreiung des 
Landes und die EITichtung eines unabhiingigcn namibischcn Staates 
geführt wicd". Oie Konferenz wies "auf das Schärfst\" die Koppe­
lung oder Parallele (zuriick), die von den Vereinigten Staaten zwi­
schen der Unabhängigkeit Namibias und dem Rücbug d~r kubani­
schen Truppen aus Angola hergestellt wird". 
Si~ v~rurteilt~ das "rassistiS<;he Regime Pr~torias" und seine andau­
~rnde geheime Zusammenarbeit mit b~stimmt~n westlich~n Un­
d~m und Israel". 
Di~ Konr~r~nz hat "mit groß..r Beunruhigung di~ Vervielfachung 
d~r militäriKhcn, politischen und wiruchaftlichcn Dntabilisie· 
rungsakte (feSlgeSlellt), die das südafrikaniKhe raui5lische Regime 
geg~n die unabhängigen Nachbantaaten Angola. Mo<;ambique, 
Sambia, Bouwana, Swa>;iland und die Seychellen begeht". Sie hat 
"den Aggressionskri~g. den das r.1S$istis<;he südafrikanische Regime 
gegen die Republik Moo;ambique führt. und bei dem u sich - al5 
verlängerter Arm der südafrikanisch~n Armee - bewaffneter Bandi­
ten und Söldner bedient, verurteilt". 

Weswhara 
Die Teilnehmer haben "die Konfliktparteien inständig (gebeten). 
unve~üglich Verhandlungen unter der SchirmheITSchaft des OAU­
Komitees aufzunehmen. um eine gerechte und dauerhafte Lösung 
des Westsaharakonflikts zu erreichen". 

Indischer O~ean 
Die Konferenz hat "beunruhigt und besorgt die fortge$et>;te Aus­
weitung der militärischen Präsenz der Großmächu in der Region 
des Indischen Oteans einguchät>;t, insbesondere die Vergrößerung 
der beuchenden Stützpunkte. die Suche nacb neuen Einrichtungcn 
rur Stützpunktinstallationen und die Errichtung neuer militliris<;her 
Kommandostrukturen dUf("h die Großmächte". Sie verlangte "die 
Wiederaufnahme der bilateralen Verhandlungen zwischen den Ver­
einigten Staaten und der UdSSR, die zur Verringerung und schließ­
lich zur Beendigung der militärischen Pr'.i$enz der betroffenen 
Mächte führen müssen". 
Die Nichtpaktgebundenen drückten ihre volle "Unterstüt>;ung für 
die Souveränität von Mauritius über das Olagos'Archipel unter Ein­
schluß von Diego Garcia" aus. 

Naher Osten 
Palästina.: Die Konferenz "hat besonders Israel wegen der Völker­
mordhandlungen \'erurteilt, die es gegen das palästinensische Volk 
in den Lagern Sabra und Shatila begangen hat" und "ebenfalls 
beschlossen. die internationale Gemeinschaft zur Einrichtung eines 
Kriegsverbre<;hertribunals aufzufordern. um Israel entsprechend 
internationalem Recht fUr die Verbrcehen zu verurteilen, die es 
gegcn das paläSlinensische Volk in allen seit seiner Gründung im 
Jahre 1948 bese~ten Territorien begangen hat". 

Sie verurteilt "die Unternüt~ung. die die Vereinigten Staaten dem 
israelischen Gebilde auf allen Gebieten. imbesondere auf mi litäri­
,,:;hem und politischem Gebiet, gewähren". 
Libanon: Die Konferenz hat "alle Staaten (eingeladen). die An­
strengungen Libanom zu unterstützen, um den Rückzug aUer nicht­
libanesischen Truppen zu erreichen, deren Präsenz nicht von den 
gesetzmäßigen libanesischen Behörden gebilligt wird". 
NahostkonOikt: Die Nichtpaktgebundenen unterstrichen, daß "die 
Palä$linafrage der Kern des Nahostproblems und der Ursprung des 
arabisch-israelischen Konflikt! ist". Sie erklärte. daß ein "gerechter 
Frieden in der Region nur auf den vollständigen und bedingungs­
losen Rückzug Israels aus allen besetzten palästinensischen und ara· 
bischen Territorien gegründet werden kann" und daß "keine lö­
sung als umfallend. gerecht oder akzeptabel angesehen werden 
kann. an deren Ausarbeitung und Annahme die PW nicht auf 
unabhängige Wei$e und gleichberechtigt mit den anderen betroffe· 
nen Partei~n beteiligt war". Die Konferenz hat sich den Friedens­
plan von Fes zueigcn gemacht und versichert, daß "die$er Plan, der 
auf internationalem Recht und den Prinzipien der Gleichheit und 
Gerechtigkeit beruht, die Grundlage für die Errichtung eines ge· 
rechten und dauerhaften Friedens im Nahen OSlen darstellt". 
Sie .. lobte die fortschrinliche Haltung. die Europa zum Nahost· 
und Paläninaproblem eingenommen hat," und lud die europäi­
schen Länder ein, "ihre politische, diplomat ische und materielle 
Unterstützung des palästinensischen Volkes und der arabischen 
Länder bei deren Bemühungen um die Wiederherstellung aller ihrer 
nationalen Rechte und der Rückgewinnung aller be$etzten arabi· 
schen Territorien zu verstärken". 

SüdonlLl;en 
Die Nichtpaktgebundenen erklärten, daß es "dringend notwendig 
ist, ein Mittel zu finden. um eine Tendenzwende durch eine umfas· 
sende politische Lösung zu erreichen. die den Rückzug aller auslän­
dischen Truppen vorsicht. und die somit die volle Achtung der 
Sou\'eränität, Unabhängigkeit und territorialen Integrität aller Staa' 
ten der Region einschließlich Kampuchea.s garantiert". Sie baten 
die Staaten Siidosta.siem, "einen Dialog zu beginnen. der >;ur Rege· 
lung ihrer Meinu"8sverschiedenheiten und >;ur Hentellung eines 
Friedens und einer dauerhaften Stabilität in der Region sowie zur 
Beendigung der Intuvention oder Interventionsdrohungen auswär­
tiger Mächte führt". 

Südwnt<lSien 
Die Nichtpaktgebundenen erneuerten den Dringlichkeitsappei der 
Ministertagung von 1981 in Delhi. um "eine politische Regelung 
(der Afghanistanfrage) auf der BlLIis des Rückzugs der ausländi­
schen Trupp!:n und der vollen Achtung der Unabhängigk~it, der 
Souveränität, der territorialen Integrität und de' nichtpaktgebun­
denen Status' Afghaninans sowie der strikten Einhaltung des Prin­
zips der Nichtintervention und der NichteinmiKhung" zu errei· 
chen. Sie drückten ihre Weruchätzung für die Bemühungen aus, die 
der Generalsekretär der UNO in diese Richtung unternommen hat. 

Lateinamcrih und Karibik 
Die Nichtpaktgebundenen hoben "mit Befriedigung den Kampf der 
Völker Lateinamerika.s" hervor. Sie verurteilten "die neuen und 
täglich ~unehmenden Einschiichterungsversuche gegen Nikaragua 
sowie die Gef;ihrlichkeit und die zunehmende Zahl der Aggreuio­
nen, denen es ausgesetzt ist". Sie "stellten mit Beunruhigung (fut), 
tiaß sich die Situation in EI Salvador weiterhin venchlechtcrt. weil 
die sozialen und wirtschaftlichen Probleme nicht gelöst wurden 
und die Repression und ausländische Intervention nicht aufhört". 
Sie "baten die Regierung der Vereinigten Staaten imtändig, eine 
konstruktive Haltung, die zur friedlichen Lösung des Problems bei· 
tragen könne, einzunehmen". 
Sie erklärten ihre "Unterstützung fur das unveräußerliche Recht des 
Volkes von Puerto-Rico auf Selbstbestimmung und Unabhängig­
keit" sowie für die "legitimen Forderungen der heute noch kolonia­
ler Herrschaft und Abhängigkeit unterworfenen Völker Latein· 
amerikas und der Karibik nach Freiheit, Frieden und Unabhängig­
keit". 
Schließlich bekräftigten die Nichtpaktgcbundenen ihre Unterstüt· 
zung Argentiniens bei der "Erlangung $einer Souveränität über die 
Malwinen auf dem Verhandlungsweg". Die Konferenz erkannte an, 
tiaß die Malwinen, Südgeotgien und die Siidl<tndwich·lnseln ein "in­
tegraler Be$landleil Lateinamerikas" sind. 
(Quelle: Le Monde, Paris , 15,3.1983, geringfügig gekürzt) 
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Rede Indira Gandhis 
( ... ) Noch ~or '5 Jahren lebten die meisten unserer Völke. unter 
einem fremden Joch, ohne MiuPDChcrccht in ihren eigenen Ange­
lcgcnhdttn. Mit der UNbhangigkcit vom Kolonu.lismus entstand 
die Nichtpakl~bundcnhclI. Und Anliim~ria1i!mus bestimmt nach 
wie vor unse.e I bltung. Wir können nicht die geringste Einschrin­
kung uruercr Enl$chcidung'i- und Ibndlungsfrcihcit riskieren. Wir 
haben mit keiner Gruppe .-on Nationen Streit. Aber ",~r buichcn 
Stellung gegen die Ungerechtigkeit. 
Ab mein V,lIer, J~wahJrlill Nchru, 1946 die Rcgicrungsgcsch"ft ... 
ilbcrnahm, crkLitrtc er die EnlKhlosu:nhcit Indiens, "sich von den 
M .. chtblöckcn. in denen sich Gruppen gegeneinander zusammenge­
schloslen haben, die zu den heiden vergangen.,n Weltkriegen ruhr­
leO und die tU noch größeren Katastroph~n fuhren können, f~rnzu­
hall~n_" 

Sp~t~r ~rläul~rte ~r, daß "man in dem Ausmaß und in dem Grad, 
wie die ausw~rtigen Beziehung~n au. den eig~n~n Händ~n in frem­
de Verantwortung ub~rg~h~n, nicht unabhängig i~t. D6halb wird e, 
nicht nur uruere Politik bleiben, ein~ Paklbinduog zu vermeiden, 
sondern auch zu v~rsuchen. fr~undschaftlkhe Zusammenarbeit zu 
eTmöglich~n. Wir wenden uns an die ganze Welt von eincr freund­
schafllich~n BolSi. aus." 

Nichtpakt~bundenheit heißt nicht Neutralität 

Je mehr Lander frei wurtkn, desto größer wurde die Zahl d~rjcni­
gen, di~ an di~ fri~dlich~ Koex.istelU. g1aubt~n und ~kh aus Militär­
bündninen hen.uwlten wollt~n. E. war nur natürlich. daß diese 
nichtpaktgebund~nen Under zu~mmenkamen. nicht um einen 
weit~ren Block zu bilden, sondern um der Stimme der ausgebeuI~­
ten Millionen durch eine moralische und pol.itische Bew~gung Aus­
druck zu verleihen. 
Das enorme Anwachsen der M1\g1i~dschaft in unserer Bewegung -
2~ in Belgnd, 100}c1Zl beweill, daß die Nichtpaklgebund~nheit 
dem Bedürfnis elOeT riesigen Zahl von Menschen auf den verschie­
d~n~n Konlinenl~n entspricht. Ihre Bedeutung ist nicht an der Zahl 
der Divisionen oder den l\.fegatonn~n zerstörerischer Macht, üb~r 
dL~ wir verfugen, zu ~JSen, .ondern an der Inlensität, mil der wir 
Fri~den und Freiheit, I::ntwie.lr.lung und int~mationale Gerechtig­
keit wünschen, 
Andere Regierungen mögen gegensätzliche Ansichten üb~r Recht 
und Unrecht haben. Wir. die Nlchtpaktgebund~nen, haben den 
Frieden gew .. hlt, sicherlich die richtige und eimjg mögliche Wahl. 
Wir haben Freunds.chaft zu allen Regi~rungen ge!iucht und werden 
diel auch weit~rhin tun, mit Au,nahm~ derjenigen Regierungen, di~ 
r.!;5istisch sind oder die di~ schwer ~rkämpfte Freiheit anderer be· 
drohen. Nichtpaktgebund~nh~it ist nicht unbeilimmt, nicht n~ga' 
t;v, nicht neutral. 
Nichtpaktgebundenheit in nationale Unabhllng:igkeit und Freih~it. 
Si~ steht für Frieden und Vermeidung von Konfrontation. Sie in 
auf das Fernbleib~n von Militarbi.indniS$~n ger;cht~t. Si~ b~d~utet 
Gleichheit unter den Nationen und D~moknlti~ierung d~r im~rna· 
tionalen Beziehungen, der wir\ichaftlich~n wie der politischen. Sie 
strebt auf der Grundlage d~s gegenw:itigen Vorteils ein~ globale 
Zu~mmenubell zum Nutzen der Entwic.lr.lung an. Sie ist eine Stra­
t~gie zur An~rkennung und Bewahrung der Mmnigfaltigkeit der 
Welt. ( ... ) 
Trotz (der Gipfelkonferenzen von; d. Red.) Otlawa (1981), CanciLn 
(1981) und V~rsai1ln (1982) hat d~f Dialog >;wisch~n den ent· 
wickeh~n und d~n Entwicklullg$lindern noch nicht einmal begon· 
nen. Nur w~nige im Nord~n ~rk~nn~n, daß die anhaltende soziale 
und wirtschaftliche Entwic.lr.lung des Südens in ihrem eig~n~n ln­
t~r~ue li~gt. Wir bil1~n somit nichl um Almos~n und Nächu~n­
liebe, sondern fordern ein gelundes wirtschaftliches Empfinden. 
Ein~ d~rartige Zusammenarbeit zwitch~n Nord und SUd wird von 
geg<'nseitig~m Nutzen lein. 
Die nichtpaktg~bunden~ U~w~gul\g in ~ntschlolsen für ~in~ durch· 
greifende Neuordnung der intcrnationalen Wirtschaftsbeziehungcn 
eingetreten. Wir sind gegen Ausbeutung. Wir lind für das Recht 
jed~r Nation auf ihr~ nationalen Reichtijm~r und eine eig~n~ Po· 
litik. Wir wollen eine gleichberechti gt~ Stimm~ in den int~rnatio' 
nalen Organisationen. Wir bekrlHtigen unser Engagement rur die 
ErTichtung einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung auf d~r 
Grundlage von GereChtigkeit und Gleichh~it. 
Auf dietcm Treffen sollten wir auch ein z1,lS3.mmenhingcndel Pro-
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gramm von Sofortmaßn;mmen entwickeln, die zu ergreifen sind. 
um den Entwicklungsl.indcrn auf den entKheid~ndsten Gebieten 
tu helfen. Wir sollten eine Strat~gie iur die kommende 6. Tagung 
der Handeb- und Entwick.1ungskonferenz d~r Vereinten Nuionen 
(UNcrAD, im Juni dJ.; d. Red.) und die anderen wkhtigen int~ .... 
nationalen Konferenzen entwerfen. 
Eine internationale Konferenz über W;'hrungsfTagcn und Entwick­
lungsfinamierung, die nicht den Norden hcvorzugt, ist dringend 
nötig. Währungs· und Finanzprobleme belasten auch die Staaten 
des Nordens und e rfo rdcrn eine Lösung zum gegenseitigen Nutzen. 
Eine solche Konferenz könnt~ umfassende Reformen des interna· 
tionalen Währungs· und Finamsynems vorschlagen, das heute an· 
erkannterweise veraltet ist. Si~ lollle die Beschaffung von Entwick­
lungsgeidern für Investition~n in lebell.'iwichtigen Bereichen wie Er­
nährung, Energi~ und induslficll~ Entwick.1ung erleichtern. 
Eine große Umschuldungs~ktion muß in Angriff genommen wer· 
den. DM Schuldenproblcm der Entwicklungsländ~r hat ein noch 
ni~ dagewesenel Ausmaß ~rTeicht. Allein der Schuldendienst ver· 
schlingt über 1/4 ihrer gesamten Exporteinnahmen. 
ungfrütige LöIIungen brauch~n Zeit und Vorbereitung. Dringende 
Probleme dulden keinen Aufschub. Einige Länder sind stärker be· 
trorr~n ab andere. Einige sind in eineT vel"loweifelten finanziellen 
Notlage. Sie können nicht auf das Handeln d~r gesamten Weltge· 
meinschaft woutrn. 
Unsere Bewegung hat ihnen gegenibcreine V~rpßichtung, und dieJ 
libentrigt weder die menschlichen Reuourccn, die trchnologischen 
Fertigkeiten und di~ infr-ütrukturellen Kapazitäten. noch die Fi­
nanzkroft, die wir gegen"-'.rtig besitzen. Die Eigenständigkeit (self­
reli<l.nce) sollte bei den Schwächsten von uns beginnen. und Hilfe 
JOUte auf Sdbstentwicklullll abziel~n. ( ... ) 
EntwickluTl8' Unabh;ingigkeit, Abriiuung und Frieden sind ~ng mit­
einander verbunden. Kann eJ Frieden geben, wenn es Atomwaffen 
gibt? Ohne frieden, ~gte mein Vater, zerfallen aUe unser~ Tri.umc 
von Entwicklung tU AKhe. ( ... ) 

Für politisc he KonOikt!ösungen 

Au! Machtstreben und dem WunKh her.lus, dem anderen immer 
um eine Nasenlänge voraus zu sein, geh t das W~ttriistcn weiter und 
auch deshalb, weil viele Industrien und Interessen davon pr&­
fiti~ren. 
In letzter Zeit wurde die Vorstellung verbreitet, daß taktische 
Atomwaffen in "begrenzten Krieg~n" ~insctzbar scien. Mächtige 
Staaten propagieren die unhaltbare Doktrin der Abs.chrcckung. 
Neue Gebiete gelangen in die Reichweite von nrat~gilChen Grup­
pIerungen, Militllrblöck~n und -bündnisscn. Neue Stützpunkte und 
Anlagen werden erTichtet. Deshalb müssen unscre Antwo"en ~ich~­
r~r, schneller und achäner sein. 
Sopr in den Undern, die selbst Atomwaff~n produzieren. und in 
denjenigen, '""0 ,it aufgeiteIlt werden, besteht ein allgemeiner 
Wunsch nach Frieden. Die nichtpaktgebundene Bewegung in die 
größte Fricdembewc-gung der Geschichte. Sie bcgritßt diese spon· 
tanen Erhebungen der Völker. Aber die Regierungen beharren auf 
deT Anerk~nnunc, Ausübung und VerfoJsung ihrer eigenen selbst­
süchtigen urategischen Interessen und Einflu65phären, dem Gleich­
~icht der Krafte und den Bcvonnundungcn, die an dk eirutige 
Theorie vom Gotte~~ntum ~rinnern. 
Du Paradoxe urucrcs Zeitalters best~ht darin. daß die Aruichten 
den Vontelluf'llCn einfacherer Zeiten verhaftet bleiben, während 
die Waffen immer ausgekhigdter werden. Technisch ist du Kolo­
nialzcitalter vorbei. Aber d~r Wunsch zu helTSChen bleibt beSlehen. 
Der Neokolonialismus begegnet uns in allen möglichen Verkleidun­
gen _ in Technologi~ und Kommunikation, in liandd und Kultur. 
Et bTllucht Mut und Integrität, ihm zu widentehen. 

Et wird starker politischer und wirtschaftlicher Druck ausgeübt. 
Die ohnehin beschrlinkt~ wiruchafdiche Lcbensfahigkeit, ja sogar 
das Überleben vieler nichtpaktgebundener Staat~n, in§besondere 
solcher mit niedriger Einwohnerzahl, ist durch künstliche Schran· 
ken im llandel, im Technologi~lran$fer und beim Zugang zu Roh­
lIoffen bedroht. Wir soUten in der uge sein, Maßnahmen 'l:U ent­
wickeln, um diesen kIemen Staal~n zu hdf~n, ihre Unabhängigkeit 
und Nichtpaktgebundenhei t zu bewahren. 
Nur durch Koexistenz kann CI überhaupt eine Existenz geben. Wir 



Ind, .. O.ndh, mit dem I'LO,Vof'\ltund<n Y. Arofo, (I,) 

betrachten Nichteinmischung und Nichtintervention als die grund· 
legenden Gesetze internationale Beziehungen. In Asien, Afrika und 
La(einamerika finden jedoch verschiedene Arten der Einmischung, 
offen oder verdeckt, statt. Sie alle sind unerträglich und nicht 
akzeptabel. Einmischung führt zur Intervention, und eine Interven­
tion zieht oft eine andere nach sich. 
Weder eine einzelne Macht noch eine Gruppe hat das Recht oder 
die moralische Autorität, sich so einzumischen oder einzugreifen. 
Man kann nicht einen Fall verurteilen, einen anderen aber entschul­
digen_ Jede Situation hat ihre spezifischen Ursachen. Welche dies 
auch immer sein mögen, es müssen politische und hiedliche Lösun­
gen gefunden werden. 
Alle Staaten müssen nach dem Priru:ip handeln, daß Gewalt oder 
die Androhung von Gewalt nicht gegen die territoriale Integrität 
oder politische Unabhängigkeit eines anderen Staates eingesetu 
werden. 
Was macht eine Einmischung möglich? Sicherlich unsere wirt· 
schafllicbc Schwäche, aber auch unsere Meinungsverschiedenheiten 

und die Uneinigkeit innerhalb unscrer Bewcgong. Es ist eine Tradi· 
tion, auf unse ren Treffen Diskussionen über Konnikte zwischen 
MitgJiedsländem zu vermeiden. Wir versuchen, uns auf Dinge zu 
konzentrieren, die die Einheit herstellen, und diese Einheil1.u ver­
größern. anstall uns in scharfen Auseinandersetzungen gcgenscitig 
zu zerfleischen. 
Aber so viele sind an mich herangetreten, und unsere Freundschaft 
mit dem Iran und dem Irak ist so aufrichtig, UTl$Cr Wunsch so groß, 
daß ich an den Iran und den Ir .. k appelliere, ihren tragischen Krieg 
zu beenden. Ich glaube, daß dies die einhellige Meinung aller ihrer 
Freunde ist, die ihr Bestes wollen. 
Wir hoffen auf eine baldige Normalisierung in Afghanistan. 
Wir sind uns einig in unserer Unterstützung für das heldenhafte, 
heimatlose und grausam verfolgte paläslinensische Volk. Israel fuhlt 
sich berechtigt, jcdwedes Verbrechen zu begehen, unverfroren in 
sciner Aggression, ohne Reue über seine Verstöße gegen internatio­
nales Gesetz und Belragen. Aber kann es sich den legitimen Rech· 
ten des palästinensischen Volkes für immer entgegenstellen? 
Der andere berüchtigte Verbrecher ist das südafrikanische Regime, 
das sich der internationalen Gemeinschafl ungestraft widersetzt. EJ 
ist zurecht bemerkt worden, daß die bloße Existeru: der Regierung 
von Pretoria, die den Rassismus institutionalisiert, die Gleichheit 
der Menschen verneint. Die Aggression gegen das eigene Volk, ge­
gen das Volk Namibias und die Völker anderer Nachbarstaaten, ist 
ein Affront. 

Ein dritter Punkt, in dem wir UIU einig sind, in der Widerstand 
gegen die verstärkte Militarisierung des Indischen Ozeans und den 
atomaren Ausbau des Stützpunktes auf Diego Garcia. Wir sollten 
unsere Bemühungen ~erdoppeln, um sicherzustellen, daß die Kon­
ferenz der Vereinten Nationen über den Indischen Ozean fruher als 
beschlossen einberufen wird. Die Küstenstaaten, die Bewegung der 
Nichtpaktgebundenen und die Vereinten Nationen haben immer 
wieder erklärt, daß der Indische Ozean eine FriedenS"~one lICin 
sollte. ( ... ) 
Unsere Pläne für ein bes~eres Leben für jedes unllCrer Völker hängen 
vom Weltfrieden und der Umkehrung des Rüstungswettlaufs ab. 
Nur eine allgemeine und vollständige Abrüstung kann glaubhafte 
Sicherheit gewährleisten. Die auf einen geschlossenen Kreis von 
Atommächten bcschrunkten Verhandlungen haben nur geringe 
Forts.chritte gemacht. Wir sind Staaten ohne Atomwaffen, die die 
ausschließliche friedliche Nutzung der Atomenergie wollen. Aber 
auch wir haben ein Recht zu leben und gehört zu werden. 

Appell an die Atommächte 

Im Namen der Menschheit und in unser alter Namen fordere ich die 
Atommächte auf, Schluß zu machen mit der Politik der Drohun· 
gen, sei es dur<:h AlOmwaffentests, durch die Produktion und Sta­
tionierung von Atomwaffen, und die Abrüstungsverhandlungcn mit 
der festen Absicht, eine übereinkunft zu erzielen, fortzuselzen. 
Die Augen der Welt sind auf uns gerichtet. Die Menschen in Indien 
und in allen unseren Lindern haben hohe Erwartungen an unllCre 
BeralUngen. Laßt uns deshalb hier beschließen: 
• zweckmäßigere Schritte zu fordern, um die Demokratisierung 
des internationalen Systems voranzutreiben und eine Neue Inter­
nationale WiruchafUordnung herbeizuführen; 
• eine internationale Konferenz über Währungsfragen und Ent· 
wicklungsfinanzierung zu fordern, auf der Methoden entwickelt 
werden, um Finanzmittel für die kritischen Bereiche Ernährung, 
Energie und industrielle Entwicklung zu beschaffen; 
• unser ":ngagement rur die kollektive Eigenst;'ndigkeit zu bekr.i.f­
tigen. 
• Vor allem wollen wir erneut unserer Überzeugung Ausdrock ver­
leihen, daß Unabhängigkeit, Entwicklung, Abrüstung und Frieden 
unteilbar sind und unseren unerlchütterliehen Glauben an die fUnf 
Prinzipien, welche die Grundpfeiler der Nichtpaktgebundenheil 
sind, bekräftigen, nämlich Souveränität und territoriale Integrität, 
Nichtangriff, Nichteinmischung, Gleichheit und gegenseitiger Vor­
leil sowie friedliche Koexistenz. Wir wollen unsere Unterstützung 
fUr die heldenhaften Paläslinenser und Namibier sowie für alle 
Opfer der Aggression Israels und Südafrikas wiederholen und uns 
\·erpnichten, die Vereinten Nationen zu stärken und das Jahr 198~ 
diesem Zweck zu widmen. ( ... ) 

: lndia News, Bonn, Nr.9{9.'.1983) 
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gen der Nord-Süd-Kommission auf (siehe den Beitrag von 

Hans Mayc:r). 

Wesentlich mehr Gewich t wollen die Nich tpaklgebundenen 
zukünftig aber auf die Verstärkung der wirl5chaftlichen Zu­
samm enarbeit untereinander, auf der Basis der Prinzipien 
kollektiver Eigenständigkeit (colleetive self-reliance), legen. 
Damit soll langfrist ig ihr Verhandlungsgewicht in der Aus­
eina ndersetzung um die Neue Internationale Wirtschaftsord­
nung erh öht werden. Gegenwärtig würde es allenthalben 
schon als Fortsch ritt eingeschätzt, wenn Vorschläge durch­

gesetzt werden könnten, die letztlich auch im aufgeklärten 
u nd langfristigen Eigeninteresse des kapitalistischen Systems 
lägen. 

Mit ihrem Appel an die Atommächte {siehe nachs tehenden 
Wortlaut} haben die Nichtpaktgebundenen eine Kontinui· 
tätslinie wieder aufgenommen, die bereits während der 
I. Gipfelkonferenz mit einem ähnlich en Appell angesichts 
der Kuba krise begrün det w urde. 9 Seit dieser Zeit war viel­
leich t niemals mehr so deutlich wie heute, daß ohne eine 
Beendigung der Konfrontationspolitik, des Wettrüstens ins· 
besondere auf atomarem Gebiet, ohne konkrete Abrüstungs­
maßnahmen die Lösung der Lebensfragen von Hunger, Un­
terentwicklung und die Verwirklichung einer Neuen Inter­
nat ionalen Wirl5chaftsord n ung nich t vorste llbar sind. 
Dieses Bewußl5ein über den Zusammenhang von Frieden 
und Entwicklung ist unter den Nichtpaktgebundenen heute 
stärker denn je , obwohl sich unter ihnen auch eine ganze 
Reihe von Ländern befinden, die einen hohen Anteil ihrer 
Haushalte ftir Rüstungszwecke aufwenden, sei es, weil sie 
sich gegen Aggressionen von außen zur Wehr setzell müssen 

Appell des 
I. Unsere Wdt wird immer unruhiger und unsicherer. Die internatio­
nalen Wiruchaftsbeziehungcn sind weiterhin von Ungleichheit, Herr­
schaftsstreben und Ausbeutung gekennzeichnet. Der Ernst der Situa· 
tion wird an der Intensivierung des Wellrünens, am Widerstand des 
Starken gegen Initiativen rur Veränderungen zUgl.lnsten des Schwa· 
chen, an der Verwicklung von Großmächten in regionale Konflikte 
und an de r Gefahr einer weltweiten nuklearen Katastrophe deutlich. 
2. Frieden und friedliche Koexistenz, Unabhängigkeit, Abriistung 
und Entwicklung sind die zentralen Probleme unscrer Zeit. Doch 
Frieden muß sich auf Gerc.:htigkeit und Gleichheit griinden, weil die 
unzuliissige Ungleichheit und Ausbeutung, hervorgerufen durch 
Koloniali!;mus und Imperialismus, die wichtigsten Ursachen für Span­
nungen, Konflikte und Gewalt in der Wdt bleiben. 

Eine n Kernwaffe nkrieg verhindern ! 

3. Wir, die Staats- und Regierungschefs der nichtpaktgebundenen 
Länder, appellieren an die Großmächte, das Wetlriisten einzustellen, 
das im ständig wachsenden Maße die knappen materiellen Ressour­
cen verschlingt. das ökonomische Gleichgewicht zerstört und viele: 
unserer besten wissenschaftlichen Talente für unnütze und destru k· 
tive Zwecke vergeude\. Diese Ressourcen sollten fü r die Wiederbele­
bung und Umstrukturierung der Weltwiruchaft eingesetzt werden. 
Die durcb Abriistungsmaßnahmen freigesctzten Ressourcen solhen 
für die Förderung der Entwicklung in den Entwicklungsländern ver­
wendet werden. 
4. Die nichtpaktgebundenen Länder, die für die Meh rheit der inter­
nationalen Staatengemeinschaft sprc.:hen, verlangen eine unverzüg' 
liehe Beendigung des Abgleitens in einen nukle;trc:n Konflikt , der 
nicht nur das Wohl der Menschheit in UnSCrer Zeil. sondern auch 
künftige Generationen bedroht. Die Kernwaffenmächte münen diese 
Stimme der Völker der Welt beachten. Alle Anzeichen deuten darauf 
hin, daß 1983 ein entKheidendes Jahr für die nukleare Abriistung 
sein könnte. 

(z. B. Ango la, Vietnam, Nikaragua, Kuba), sei es aber auch, 
weil sie regionale Vorhernchaftsamhitionen verfolgen oder 
Gebieuansprüche gegen andere Milgliedsländer notfalls auch 

mit militärischer Gewalt durchzusetzen bereit sind (z.B. So­
malia, Irak, Marokko). 
Daß die imperialistischen Rüstungsexporte gerade in letztere 
Länder zu einer Verschärfung des Konfliktpotentials inner­
halb der Dri tten Welt führen, liegt auf der I land. Es ist 
deshalb geradezu heuchlerisch, wenn I'olitiker hierzulande 
me inen, mit dem Verweis auf die Rüstungsanstrengungen 
der Dritten Welt die dort erhobenen Forderungen nat:h ei­
nem Einfrieren der Atomwaffenrüstung und ihrer anschlie­
ßenden Verschrottung als belanglos abtun zu könn en. 

Die moralische Integrität der Niehtpaktgebundenen reicht 
allemal hin, um wie die neue Vorsitzende der Bewegung, 
Indira Gand h i - die abenteuerliche Vorstellung der Penta­
gon-Strategen vom Sieg in einem sog. regional begrenzten 
Atomkrieg zurückweisen zu können. 

Anmcrkungt:n: 
1) Vgl. U.a.: Fr~nkfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 12. und 

14.3.1983 
2) Zit. nach : Gr.mma. \\'eekly Review, Havanna, 13.3.\983 
3) Lc: Monde, Paris. 15.3. 1983 
4) Vgl. Lc: Monde, 13.-14 .. ~. 1 983 
5) Latin Ameriea Weeldy Report (LAWR), London, 18.3. \983 
6) Fidel Castro, The World Economie and Social Crisis. Iu impact 

On the underde"eloped countries, iu somber prmpeclS .. nd the 
need to struggle ir we are 10 survive. Report to the 7th Summit 
Conference of Non-A1igned Countriu, Havanna 1 ~83 

7) Ebenda, S. 23 f. 
8) Zit. nach: LAWR, a.a.O. 
9) Vgl. Dokumente der Nichtpaktgebundenen, Köln 1981, S. 32ff. 

Wir fordern die Kernwaffenmächte auf. dringende und praktische 
Maßnahmen zur Verhinderung eines Kernw;tffenkrieges zu ergreifen. 
Sie: rollten sich auf eine internationale Konvention einigen, die den 
Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen unter 
allen Umständen verbietet. und die weitere Produktion und Statio· 
nierung von Kernwaffen stoppen. Wichtig ist auch, daß sie bestehen· 
de Abkommen über die Rüstungsbegrenzung einh;tlten und sich zu­
gleich darum bemühen, umfassendere und wirksamere Programme 
auszuhandeln, die zur allgemeinen und vollständigen Abriistung, be­
ronders zur nukle:aren Abrü5lung unter internationaler Kontrolle 
fUhren. 

5. Oie Weltwittschaftskrisc. in einigen großen Industrieliindem her­
vorgerufen, hat jetzt wirklich globalen Olarakter und ein weltweites 
Ammaß angenommen. In den entwickelten Ländern hat sie zu wirt­
schaftlicher Stagnation und steigender Arbeitslosigkeit geführt, 
worauf diesc mit der Einführung einer protektionistischen und nach 
innen gekehrten Politik reagiert haben. 
In den Entwicklungsländern. deren Wirtschaft beronders verwundbar 
ist, hat sie enorme Zahlungsbilanzdefizite, steigende Schuldenlasten 
und die Verschlechterung der Handelsbedingungen mit sich gebracht, 
was auf den steilen Abfall der Rohstoffpreise und den dr-,mischen 
Anstieg der Preisc für jene Indu5l rieeneugni5se, die sie importieren 
müssen, zurückzuführen ist. Das alles haI viele dieser Länder an den 
Rand der Katastrophe gebracht, 

6. Nie zuvor waren die wirtschaftlichen Geschicke der entwickelten 
Staaten und der Entwicklungsländer so eng miteinander verbunden. 
Doch ~iele reiche Nationen der Welt wenden sich inmitten dieser 
allgemeinen Krise mehr dem katastrophalen Bilateralismus der 20er 
und 30er Jahre als einem klugen Multilateralismus zu. Sie weigern 
sich immer noch einzuschen, daß die wirtschaftliche Wiederbelebung 
des Nordens ohne das wirtschaftliche Oberleben des Südens einfach 
nicht möglich ist. Lösungen fUr die Probleme müssen unbedingt glo· 
baler Natur sein. 
7. Die gegenwärtige Krise hat die Unzulänglichkeit der bestehenden 



int~rna.tional~n Wirtschaftsordnung demonstriert, die Entwicklungs­
probleme zu bewaltig~n, Ein~ grundHche Umstrukturierung dieser 
Ordnung dur~h ~inen ProzeB globaler Verhandlung~n ist notwendig. 
Alle Hindernisse müssen jet:tt überwunden w~rd~n, damit di~s~ Ver­
handlung~n ohne Verzug beginnen können. Die ,ichtpaktgebunde­
nen Länder setzen sich für Bemühungen und di~ Schaffung der 
Neuen Internationalen Wirt.schaftsordnung auf der Grundlage von 
Gerechtigkeit und Gleichheit ein. 
8. Gleichzeitig müssen unverzüglich Maßnahmen getroffen werden, 
um einen Prozeß der Wiederbelebung einzuleiten und der Weltwirt· 
schaft wi~d..". zu anhalt~ndem Wachstum zu verhelfen. Die Aktivie· 
rung und Stimulierung des Wachstumsprozesses in den Entwicklung~­
ländern müssen ein Ihuptziel die:;er Bemühungt'n sein. Auf mehreren 
Gebieten sind sofortige Maßnahmen notwendig. 

Solidarität mit Palästina, Namibia, Südarrika, Mittelamerika 

Be50nderes Gewicht muß dar~uf gelegt werden, die Entwicklungslän­
der, besonders die am wenigsten entwickelten unter ihnen, in die 
Lage zu ~'ersetzen, ihre akuten Zahlungsbilanzprobleme zu lösen, 
ohne daß ihr Entwick]ungsproz~ß gestört wird. Gleichzeitig müssen 
die Deckung ihres Grundbedarfs an Nahrungsgiitern und Energie, er· 
weiterter Zugang zu anderen Märkten und gerechte Rohstoffpreise 
gewährleistet werden. 
Die protektionistischen Tendenzen müssen umgekehrt und um·erzüg· 
liche Maßnahmen zum Abbau der Handelsschranken verwirklicht 
werden. Es ist notwendig, dem ungleichen Au~tausch zwischen den 
entwickelten und den Entwick]ungsländern ein Ende zu bereiten. 
Außerdem sind viele Entwicklungsländer wegen ihrer Unfahigkeit zur 
Erflillung ihrer Zahlungsverpflichtungen in einer tragischen Situation. 
Dieses ernste Problem sollte eilig in Angriff genommen werden. 

9. Wir schlagen die unverzügliche EinlM:rufung einer internationalen 
Währun8s- und .'inanzkonferenz flir Entwicklung unter universeller 
Beteiligung und eine umf ..... sende Umstrukturierung des internationa­
len Währungs· und Finanzsystems vor. 
10. Wif sind tief besorgt uber die Spannungen und Konfrontation-­
zwischen den Großmächten und ihre beunruhigenden Auswirkung 
auf die nichtpaktgebundenen Länder. Wir sind entschlossen, dem 
wirtschaftlichen und politischen Druck standzuhalten, der von einer 
Großmacht gegen kleine und verwundbare Staaten ausgciibt werden 
könnte. 
11. Drängende politische Probleme erfordern aufrichtige Anstren· 
gungen aller Länder der Welt, sie im Einklang mit den Prinzipien des 
Friedens und der Gerechtigkeit, der Unabhängigkeit und der G]eich· 
heit zu löscn: die dringende Notwendigkeit, das unveriufkrliche 
Recht des tapferen paJäuinensischen Volkes, das einen heldenhaften 
Kampf gegen die israelischen Kr'.ifte führt, auf einen eigenen natio· 
nalen souveränen Staat im Einklang mit UNO-Resolutionen anzuer· 
kennen, der Abzug Israels aus Jerusalem, Palästina, den be:;elZten 
arabischen Territorien und aus dem libanon, die Herbciführung der 
Unabhängigkeit Namibias durch die rasche Verwirklichung der Reso· 
]ution 43S des Sicherheitsrates, die Notwendigkeit, in Mittclamerika 
durch politische Verhandlungen zwischen den betroffenen Seiten 
Frieden zu erreichen; sowie die Probleme in Südostasien, Südwest· 
asien, dem Indischen Ozean, im Mittelmeerraum sowie in anderen 
Gebieten der Welt. 
Nicht weniger dringlich ist die gemein$ame Veralllwoflung, die wir 
alle haben, um zu sichern, daß unscre Mitmenschen üben.n ein 
würdevolles Leben führen können. Auf dem afrikanischen Kontinent 
und an seinen seit langem leidenden Völkern wurde viel Unrecht 
begangen. Das Volk Südafrikas kämpft tapfer gegen das verhaßte 
Unterdrückungssystem des Rassismus und der Apartheid. Wir bekräf-

tigen unsere Solidarität mit den afrikanischen Völkern und ihrer 
edlen Sache. Es gibt einige Großmächte, die in der Lage sind, dazu 
beizutragen, dieses Ziel schneller und, so hoffen wir, mit weniger 
Leid zu erreichen, Wir fordern sie ernstlich dazu auf. 
12. Wir haben uns verpmchtet, auf der 38. Sitzung der UN·Vollve .... 
sammlung auf die Behandlung dieser und anderer entscheidender 
Probleme zu drAngen. Wir fordern die Staats· und R~gierungschefs 
aller Länder der Welt auf, sich uns anzuschließen. Wir sind bereit, bei 
der Suche nach fairen, schnellen und gerechten Lösungen rur diese 
Probleme mit ihnen zusammenzuarbeiten. Wir haben ein gemein· 
sames Schicltsal. 
13. Die Kri.." mit der unsere Zivilisation heute konfrontiert wird, ist 
beispiellos in der Geschichte. GroBe Aufgaben erfordern kluge Ent· 
scheidungen, Wir appellieren an die Großmächte, das Mißtrauen auf­
zugeben. aufrichtige und vorwärtsweisende Verhandlungen aufzuneh· 
men, um im Geiste gemeinsamen guten Willens Einigung über ver· 
schiedene Abrü.llungsmaßnahmen zu enielen und einen Ausweg aus 
der sich vertiefenden Wirtschaftskrise zu finden, die uns alle bedroht. 
Vereint sind di~ Mitglieder der nichtpaktgebundenen Bewegung be· 
reit, aUes in ihrer Macht Stehende zu tun, um diesen Prozcß zu 
fördern. Die Erde gehön uns allen - hegen und pOegen wir sie in 
Frieden und wahrer Brüderlichkeit auf der Grundlage der Würde und 
Gleichheit des Menschen. 
(Quelle; ADN, Berlin, ]4.3.1983) 
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Indien 

Andreas Krajczek 

Mahatma Gandhis Ideale 
noch immer unerfüllt 

-

"Es ist ein Grundsatz der blockfreien Nationen. daß alle als 
Gleiche betrachtet werden. Niemand ist Filhrer. und wir 
wolkn auch niemanden mhren, Indien zuletzt. Und ich per­
sönlich wUnsche keine Fiihrerrolle. Aber wir spielen eine 
wichtige Rolle ... Wir sind nicht bereit. \'on irgendcincm 
Land oder Block dirigiert zu werden:'} So kennzeichnete 
Indiens Premierministerin lndira Gandhi den wellpolitischen 
Standort ihres Landes. Tatsächlich ist Indiens führende Rol­
le unter den Anliegerstaaten der Region Südasien und bei 
ihren Bestrebungen um eine Frit"dcllszone im Indischen 
Ozean unumstritten. 
Daß am 7. l\Iän: d.J., zu Beginn des 7. Gipfeltreffens der 
~ichtpaklgcbundcnen in Delhi. die Rolle des Sprechers der 
:':ichtpaktgebundenen von Kubas Fidel Castro an Indira 
Gandhi überging, trug Indien neuerliches internationales 
Prestige ein. 
Wegen seiner außenpolitischen Haltung wird Indien der.teit 
zur Zielscheibe \'on Destabilisierungwersuchen seitens der 
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Reagan-Administration. Die indische Zeitung Patriot ent­
hüllte am 25.1.1983 einen Balkanisierungsplan der USA ge­
gen Indien und weitere .. widerspenstige·· Länder der Dritten 
Welt (siehe Kasten). Ihm zufolge soll Indien durch "Spezial­
operationen" des CIA. d.h. durch das Schuren ethnischer. 
kommunaler und rassist;her Konflikte. Wirtst;haftssabotage 
und die Organisation politist;her Umstunaktionen. "neutra­
lisiert" werden. 
Vor diesem lIimergrund erhalten die verheerenden Aus­
st;hreitungen. die sich während der Wahlen im nordostindi­
schen Bundesstaat Assam im Februar d.J. ereigneten. beson­
deres Gewicht. über 3.000 Menschen wurden Opfer von 
Pogromen. die assamesist;he Nationalisten an Einwanderern 
verübten. die überwiegend aus dem Gebiet des heutigen 
Bangladesh stammen. 
Entzündet hatten sich die Unruhen daran, daß die Zentral­
regierung in De1hi gegen den Widerstand assamesischer 
Nationalisten Regionalwahlen ansetzte und durchführte. Die 
Opponenten forderten eine Lösung der "AusJanderfrage", 
d.h. den "Stopp der überfremdung" Assams durch Zuwan· 
derer (sie machen rund 14% der Gesamtbevölkerung aus) 
und den Entzug des Wahlrechts für sie noch vor den Wahlen. 
Nat;h der Ablehnung dieser Forderungen durch Delhi riefen 
sie zum Boykott der Wahlen auf. der die Wahlbeteiligung 
auf St;hätzungen zufolge - unter 10% sinken ließ. Der 
Wahlsieg des regierenden Indischen Nationalkongresses 
(INC), der 2/3 der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen 
konnte, wird damit zur Farce. 2 

Die Kampfansage oppositioneller Kräfte an die in Assam 
neugebi!dete Regierung macht einen weiteren Dauerkonflikt 
auf dem indischen Subkontinent, wieder einmal bedingt 
durch Nationa!itäten- und Regionalisierungsprobleme. wahr­
scheinlich, Sie wirft zugleich die Frage nach der wirtschaft­
lichen Lage I ndiens auf. 

Wirtschaftlich ein Mehr an Unabhängigke it. .. 

Ober 35 Jahre nach seiner Unabhängigkeit und 3 Jahre nach 
dem erneuten Amtsantritt der Ministerpräsidentin Indira 
Gandhi bietet Indiens Wirtst;haft ein widersprüt;hliches Bild. 

Einerseits erreichte Indien mittlerweile den 10. Platz in der 
Weltindustrieproduktion, andererseits gehört es nach der 
Pro kopf-Produktion mit seinen iiber 600 Mio Einwohnern 
zu den zehn ärmsten Nationen der Erde. Die Industriepro­
duktion ist breit gefächert, besonders die der Konsumgüter­
industrie. aber nur 10-15% der Bevölkerung sind an den 
Markt flir Industrieprodukte angeschlossen. Für den größten 
Teil der Bevölkerung bleiben beispielsweise der Erwerb von 
Farbfernsehern oder Kühl,chränken Wunschdenken. 
Das in Indien angewandte Winschaftskonzept verfolgl eine 
best;hleunigte Industrialisierung, die in den jeweiligen 
Fünfjahresplänen mit konkreten Zielsetzungen ausformu-



liert ist. Durch einen starken Staatssektor besonders in der 
Grund- und Schlüsselindustrie soll eine eigenständige wirt­
schaftliche Entwicklung gewährleistet, zugleich einer mono­
polistischen Unternehmenskonzentration vorgebeugt wer­
den_ 
Tatsächlich wuchs die Industrieproduktion in den 60er j ah­
ren um durchschnittlich 5,4%, in den 70er jahren um 4,5%. 
Das Bruttoinlandsprodukt stieg in den Vergleichszeiträumen 
um 3,4 bzw. 3,6% an. Gezielte Diversifizierungsmaßnahmen 
sorgten dafür, daß es heute kaum ein Industrieprodukt gibt, 
das nicht in Indien hergestellt würde. !\litte der 70er jahre 
entfielen mehr als 40% der gesamten Industrieproduktion 
und 15% des Gesamtexports auf die rund I {2 Mio Unter· 
nehmen der indischen Kleinindustrie. 
Ebenso gezielt sollte die Entwicklung in der Landwirtschaft 
verlaufen, die jedoch über ein Wachstum von jährlich 1,9% 
in den 60er/70er j ahren nicht hinauskam. 1950·55 war die 
Abschaffung des alten Pachtsystems (Zamindari) e ingeleitet 
worden, um die Grundlage für rationellere Produktions­
methoden zu schaffen, aber auch um großen Bauernaufstän­
den ",-.je jenen von Te1angana (1945·51) künftig vorwbeu­
gen. 
Die ursprüngliche Idee der Landreform, nämlich eine gerech­
tere Verteilung des Bodens, wurde durch den Widerstand 
der Großgrundbesitzerschicht unterbunden (sie stellte an­
nähernd 40% der rur die Landreform lUständigen Beamten). 
Folglich besitzen heute 15% der Wirtschaften, d.h. die etwa 
8,5 Mio Großgrundbesitzer und Großbauern, etwa 2{3 des 
Bodens, während die 80 Mio Mittel- und Kleinbauern 48% 
des Bodens bearbeiten, wovon 26,3% i>achtland sind. 
In der ersten lIälfte der 60eT jahre wurden Programme ent­
wickeh, mit denen eine Steigerung der Produktivität in der 
Landwirtschaft erreicht werden sollte . 
Die sog. "grüne Revolution", d.h. die Einmhrung moderner 
Technologien bzw. Anbaumethoden, ermöglichte den An­
stieg der Getreideerzeugung von 70 l\lio t im jahr 1965/66 
auf 131 Mio timjahr 1978/79. 1966/67 wurden 1,89 Mio 
ha mit ertragreichen Getreidesorten bebaut, 1977 {78 bereits 
38 Mio ha. Damit wurde Indien von Getreideimporten aus 
den USA weitgehend unabhängig. 

... aber nicht an G leichheit 

Ein Wachstum der Industrieproduktion kennzeichnet nach 
der Krise von 1979/80, a ls es einen Produktionsriickgang um 
1,4% gab, die wirtschaftliche Entwicklung Indiens in dcn 
letzten jahren. 1980{81 betrug das industrielle Wachstum 
3%. Allerdings gerät Indien durch eine ständig steigende 
Auslandsverschuldung, die 1981 von 11 auf 15% des Natio­
naleinkommens stieg, immer mehr unter den Einfluß inter­
nationaler Finanziers, vorab des Internationalen Währungs­
fonds (siehe IMF-ßeitrag). 3 

.\'och heute trägt Indien an seinem kolonialen Erbe. Seit der 
Unabhängigkeit von der britischen Kolonialmacht im Jahr 
1941 unternahm die Republik Indien große Anstrengungen, 
um den Konfliktstoff mit dem abgespaltenen Pakistan und 
die wirtschaftlichen Abhängigkeiten vom "Mutterland" ab­
zubauen. 
Die von Großbritannien hinterlassene Wirtschaftsstfuktur, 
welche im Sinne der Kolonialmacht exponorientiert war 
(Rohstofflieferant!), mußte den nationalen Interessen und 
Bedürfnissen angepaßt werden. Die von Mahatma Gandhi 
geführte Befreiungsbewegung formulierte den Anspruch, 
eine von imperialistischen Mächten unabhängige Wirtschaft 
aufzubauen und dies mit der Verwirklichung der ökonomi­
schen Gleichheit der Bevölkerung zu verknüpfen: 
"Ökonomische Gleichheit ist der Meisterschlüssel zu gewalt­
loser Unabhängigkeit. ökonomische Gleichheit bedeutet die 

Jno.!,,,,h., KJ.,nhouc, an .. ""rn Z .. hb",nncn 

Abschaffung des ewigen Konflikts zwischen Arbeitern und 
Kapital. Sie bedeutet, die wenigen Reichen, in deren Hän­
den die Masse des nationalen Reichtums konzentriert ist, 
auf das gleiche Niveau zu bringen wie die halb verhungerten, 
nackten Millionen, deren Niveau erhöht werden muß."4 

Diesen Satz prägte der "Vater der indischen Nation", 
Mahatma Gandhi, bereits 1944. 
Nach der Unabhängigkeit formulierte der regierende Indi­
sche Nationalkongreß (INC) , der unter Führung solcher Per­
sönlichkeiten wie M. Gandhi und jawaharlal Nehru zur 
staats tragenden Organisation wurde, daß in der Beseitigung 
der sozialen Widersprüche, der Ausbeutung und der wirt­
schaftlichen Ungleichheit das Mittel zu sehen sei. um den 
angestrebten Fortschritt wahnumachen. 
Doch der INe gab. wie seit seiner Gründung im j ahr 1885, 
den Interessen der indischen Bourgeoisie, die sich im Zuge 
der kolonialen Integration Indiens in die kapitalistische 
Weltwirtschaft im 19. jahrhundert herausbildete, stets den 
Vorrang. Er stand vor dem Problem, die Erwartungen der 
Massen zu erflillen, ohne die F'ührungsrolle der (liberalen) 
Bourgeoisie abzugeben. Und er hatte dabei Einnüssen von 
rechten Kräften innerhalb der Bourgeoisie, die eine Zwei­
Nationen-Theorie realisieren woHten (d .h. Hindus und Mus­
lims sollten zwei getrennte Nationen bilden), entgegenzu­
wirken. 
Deshalb und um separatistischen Bestrebungen regionaler 
Gruppierungen, auch im Zusammenhang mit sozialen Aus­
einandersetzungen, vorzubeugen, vertritt der INe seit 1947 
das reformistische gesellschaftspolitische Konzept der "na­
tionalen Integration": 
• Um der Vielfalt der kulturellen Besonderheiten unter­
schiedlicher Bevölkerungsgruppen Rechnung zu tragen, wur­
de die Indische Union mit föderativer Struktur gebildet. 
• AHen Staatsbürgern werden gleiche Rechte und Pnichten 
zugestanden. 
• Bindungen an traditionelle Gemeinschaftsorganisationen 
(z. B. Kastenwesen) sollen überwunden werden. 
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Indien-Daten 
Territorium : 3.287.590 qkm (etwa ein Drittel der Fläche Europas) 
Bn'ölkerung: 691 Mio (Ende 1981 ); 72% indoarist:he (z.B. Hindi, 
Bengali), 25% Drawida'5prachige Bevölkerungsgruppen, 3% mongo­
lischer Herkunft; jährliches Bcvölkcnmgswachflum (1960·80): 
1,4% 
Haupl.uadt: Delhi mit 6,2 Mio Einwohnern; größte Städte sind 
Kalkuna\lnd Bombay mit je 9 Mio 
Währung: Indische Rupie (IR): 1 IR '" 0,26 DM (Stand Ende 
Dezember 1982) 
Religion: 82,7% Hindus, 11,2% Muslime, 2,6% ClIristcn, 1,9% 
Sikhs. 0,47% Jainas, 0,7% Buddhisten, ferner gibt es etwa 200.000 
Panen und 12.000 Juden (Stand 1971) 
Sta.alsform: Laut VcrfaJsung von 19s0 eine souveräne, demokra­
tische Republik. Das Staatsoberhaupt, der Präsident, wird auf 5 
Jahre von dem aus Abgeordneten des Parlaments und der Unions­
staaten beuehenden WahlkoUegium gewählt. Seit Juli 1982 beklei· 
det Zail Singh dieses Amt. Premierministerin ist indira Gandhi. 
Wiruchaft/So1. iales: Agrar·industrie-Land mit kapitalistischem Em· 
wicklungsweg. 69% der Iksdtäftigten arbeiten in der Landwirt­
schaft, 13'1'0 in der Indumie, 18% im Diemtleistu~sektor (1980). 
Die Landwirtschaft trägt 37%. die Industrie 26% tum Bruttoin· 
landsprodukt (B1P) bei (1980). Indien ist der großte Produzent und 
Exporteur von Glimmer und verfügt über etwa 22,4 Mn! t Eisenen, 
I {4 der ~S3mten Weltreserven. Daneben besitzt eS grolk Stein- und 
Braunkohlevorkommen. Ferner ist Indien reich an Kupfer, Wolf· 
ram. Gold, Zink, Nickel, Zinn und. Magnesium. 
30% der Industrieproduktion werden in staatlichen Betrieben er­
zeugt. im privaten Sektor beträgt der Ameil des Auslandskapitals 
bis zu 74%. Hauptquellen der ausländischen Kapitalinvestitionen 
sind Großbritannien und die USA. Bundesd",uLsche Unternehmen 
hallen 1980 über 190 Mio DM inder indischen Industrie investi",rt 
(Maschinenbau, Olemie, AutomobiLindu5lrie). 
Die wichtig'ilen Außenhandelspartner sind die USA (12,5%), die 
UdSSR, Großbritannien, Japan (je ca. 10%), BRD (ca. 8,3%), Saudi 
Arabien (rd. :.%), Iran und Irak (Oleinfuhren). 
Das Pro·Kopf·Einkommen indiens ist mit 240 Dollar eines der 
niedrigsten auf der Welt. Die durchschnilliiehe Inflationsrate belief 
sich 1970-80 auf 8,:'%. Die Analphabetenr'dt'" liegt bei 64% (1977), 
die ~benserwartung bei :.2 Jahren (1980). 
Geschichte: 
1658·1740 
1858 

1945 

Größte Ausdehnung und Niederg-.ng des Mogulreiches 
Die englisdte Krone übernimmt die Vetwaltung Bri­
tisch· indiens 
Aufnahme in die UNO am 30. Oktober 

1947 Nach Teilung in die Dominien Indien und Pakistan 
wird das Gcsctz über die Unabhängigkeit Indiens am 
15. August angenommen 

1964 Tod J. Nehrus 3m 27. Mai 
1965 Indisch·pakistanischer Kaschmir-Konflikt 
1971 Militärische Auseinande\"Setzung zwischen Indien und 

Pakistan im Dezember 
1974 Generalstreik am I:'. Mai 
1 97~ V~rkündu", des Ausnahmezust~ndes am 26. Juni 
1977 6.allg~meine Wahlen. Di~ Janata·Partei ubemimmt 

erstmals die R(gierung 
1979 Rücktritt der Janata·Regierung unter M. Desa; am 15. 

Juli 
1980 7. allgemein", Wahlen, übcl'Wäl~ig.:nder Sieg der Kon­

greßpartei. Regierungsbildung durch I. Gandhi 
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• Durch Industrialisierung und technologischen Fortschritt 
und den Aufbau einer leistungsfahigen, international kon­
kurrenzfahigen Wirtschaft und einer bürgerlich-demokra· 
tischen Gesellschaftsordnung soll eine Modernisierung der 
Gesellschaft erreicht werden . 
• Die nationalen Interessen sollen Richtschnur des gesc:1J­
schaft lichen l-IandeJns aller Staatsbürger sdn. 5 

Mit dem Aufbau eines starken staatlichen Wirtschaftssektors 
und zentralisierter nationalstaatlicher Machtorgane sollte 
dieser Integrations- bzw. Vereinheit lichungsprozeß vorange· 
trieben werden. 
Ganz ging jedoch das Konzept des INC nicht auf. Zwar 
erreichte der Staätssektor eine hohe Produktivität, doch der 
größte Teil. fast 75% der mehr als 20 Mio Arbeiter und 
Angestellten der Industrie, sind heute im privaten Sektor 
beschäftigt. Zudem umfaßt er mehr als 90% der Industrie­
betriebe. 
Es bildeten sich über 100 Monopolgruppen heraus, von de­
nen die zehn größten. z.B . 1'ata, Birla, Mafatlal, Singhania. 
Thapar und IC I, mehr a ls 50% des I'rivatkapitals auf sich 
vereinen. Den 75 größten Konzernen gehören 16.000 der 
34.000 Kapitalgesellschaften bzw. 56% der Aktiva aller 
Kapitalgeselbchaften, den drei größten Konzernen sogar 1{'3 
der Gesamtaktiva der 100 größten I'rivatunternehmen. 
Ein Großteil der Konzerne ist mit dem Auslandskapital eng 
verflochten. in Form von Investitionsbeteiligungen oder als 
Juniorpartner multinationaler Konzerne . Dies trifft beson· 
ders auf die Bereiche der Pharmaindustrie, der Elektronik. 
Elektrotechnik und Chemie zu. 
Die Monopolbourgeoisie vermochte längst die beherrschen· 
de Position innerhalb der indischen Bourgeoisie zu erlangen, 
was ihr einen bedeutenden Einfluß auf die gesamtgesell· 
schaftliehe Entwicklung ermöglicht. 6 

Darüber hinaus begünstigten die 1982 ausgehandelten Krc­
ditbedingungen des 1;\11' (siehe nachstehenden IMF-Beitrag) 
in außerordentlichem Maße die Interessen der aus- und in· 
ländischen Monopole, während die Ansätze in der bisherigen 
Sozialpolitik zu einer Anhebung des Lebensstandards der 
unterprivilegierten Massen unterbunden werden sollen. 
Im Jahr 1977 gelang es diesem Flügel der Bourgeoisie im 
Verbund mit der reaktionären LandoJigarchie, die liberalen 
Kräfte um den INC aus der Regierung zu drängen. Doch 
1980 kehrte Indira Gandhi als Premierministerin zuriick (sie­
he AI B '3{1980, S. 16-17). 
Auch die Lage der Bevölkerung vermochte der lNC dun:h 
Reformmaßnahmen. wie z.B. die Pachtreform (nach welcher 
dil- Pachtabgaben 1/4 des Ernteertrages nicht übersteigen 
dürfen) oder das Fabrikgesetz, das den Arbeitstag auf 
höchstens 10 Stunden begrenzt, nicht grundlegend zu ver­
bessern . Anders als im noch volkreicheren China ist in In· 
dien das Oberleben der 691 Mio Menschen nach wie vor 
nicht gesichert. 
290 ;\Iio, das sind 46% der indischen Bevölkerung, leben 
unterhalb der offi:dellen Armutsgrenze (1978). 1961 waren 
es noch 39%. Nur 33% der Uevölkerung sind ausreichend 
mit Trinkwasser versorgt. nur 89% des täglichen Pro-Kopf­
Kalorienbedarfs können gedeckt werden. 64% sind Analpha­
beten (19 77). 
Die Zahl der Arbeitslosen und Unterbeschäftigten bt·trägt 
offiziell 75 Mio. das sind t'twa 20% der Bevölkerung im 
arbeitsfahigen Aller (1978).7 Manche Maßnahmen, wie die 
"grüne Revolution", verschlechterten noch die Situation der 
Bevölkerung, da das Geld für eine kapitalistische Umgestal· 
tung (;\Iaschinell-. Kunstdüngen:insatt; u.ä.) nur die Groß­
grundbesitzer bzw. Großbauern aufbringen konnten. Viele 
kleine Pächter wurden zu Landarbeitern auf technologie­
intensiv betriebenen Wirtschaften gemacht oder vertrieben. 
Aufgrund der desolaten Lag<' der BevölkerungsmdlTheit ge· 
winnen außervarlamentarische Bewegungen rur viele BeHof-



fene an Uedeutung. Dies obgleich die cinnußreiche hindui­
stische Religion die Gläubigen zum Ausharren und ":rleiden 
der menschenunwürdigen Verhältnisse, in denen die niedrig. 
kastigen Massen leben, auffordert und dafür ein besseres 
"zweites Leben" in Aussicht stellt. 
Häufig ist das Aufbegehren gegen soziale Mißstände mit re· 
gionalistischen und rassistischen Ressentiments verknüpft. 
Ein Paradebeispiel dafür liefern die Ausschreitungen im Zu· 
sammenhang mit den "-ebruar-Wahlen dJ. in Assam. 
Die eingewanderten Nepalis und Bengalen dominieren in 
Assam den Finanzverkehr sowie das Mittel· und Kleinhand­
werk. Die einheimische Bevölkerung wird auf diese Weise 
immer mehr aus ihren traditionellen Arbeitsbereichen und 
obendrein aus Bereichen des öffentlichen Dienstes ver· 
drängt. Besonders betroffen von der Einwanderung ist somit 
der assamesische Mittelstand. Daher ist nicht zuf<illig der 
Hauptträger der Unruhen in Assam der Studenten verband 
Allassamesische Studentenunion (ASSU), in dem \'orwie­
gend Studenten aus dem Mittelstand organisicrt sind. 
Wirtschaftliche Cründe für den Ausländerkonflikt wären 
leicht auszuräumen, wenn das durch die Olproduktion und 
den intensiven Teeanbau erzeugte Kapital der regionalen 
Wirtschaft zugute käme. Standessen wandert es in andere 
Bereiche der indischen Wirtschaft ab, so daß auch regionali­
stische Bestrebungen, angetrieben durch den Verdruß iiber 
die Politik der Zentralregierung, eine Basis haben. 8 

Zudem wird die Unzufriedenheit noch geschürt durch das 
repressive Vorgehen der Zentralregierung gegen regionalisti­
sche, separatistische und sozia le Bewegungen (z.B. I'olizei­
und Militäreinsätze gegen Demonstranten und Streikende). 
Die Zentralregierung wiederum steht vor der Schwierigkeit, 
regionalistische Bestrebungen richtig ein:tuschät:l.en und an­
gemessen darauf zu reagieren. 
Viele repressive r-,'laßnahmen und auch Exzesse haben ndm· 
lieh ihre Ursache im ständigen Machtkampf mit den reakt io­
närsten Kräften. Dahinter verbirgt sich ihr Streben nach 
Erhaltung ihrer feudalen Privilegien, z.B. tiber das Kasten­
wesen, wofUr sie separatistische Bewegungen instrumentali­
sieren sowie deren Unterstützung durch imperialistische 
Staaten fördern. 
Beispielhaft hierfUr ist der Fall der extremen Nationalisten 
der Sikhs, die rund 10 Mio zählen und etwa 1,5% der indio 
sehen Cesamtbevölkerung ausmachen. Die Sikhs stellen eine 
kleine, aber privilegierte Minderheit dar, die stark in den 
Bereichen Polizei. Militär und Verwaltung vertreten ist. Die 
Forderung nach einem unabhängigen Staat "Khalistan" 
durch die nationalistische Sikh· Partei Akali·Dal wird von der 
Terrororganisation Dal Khalsa, die u.a. bei konservativen 
Kreisen der USA Unterstützung findet, mit Anschlägen be· 
gleitet. 9 

WahlschJappen der Regierung Gandhi 

Ein weiteres Signal des I'rotestes gegen die Politik der Regie­
rung Gandhi gab es bei den Wahlen vom Januar dJ. in den 
Bundesstaaten Andhra Pradesh und Karnataka, bislang zwei 
INe· Wahlhochburgen. 
Hier mußte die Partei Indira Candhis schwere Niederlagen 
hinnehmen. In Andhra Pradesh konnte die Regionalistenpar. 
tei Telugum Desam eine Zweidrittelmehrheit erlangen. In 
Karnataka errang die konservative J anata-Partei im Verein 
mit der lokalen Kranthi.Ranga-Partei einen eindeutigen 
Wahlsieg. Beide vermochten mit dem Versprechen, die Kor­
ruption :tu beenden eine "saubere Regierung" zu bilden und 
mehr politisch-kulturelle Eigeoständigkeit fUr die Telugu. 
Bevölkerung zu gewähren, an regionalistische Tendenzen 
unter der indischen Bevölkerung anzukniipfen. 
Rund 15% des indischen Wählerpotentials. d.h. etwa 50 

U5-Balkanisierungsplan 
gegen Indien 

Seit dem M:irz 1982 liegt den Planern der Reagan·Administration 
dn streng geheimer Gene-ralplan zur Destabilisierung Indiens vor, 
den die US·amerikanische UN·Botlchafterin Jeane J. Kirkpatrick 
erstellte. Am 25.1.1983 wurde er von der in Delhi erscheinenden 
Zeitung Patriot veröffentlicht. 
Diese Leitlinien rechnen Indien dem Dutzend Hauptgegnem der 
USA in "strategischen Schlüssdzonen" der Dritten Welt zu. Dieses, 
wdl das Land großen Einfluß bei unterentwickelten Staaten, be­
sonden in der Bewegung nichtpaktgebundener Länder, habe und 
bei den Initiativen zur Schaffung dner Friedenszone im indischen 
Ozean eine ftihrende Rolle spiele. 
Indiens außenpolitische Stärke sollte nach den Empfehlungen J. 
Kirkpatricks dun:h das Provozieren inncopolitischer Schwierigkei­
ten, insbewndere durch die separatini!IChe Aunösung des staat­
lichen Zusammenhalts, untergraben werden. "Oie Schwäche in· 
diens beUeht in dessen vielen ungelösten inneren und internationa· 
len Problemen. Neben der Armut im lande gibt es ein beträcht­
liches Wachstum $eparati!tischer Bewegungen in wich einem Aus· 
maß, daß die Balkanisierung Indiens eine reale Möglichkeit ist. Die­
ses würde $einen Einfluß in der Dritten Welt und anderswo zerstö­
ren." 
Auch wenn die Ve-rfas$erin $elbst bezweifelt, daß die von ihr vorge­
!lChlagenen entsprechenden geheimdienstlichen Operationen tat· 
sächlich die Auflösung Indiens als Staat erzwingen könnten, ver· 
spricht sie sich ~on ihnen hinreichende andere Vorteile: "Selbst 
wenn indien der Balkanisierung nicht unterliegen sollte, könnte die 
nichtkommunistische Opposition zu Indira Gandhi ihre Positionen 
konsolidieren, und bessere Otancen fu r die Entstehung einer reali· 
sti!ICheren, alternativen Regierung könnten ~giinstigt werden." 
Wal; auch immer dabei her .. uskäme, das Vorhaben mindere VO/: 

allem die "Gefahr" einer Entmilitarisierung der Region, die "ernste 
Probleme für unsere Schnellen Eingreif truppen schaffen" würde: 
"Aus diesen lebenswichtigen Gründen kommt die Entmilitarisie· 
rung des Indischen Ozeans nicht in Frage. Im Gegenteil ist unsere 
militärische Präsenz im Indischen Ozean nicht nur per se wichtig, 
sondern sie muß auch schnell verstärkbar sein." 
Dabei wird die besonders vorteilhafte Rolle Pakistans hervorgeho­
ben: ,.Es ist ein Land von strategischer Wichtigkeit und bestem 
gelegen, um die US·amerikanischen Anstrengungen zur Beeinflus· 
sung der Politik im iran, Afghanistan und Indien zu unterstützen." 
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l\Iio, hahen sich in den W"hlen gegen die Regierungspartei 
ausgesprochen . Im Bundesstaat Tripura konnte sich die 
Linkskoalition unter Führung der Kommunistischen Partei 
Indiens/Marxisten (KI' I/M) behaupten. 
Auch der Achtungserfolg des INC bei den Stadtrahwahlen 
in Ddh i kann nicht über die schwere Krise des Nat ionalkon­
gresses hinwegtäuschen. Ocr von I'rem iermin isteri n 1. Gan­
dhi veranlaßte Rücktritt ihres Kabinetts und die fast ge­
schlossene Wiederaufnahme der alten Kabinettsmitglieder in 
die neue Regierung ist nicht mehr als Kosmetik. lO 

Furore machte in letzter Zeit der seil über einem j"hr an­
dauernde Streik von 200.000 Textilarbeitern in Bombay . 
Die Arbeiter fordern höhere Löhne und die FesunsteIlung 
der Tagelöhner (etwa 40% der Texti larbeiter sind Tagelöh­
ner), ihr Streik wurde jedoch für illegal erk lärt. da die nicht 
als Tarifpartner anerkannte Gewerkschaft MGKU ihn orga­
nisiert. 
j eden Tag gibt es in irgendeinem Teil Indiens Streikkämpfe 
von Arbeitern für ihre Rechte, ohne daß d ies die WeItöffent­
lichkeit zur Kenntnis nimmt. Der indischen Gewerkschafts­
bewegung kommt. trotz ihrer fo rtdauernden Zersplitterung. 
eine wachsende Bedeutung zu. 
Der Allindische Gewerkschaftskongreß (AIT UC). der 1920 
gegründet wurde und ca. 1.5 Mio Mitglieder zählt, ist der 
älteste indische Gewerkschaftsdachverband mit einer langen 
revolutionären Tradition. Er gehört dem Weltgewerkschafts­
bund (WG B) an. Im Gegensatz :tUrn AITUC verfolgt der 
Indische' Nationale Gewerkschaftskongreß (INTUC), der im 
~lai 1947 von reformistischen Kr'.iften gegründet wurde und 
dem Internationalen Bund Freier Gewerkschaften (IB FG) 
angeschlossen ist, eine Olm Prinzip der Sozialpartnerschaft 
orientierte Politik. 
Ebendies gilt auch für den im Dezember 194 8 von Anhän­
g'ern der sozialdemokratischen Sozialis tischen Partei ins 
Leben gerufene Il ind Mazdoor Sabha (HMS). 1949 wurde • der autonome Vereinigte Gewerkscha ft skongreß (UT UC) 
von kleineren Linksparteien geschaffen. Seit 1970/11 gibt es 
den von der Kommunistischen Partei Indiens/Marxisten 
( KPI /~ I ) gefü.hrten Kongreß der Indischen Gewerkschaften 
(C ITU). 
Gewerkschaftlichen Erfolgen s tehen nicht selten restriktive 
Maßnahmen der Regierung gegenüber. Die Verhaftung des 
A ITUC-Ceneralsekretärs im J ahr 1970, als die AITUC ge­
meinsam mit der Kommun istischen Partei Indiens (KP I) 
eine Landnahmebewegung organisierte, fand häufig Nach­
ahmung. ll 

Annäherung der Linksparteien 

Von großer Bedeutung ist ferner die indische Friedensbewe­
gung. Im September und Oktober 1982 folgte n über 3 Mio 
Menschen einem gemeinsamen Aufruf von sechs indischen 
Parteien, der KI' [, der KI' I(l\I), der Revolutionären Sozia­
list ischen Partei (RSP). des All indischen Vorwärtsblocks, 
der Demokratischen Sozialistischen Partei und der Bauern­
und Arbeiterpartei, zu einer nationalen Friedenskampagne. 
In dem Aufruf werden der US-Imperialismus und seine Ver­
bündeten als Schuldige an dt:r derzeitigen globalen Kriegs­
gefahr bezeichnet und d ie I:riedensvorsch läge der UdSSR 
unterstützt. 
In einem an den Vizepräsidenten Indiens überreichten 
Memorandum erklärten die sechs Parteien, daß die Aktivitä­
ten der Friedensbewegung den Kurs der Nichtpaktgebun­
denhcit, wie er von der Regierung Gandhi verfolgt wird. 
unterstützen. Außerdem forderten sie u.a. die Umwandlung 
des Indischen Ozeans in eine Friedenswne, den Abbau der 
US-Militärstützpunkte auf Diego Garcia sowie die Rückgabe 
dieser Insel an Mauritius. 12 

Seit der Spaltung der Kommunistischen Partei 1964 gibt es 
in Indien zwei marxistisch-leninistische Parteie'n, die KPI 
und die KP I(M). In den letzten Jahren können beide Par­
teien einen anhaltenden Mitgliedel"7.uwachs verzeichnen. 
1978 betrug die Mi tgl iederzahl der K)' I 546.732, die der 
Krl (M) dürfte 1982 bei etwa 270.000 gelegen haben. 
Seit 1967 kommt es wieder zu einer Annäherung der beiden 
Parteien. so daß mill ierweile Aktions- und Wahlbündnisse 
keine Besonderheit mehr sind. Beide Parteien unterstützen 
die Politik der Nichtpaktgebundenheit 1. Gandh is und sehen 
die Ursache rur den kümmerlichen Lebensstandard der Be­
völkerungsmehrheit im kapitalis tischen Entwicklungsweg, 
der bis jetz t noch keine soziale Gerechtigkeit zugelassen 
habe. 
Die KI' I nannte auf ihrem 12. I'artcitag vom März 1982 die 
von der Regierung seit 1980 verfolgte "neue Industriepoli­
t ik .. sie beinhaltet größere Zugeständnisse an den I'rivat­
sektor. besonders an das Monopolkapital. sowie die Annah­
me eines Kredits von 5,7 Mrd Dollar beim lM F eine Ge­
fahr für die wirtschaftliche Selbständigkeit. Ihr gegenwärti­
ges Anliegen ist es deshalb, dieser Gefahr ein um fassendes 
Aktionsprogramm "ftiT die Durchsetzung grundlegender 
anti imperial istischer, anlimonopolistischer und antifeudaler 
Maßnahmen" en tgegenzusetzen. 13 

,Jeder Mensch hat das Recht, zu leben, und damit auch das 
Recht, genügend für Nahrung, Kleidung und Unterkunft zu 
erwerben ... J eder muß in der Lage sein, genügend Arbeit zu 
haben, um leben zu können. Dieses Ideal kann nur allgemein 
verwirklicht werden, wenn die Produktionsmittel für die ele· 
mentaren Notwendigkeiten des Lebens in der Kontrolle der 
~Iassen bleiben", schrieb Mahatma Gandhi im j ahre 
1928. 14 

Sein Ideal is t noch immer weit von der Wirklich keit ent­
fernt, aber dennoch in den Hoffnungen und Kämpfen von 
Mill ionen unterprivilegierten Indern lebendig geblieben . 
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10) Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 8.1 und 2.2.1983; Far 
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Arjun Makhiiani 

Indira Gandhis freiwillige 
Schuldenfalle 

Als der indischen Regierung im November 1981 vom Internationalen 
Währungsfonds (IMF) eine Anleihe von 5,9 Mrd Dollar zugesagt wur­
de, zahlten sich jahrelange Geheimvcrhandlungcn aus. 
Di.,se Anleihe (die in verschiedenen Raten bis 1984 ausgezahlt wird; 
d. Red.) ist die größu:, die der IMF jemals gewährte. Es ist darüber 
hinaus der größte Gcldbctrag, der jemals von einer indischen Regie­
rung aufgenommen wurde. Die Anleihe wird die Auslandsschuld von 
11% auf 15~ des Nationaleinkommens erhöhen und die mit Indiens 
Schuldendiemt verbundenen Lasten verdoppeln. 

Wie gewöhnlich wurd., die IMF-Anleihe unter der Voraussetzungg!:'­
währt, daß die Regierung gewissen lkdingungen und "AusfUhrungs­
tests" zustimmte. Diese: laufen darauf hinaus, die Intereuen der mul­
tirullionalen Komeme und der indischen Monopolisten (d_h. einiger 
großer indischer Konglumerate, die einen Großte il de r Industriepro­
duktion Indiens kontrullieren) :l;U föniern, mit denen diese Kon;r.erne 
eng ;r.usammenarbeiten. 

IMF -"Medizin ": e ine Hungerkur 

0<" wird auf Kusten der Lebensbedingungen der arbeitenden Men­
schen gehen, die jet~t schon arm sind. Es wird noch mehr Hungn 
und Elend geben. Eine ähnliche Anleihe an Bangladesh fordert schon 
heute ihren Tribut an Menschenleben in diesem Land. 

Das If>U'·l'aket foniert keine Beschränkung der Militärau.sg:aben. 
Auch d .. s ist normal - vielleicht erwartet der IMF Proteste, und die 
Unterdrü<:kung der Proteste du...::h die Regierung ist ein Bestandtei] 
der IMF·"Medizin". 
Die ßcdingungen der An]eihe an Indien und die Intell:$Scn, denen die 
Anleihe dient. sind dne moderne Version der Bedingungen, unter 
dencn dic britischen Impnialistcn im 19. Jahrhundert Hungcr in 
Indien cneugtcn .• .Indien muß ausgeblutct werden", rief Lord SaUs­
bury im Jahre ]875 im britischen P-.... lament aus. Dic Multis Groß.. 
britannicns (und nach der Unabhängigkeit die indischen Monupole) 

wurd n auf den Trümmern der einheimischen indischen Produzenten 
und auf den Knochen der Millionen geschaffen, dic hungerten und 
immcr noch hungcm - ein Ergebnis der grundlichen Zcrstörung dcs­
scn, was in vorbritischer Zeit eines der Zcntren der Welt fabrikation 
war. Heute ist der IMf das Werkzeug der Ausblutung Indiens. (.n) 
Die allgemeinen Bcdingungen, die für die Dauer der gesamten An· 
leihe gelten, sind folgende: 
• Verbot von Einschränkungen im Zahlungsverkehr und laufender 
internationaler Transaktionen; 
• Verbot von Einfuhrheschränkungen aus Gründen des Zahlungs­
bilanzausgleichs; 
• Verbot von Geschäftsvorgängen in multipler Währung (gemeint 
sind Währungen außer dem Dollar; d. Red.); 
• Verbot vun bilateralen Wirtschaftsvereinbarun~n, die nicht vom 
IMF geoehmigt sind. 
Jede einzelne diekr Bedingungen zielt darauf, es den multinationalen 
Konzernen zu erleichtern, ihre Märkte in Indien zu erweitern und 
ihre Profite in den Heimatstaat zufÜckzuruhren. Diese Bedingungen 
werden dazu beitragen, das Problem des Zahlungsbilanzausgleichs zu 
verschärfen, und zu einem Abzug von Ressourcen aus Indien führen. 
Besondere "Ausführungsbestimmun~n", die bis zum 30. J uni 1982 
in Kraft WaTen, umfaßten: 
• eine Obergrenze dcr inländischen Nettokrcdilaufnahmen von 
19,4% in den Jahren 1981-82; 
• Beschränkungen des Wachstums der Gesamlliquidität (d.h. des 
Gcldangebots) im Zeitraum 198 1·82 auf I !),7% und Beschränkungen 
der Bankkredite an die Regierung; 
• eine Obergrenze vOn 1,7 Mrd Dollar während der Jahre 1981·82 
fUf die nichtvertragsgebundencn (d.h. die kommerziellen) Regie­
rungsanleihcn mit einer ursprünglichen Laufzeit vOn 1-12 Jahren. 
Ober diCk b<:sonderen Bedingungen und "AusfUhrungsbestimmun­
gen" hinaus hat die indische Regierung dem lMF in einem geheimen 
Memorandum zusätzliche Zusicherungen gemachi. Sie hat sich ver­
pflichtet, "Maßnahmen zu ergreifen, um Investition und Produktion 
im privaten Sektor zu ermuntern", übennäßige Reglementierungen 
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IMF : .. Du muS! . ,n .. he n. <loS d,. gc>am,~ hk"nr, des fi llllR4y"em, , on Delnor F. h'gk. " 
zu e,nem .ehnellen Aul"'h"'unll obhanl" " (A", In'un"""".1 H. tald Tri,,"n.) 

abzubauen, "di~ Prei~struktur" von Gütern des naatlichen Sektors 
und Landwirtschaftlichen Erzeugnissen "zu reformieren" (d.h. die 
Preise zu erhöhen), die "Subventionierung der staatlichen Brotgetrei· 
devertei lung einzuschränken", "zur Investitionsförderung" die direk· 
ten Steuern rou senken und in Bezug auf die Wechselkurse eine "real;· 
~t i §che Politik" zu verfolgen. 
Diese Bedingungen, "AusfUhrungsbestimmungen" und Zusichenm­
gen ergeben zusammengenommen offensichtlich die von der Reagan­
Administration verfolgte "angebotsorientierte" Wirtschaftspoli· 
tik. ( ... ) 
Nach den Worten von Prof. Patnaik von der Jawabarlal-Nehru-Uni­
vers ität wird die vom IMF fengelegte Kreditbeschränkung dne "star· 
ke Beschnddung des Lebensstandards der arbeitenden Bevölkerung" 
Zur Folge haben_ 
D;e Kreditbeschränkung gefährdet kldne und mittlere Unternehmen; 
viele von ihnen schließen ganz dnfach und entlaSSf:n ihre Arbeite r. 
Knappes Geld fUhrt darüber hinaus zu verzögerten Lohnzahlungen. 
zur Verweigerung von Prämien und Lohnerhöhungen und sogar zu 
Lohnkürt.ungen. Die Kreditknapphdt zwingt die Regierung, sich 
durch die Erhöhung der indirekten Steuern und der Preise von Waren 
und Dienstleistungen des staatlichen Sektors Geld zu beschaffen. 
Auch die Ausgaben der öffentlichen Hand müssen eingeschränkt wer­
den, was zu verminderten Gehaltserhöhungen und niedrigeren Wohl­
fahrts· und Unterstützungszahlungen führt. ( ... ) 
Wahrend das dürftige Einkommen der Arbeiter auf diese Wdse ange­
griffen wird. wird den multinationalen Konzernen und den indischen 
Monopolisten mehr Geld zur Verfügung stehen, und z:war sowohl 
wegen einer "beträchtlichen Liberalisierung" der Geldtransaklionen 
mit dem Ausland und der Zahlungen von Lizenzgebühren, als auch 
wegen de r "liberalisierten" Einfuhrregdungcn, denen die Regierung, 
dem Bericht I'ines IMF·Mitarbeiter zufolge, zugenimmt hat. 
In einer geheimen Denkschrift an den IMF unterstrich der indische 
Finanzminis!er Venkataraman, daß er antimonopolistische Verord· 
nungen und inländische Lizenzbestimmungen aufheben und eine 
Ausdehnung der "Einfuhr au~ländischer Te<:hnologie" zulassen wol­
le. Diese Bedingungen SIelten ein unverhülltes ,,ses.am, öffne dich" zu 
höheren Profiten für multinationale Konzerne und indische Monopo· 
li$len auf Kosten der Allgemeinheit dar. ( ... ) 

"Sesam , öffn e dicb" für die Multis 

Exporte sollen sogar auf Kosten des inländischen Verbrauchs "geför­
dert" werden. Es gibt keine Bedingungen, die Subventionen an Ex­
porteure begrenzen. Zusätzlich zu denjenigen Bedingungen, die die 
gewöhnliche "Medizin" des IMF zur Förderung multinationaler Kon­
zerne ausmachen, hat de r IMF ein Verbot für bilaterale Zahlungsab­
kommen aufgestellt. Solche Abkommen sind e in grundlegendes In­
strument Indiens im Handel mit den sozialistischen Ländern. 
Das Verbot unte rläuft sowohl die Währungshoheit als auch die 
Außenpolitik der indischen Regierung, da es zur Verwendung von 
U5-DolLar als ZahlunS'miuel in allen indischen Außenhandeistraru­
aktionen zwingt. Dieses Verbot wird auch einen Rückschlag für den 
beiderseitig vorteilhaften, unabhängigen Handel mit Ländern der 
Dritten Welt bedeuten. 
Das flült rur Indien bel<mders ins Gewicht, da es, was seine Industrie· 
produkt ion insgesamt (wenn auch nicht seine Pro-Kopf-Produktion) 
betriff!, ziemlich hoch industrialisiert ist. 
Eine solche Uicke, die durch den Rückgang dieser bilateralen Ab­
kommen im Markt hinterlassen wird, würde natürlich dun:h die mul· 
tinationalen Konzerne ausgefüllt werden. ( ... ) 
Die Ausrede der indischen Regierung für die Annahme der IMF· 
Anleihe bestand darin, daß das gegenwärtige Zahlungsbilanzdefizit, 
das im Jahre 1981 1,4 Mrd Dollar erreichte, abgebaut werden müsse. 
Die Bedingungen der IMF·Anleihe sind jedoch so abgefaSt, daß sie 
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mittel- und langfristig die Zahlungsbilanzprobleme erschweren wird. 
selbst wenn sie eine Sofortmaßnahme zum Abbau der laufenden 
Defizite darstellt. 
Eine langfristige Strategie zum Ahbau der Zahlungsbilanzdefi7.ite er­
fordert, daß die Einfuhren im Verhältnis zu den Ausfuhren gesenkt 
werden. Die IMF-Bedingungcn fordern jedoch eine gleichzeitige Ste i­
gerung der Ein- und der Ausfuhren. Mehr noch. die ohnehin schon 
mangelhaften Tenns of Trade (Austauschbeding\lngcn im internatio· 
nalen Handel; d. Red.) werden sich unter den auferlegten Bedingun· 
gen weiter ~erschlechtern . 

Schließlich war der Protektionismus in den kapitalistischen Ländern 
einer der grundlegenden Faktoren, die eine Verlangsamung des Ex· 
portzuwachses verursachten. All das bedeutet, daS Einfuhren und 
ProfitTÜckführung in der Tendenz schneller wachsen werden als die 
Ausfuhren, eine Entwicklung, die noch durcb diejenigen lMF-ßedin· 
gungen verstärkt wird, die kleine und mittlere Industrien in Indien 
schwer benachteiligen. 
Der Umfang der Ausfuhren wird kaum mit den Einfuhren und den 
enormen zusätzlichen Schuldendi~mtleistungcn Schrin halten 
können, die die IMF-AnJeihe selbst nach sich zieht. 
Alles in allem wird sieh Indien bei Beginn der Rückzahlungen der 
IMF·AnJeihe aller Wahrscheinlichkeit nach in größeren Zahlungs· 
bilanzschwierigkeiten befinden, und zwar als eine Folge der Anleihe 
und ihrer Bedingungen. 
Weitere Kapitalanleihen (mittel- und langfristig) werden zweifellos 
auf die angewachsenen Defiz;te folgen. ( ... ) Der IMf sieht das voraus 
und wartet nur darauf, neue Bedingungen aufzustellen. eine Tat­
sache, die durch die vom IMF verfügten Einschr'.i.nkungcn rur Indiens 
kommer.tielle Kreditaufnahme veranschaulicht wird. Diese hindern 
die Regierung Indiens wirkungsvoll daran, den IMF·ßedingungen 
durch Zuflucht zu solchen Handelskredilen zu entgehen. 
Das VerbOI stellt praktisch sicher, daS die Regierung Kredile beim 
IMF aufnimmt und sich seinen Bedingungen unterwirft. So gesehen 
ist das Argument von Finanzminister Venkataraman, daS Indien von 
den IMf·Bedingungen nichts zu befürchten habe, da es ja auf kom­
menielle Kreditaufnahmen zurückgreifen könne, auf absehbare Zeit 
falsch. ( ... ) 
(Quelle: CounterSpy, Washington, 6. Jg., Nr. 4/September·Novemb~r 
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Afghanistan 

Wolfram Brönner 

Tendenzwende zugunsten der 
Regierung Karmal 

Im Vorfeld des 27. April 1983, des 5.Jahrestages der 
Machtübernahme durch die Volksdemokratische Parte i 
Afghanistans (VDPA), zeichnete sich im Afghan istan-Kon­
nikt eine Tendenzwende zugunstcn der Regierung Karmal 
ab. Die Weichen für die erste Verhandlungsrunde zwischen 
den Regierungen Afghanistans, Pakistans und des Iran schei­
nen gestellt. Eine Entwicklung, die von den Anrainermäch­
ten Indien und Sowjetunion nachdrücklich unterstützt wird, 
nicht aber von der VR China und den USA. 
Die härtesten Gegenspieler einl:5 Enupannungsprozesses am 
IIindukusch kommen zwei fel sohne aus den Reihen der Rea­
gan-Administrat ion. Immerhin hai sie dem Regime des 
Gtneral Zia u!·l!aq rur die nächsten sechs Jahre gerade 3,2 
Mrd Dollar an r.1i1i tär- und Wirtschaftshilfe zugesagt, die Lie­
feru ng von 40 der mordernsten US-Kampfnug'.teuge des 
Typs F- 16 inbegriffen. 

Reagans "Stachel im Fleisch der UdSSR" 

Als Entgelt verlangt Washington, daß der "Frontstaat" Paki­
Slan seinen wichtigsten Auftrag erftillt, der ihm im Rahmen 
des globalen US-Konfronta tionskurses zugewiesen ist: Er 
hat den Spannungs:mstand an der afghanisch.pakistanischen 
Grenze aufrechtzuerhalten, um - so der offizielle Sprachge­
brauch der Regicrung Reagan rur die mit 'I ruppen enga­
gierte Sowjetunion (derzeit geschä tzte 105.000 Mann) den 
weltpolitischen "I'n:is der Intervention in Afghanistan hoch­
zut reiben". 
Auf 20-30 Mio Dollar werden allein die Rüstungsgiiter ge­
schätzt, die Washington jährlich über ägyptische Kanäle an 
die afghanischen " Freiheitskämpfer" (R . Reagan) liefern 
läßt. Außerdem stell ten die USA seit 1979 rund 217 1\Iio 
Dollar (ftir die J ahre 1982 und 1983 jeweils 27,15 Mio Dol· 
tar) ftir die afghanisehen Flüchtlingslager in Pakistan bereit, 
welche unmittelbar von den Rebellen kontrolliert werden. 
Aus Beständen der USA, i\gyptens und der Volksrepublik 
China erhielten diese im vergangenen Jahr zunehmend auch 
moderne Waffen, von panzerbrechenden Granatwerfern bis 
hin zu Luftabwehrraketen des Typ s SAM 7. 

Pakistan förder t nicht nur diese Waffenströme durch sein 
Territorium, sondern duldet auch rund 80 Ausbildungslager 
der Rebellen im Grenzbereich zu Afghanistan, ihre Zentrale 
im ostpakistanischen Peschawar, wo US-Militärberatcr ein­
und ausgehen, sowie ihren schwunghaften Drogenhandel. 
Der " Frontstaat" erhält daftir, abgesehen von Ronald Rea­
gans offiziellem Hilfspaket, jährlich I Mrd Dollar von Saudi 
Arabien und - rur das Jahr 1983 - die stattliche Summe 
von 1,4 Mrd Dollar vom Internationalen Währungsfonds 
(IMF).l 

Im Vorjahr hat R. Reagan mit der Proklamierung des 21. 
März zum "Afgh anistan-Solidaritätstag" seine Entsch lossen­
heit unterstrichen, den afghanisehen Rebellen zu erhöhter 
Schlagkraft und Salonnihigkeit zu verhelfen. Seinem Anlie­
gen, die US-M ili tärhi lfe mr die afghanischen Verbündeten 
noch zu erhöhen, wurde im Herbst 1982 dureh einen 
Senats· Entscheid stattgegeben. Ende Dezember 1982 be­
kräftigte der US·Präsident, seine Regierung werde weder in 
ihrer "Untentützung nachlassen noch dieses Volk und seine 
Sache der Freiheit im Stich lassen".2 
Um das Fes thalten an einer militärischen Lösung zu recht­
fertigen und den Afghanistan-Konflikt als "Stachel im 
Fleisch der UdSSR" (F. Mitterrand) zu bewahren, setzt 
Washington ferner unverdrossen seine Kampagne über eine 
angebliche chemische Kriegsführung der Sowje tunion auf 
afghanischem Boden fort: "Wir haben über.teugende Be­
weise", so insistierte R. Reagan am 26. Dezember 1982, 
"mr den Einsatz chemischer Waffen seitens der Sowjets ge­
gen Afghanistan." 
Und dies wen ige Tage nach dem Uneilsspruch des Afghani­
stan·Tribunals von Paris, das den in Afghanistan stationier­
ten sowjetischen Truppen zwar "fortgesetzte Kriegsrechts­
verletzungen" zur Last legte, aber jene dor t vorgelegten 
"überzeugenden Beweise" - darunter drei sowjet ische Gas­
masken - rur die sowjetische Anwendung von Gift oder 
bakterio logischen Kampfstoffen als nicht ausreichend be-
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fand. 3 

Ebenso hcharrlich hält die Reagan·Administration an ihrem 
Trugbild von der Gesamtlage in Afghaninan fest. Laut ci· 
nem Bericht des State Depa.rtment soll sich die "Aktivität 
der Freiheitskämpfer ... in den letzten Monaten selbst in der 
Hauptstadt Kabul ... und auBerhalb der Stadt in dramati· 
scher Weise ~rstärkt" haben. Behauptet wird weiter, die 
Regierung Karmal habe sich als "unrahig" erwiesen, Volks­
milizen und "die dghanische Armee wiedn- aufzubauen".4 
In Wirklichkeit gibt es eher gegenteilige Anzeichen und Be· 
obachtungen, die Besucher unterschiedlichster Schattierun· 
gen vermelden. Sie zeichnen ein Bild, das eine Kräftever· 
schiebung zugunsten der VDPA·Regierung signalisiert. 

Stärkezuwachs der Rebellen - eine Fiktion 

Schwedische Reporter der Svenska Dagbladet, die im lIerbst 
1982 das Land Olm lI indukusch besuchten, registrierten: 
"Obgleich es Explosionen, SchUsse und Artilleriefeuer 
während der Nacht und gt:legentlich Olm Tag gab", machte 
der zentrale Landesteil "einen verhaltnismäßig ruhigen Ein· 
druck". Aufnillig fanden sie weiter, daß die Regierung Waf· 
fen und Munition an "zivile Selhslverteidigungsgruppen" 
(Volksmili:t.) aUstlab, welche sich "aU$ der Zivilbevölkerung 
bildeten, die sich gegen die oft untrhörten J-'orderungen der 
Rebellen an Geld, Obdach und Nahrung auflehnte ... Eine 
allgemeine Sicht auch in westlichen Krtistn in Kabul - ist 
die, daß die kriminelle Verhaltensweise unter den Guerilla· 
gruppen in den letzten Monaten beträchtlich zugenommen 
hat." Alles zusammcngenommen, so meinen die skandina· 
vischen Beobachter, "gibt CI keine Anzeichen damr, daß das 
Regime Babrak Karmals nicht fest im Sattel sitzt. "5 
Auch zur J ahreswende (1982/83) gab es vereinzeltt An· 
schläge bis in stadt ische Zentren hintin. Beispielsweise regi· 
strierte man .tln 25. und 27. Dezember 1982 Raketenangrif. 
fe auf die sowjetische Houehaft, in der zweiten Februarhälf· 
te dJ. einen Sabotageakt auf das Stromnetz in Kabu!. Aber 
alles in allem hat sich der Trend verstärkt, den paki5lanisehe 
wie westl iche Nachrichtendienste schon im frühjahr 1982 
feststellte n , nämlich "daß der afghanisehe Widerstand all· 
mählich schw:icher ·wird. Man ~pricht von hier und da auf· 
nackernden ' I~uschfcuern'. Zu mehr sind die l';ludschahedin 
offenbar nicht mehr in der Lage."6 
Indische und britische Beobachter berichten übereinstim· 
mend, daS die afghanisehe Armee allein (zu ihr kommen 
ZehntauSCnde ~IiILdonjre hinzu) wiedtrum eine Stärke von 
50.000 bis 80.000 Mann erreicht habe, daß sie funktioniere 
und eine dt:utliLh \'crhesserte Kampfmoral erkennen lasse. 
Das leigen im ubrigen auch der Ruckgang von Desert ionen 
und die \Vat;:hsende Zahl militärischer lrfolge gegen die Re· 
bellen itn \'crgangenen Jahr ,m. 
Im strah"gisch wichtigcn Pandjshir.Tal. eincr Rebellen·Hoch· 
burg rund 80 km nördlich \'on K.lbul, wurde den Rebellen 
im lIerbst 1982 in .Iusgedehntcn Kämpfen von afghaniseh· 
sowjetischen Einheiten ('ine empfindliche Niederlage beige· 
bracht, ihre StiHlpunkte weitgehend .lerstört. Im Oktober 
1982 gelang es den Regierungstruppen bei einem Rebellen· 
Angriff auf die I'estung ß.llahiss.lr im Zentrum Kabuls, de· 
ren bck.lnntestt·n st"dtisdu:n Anführer Abdul 1-1. Khair· 
Khawa, einen ehem:olig('11 I'olil.eioffizier, zu töten. 7 

Auch in der östlicht'n Grenl.pro\'inz Paktia zogen die Rebel. 
len hei Kampfen, dil- um Regierungsposten an der Nach· 
sehuhlinit· zu 1'.Ikistan cnthrannten, den Küneren. Galan 
Gul, der dort 200 Rehdlcn kommandiert, bestätigte, mall 
lube die bisl.lIlg gröU(('IJ Verluste erlitten. und schlußfol. 
gerte: "Die Russcn greifen scharfer an als je zuvor. Wir 
können Silo lW.lr murbe machen, .Iber nicht militärisch besie. 
gen. Darum wird der Krieg noch lange dauern."8 
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In der angrenzenden Sijdo'tprovin~ Kandahar sieht die L"ge 
kaum besser für die "Moslem krieger" aus. "Der Widerstand 
hat in dem Gebiet einen Ruckschlag erlitten", berichtet der 
britische Korrespondent John t"ullerton ... Die Kämpfe dau· 
ern an, aber die Sicherheiukräfte sind umsichtig und haben 
di(' Lag(' zu einem gewissen Grad stabilisiert, indem sie 60 
oder mehr Posten in und um die Stadt (Kandahar) errichtet 
haben. Drei $Owjetisch·afghanische Basen wurden entlang 
der Uauptnachschubroute der Guerilleros in diesem Raum, 
bekannt als Argashtan, geschaffen. Diese haben eine dop· 
pelte }-'unktion: die Verbindungen der Guerilla zu unterbre· 
chen, und, was noch wichtiger ist, die Guerilleros von luk.ra· 
tiven Angriffs:t.iden abzubringen und in fruchtlosen Ein:tel· 
gefechten aufzureiben weit ab von den Straßen und Be· 
völkerungszentren. Von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
kontrollier('n die Guerilleros nur jene Gebiete, welche die 
Sicherheits kräfte wahlweise nicht besetzen. 
Keine Region ist wie die andere in Afghanistan, aber die 
Lage in der Provinz Kandahar gibt wichtige Aufschlüsse rur 
den Krieg als GanleS. Trotz der auffaUigen Zunahme seines 
Waffenbestandes hat sich der Widerstand als nicht mhig er· 
wiesen, den Kritg über ein instinktives und örtliches Reagie. 
ren auf die Sicherheitskräfte hinaus weiterzuentwickeln. Die 
Guerillaoperationen sind nach drei Jahren irregulärem Krieg 
in keiner Weise enucheidend.',g 
Unter den Ursachen Hir diese Ruckschläge ist zunaehst ein· 
mal das Andauern großer Rivalitäten und Uneinigkeit unter 
den Rebc:llengruppierungen zu nennen. Eine gemeinsame 
politische I'lattform brachten sie nicht zustande. Immer wie· 
der kommt es zu bewaffnetcn Auseinandersetzungen unter· 
einander, die besonders von G. Hekmatjars fundamentalisti· 
scher Islamischer Partei ausgehen. Die sechs ExilHihrungen 



Gespräch mit Abdul Ghafar Lakanwal 
Die Agrarreform geht weiter 

Im tH,lIdarmen Argh:anistan, in dem iiber 80% der erwerbsfähigen 
Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig sind, kommt de r AgraI'> 
reform eine aunchlaggebende Rolle im revolutionären Verinde­
rungsprozcß zu_ Zu ihrem Stand und den nächsten Schrillen be­
fnogte Harald Meinkc Ende 1982 den afghanischen Ministe r rur 
Landwirtschaft und Bodenrdorm, Dr. Abdul Gh.afar Lakanwal, der 
Mitglied des Revolutionsrates und du E"ckutivl"atCl der Nationalen 
VaterländiM:hen Front Afghanistans in. 

FRAGE: Keine schlechte Oberraschung. Ausgerechnet ein Absol· 
vent einer bundesdeuuchen Hochschule "macht" in Afghanistan 
jeut Revolution. Das paßt so gar nicht in das Bild, das man sich im 
Westen von der Regierung Karmal in Kabul macht. 
A.G. LAKANWAL: Ja, das ist richtig, ich habe in der Bundesrepu· 
blik Deutschland Studiert, an der landwirtschaftlichen Hochschule 
Hohenheim in Stuttgan. Während dieses Studiums hatte ich die 
Möglichkeit, mich intensiv mit der landwirtschaftlichen Entwick· 
lung in Afghanistan lU beschäftigen. 
Die FrJ.ge lautete für mich: Welche Chancen gibt es, die Verhält· 
nine auf dem Land in Afghanistan lugunSten der kleinen Bauern, 
der Landlosen und der Normaden zu verändern. 
FRAGE: Wie sahen denn die Verhältniuc auf dem Land vor der 
April·Revolution (1978) aus? 
A.G. LAKANWAL: Hemmend für die weitere Entwicklung wirkten 
folgende Faktoren: die feudalistischen und präfeodalistischen Be­
sitzverhähnisse, dann die Stammesbedingungen, Formen traditio­
neller Bewirtschaftung in der Landwirtschaft und die insgesamt 
ungünstige Agrarsnuktur. 
Wir mußten uns also zunächst die Frage stellen: Mit welchen Stra· 
tegien wollen wir welche Ziele erreichen, um diese Verhältnisse zu 
ändern. Das Ziel: die Ungerechtigkeit in den Produktionsverhält· 
nissen muß beseiligt werden. Daraus folgt, daß man sich Gedanken 
über eine wirkliche AgralTeform machen muß und Gedanken über 
die Organisolltion der Bauern auf dem Lande. 
FRAGE: Soweit das Ziel. Wie sahen die ersten konkreten Schritte 
auf dem Weg zu diesen Vorstellungen aus? 
A.G. LAKANWAL: In der ersten Etappe der demokrati!iChen 
Bodenreform wurden insgesamt 600.000 Hektar (ha) Land an 
269.000 Familien Landloser, Landarbeiter und Nomaden verteilt. 
Weitere 40.000 ha Land wurden in Staatsfarmen umgewandelt, da­
mit wir endlich auch in Afghanistan Großbetriebe mit Nutzflächen 
haben, die den Einsatz moderner Technik wirtschaftlich machen. 
Von diesen Staatsbetrieben gibt es lur Zeit etwas mehr als 30. 
f'RAGE: Man könnte zynisch sagen: Hat Ihre Regierung nicht 
schon Probleme genug in Afghanistan, muß sie durch die Enteig­
nungen aucb noch die Landbe~itzer gegen sich aufbringen? 
A.G. LAKANWAL: Mit der Bodenreform haben wir die Klassen· 
auseinandersetzung auf dem Land verschärft. Das in fiir eine Ober­
gangszcit sicher richtig. 
Man sah es daran, daß während der DurchfUhrung der Bodenreform 
von denjenigen, die ihre Privilegien und ihre Macht verlo ren haben, 
den Großgrundbesitzern, ve rstärkte Aktivitäten durchgeführt WOI'> 
den sind, konterrevolutionäre Aktivitäten gegen die Bodenreform. 
FRAGE: Sie sprechen von feudalistischen Verhältnissen in Afgha· 
nistan, von Großgrundbesitzern. Können sie uns Zahlen nennen, 
die dieses Bild illustrieren? 

A.G. LAKANWAL: In unserem Land sind 4,5 Mio ha in Privat· 
besitz. Vor der Boxienrdorm waren mehr als 30% dieses Bodens in 
der Hand von nur 3% Landbesitzern (derzeit bewirtschaftet! 4,9 
Mio ha, insgesamt bewirtschaftbar: 7,5 Mio halo 

FRAGE: Nun hat sich ja in anderen Ländern gezeigt, daß alleine 
mit der Umverteilung des Bodens keine Bodenrdorm zu verwirk­
lichen ist. Welche Maßnahmen hat Ibr~ Regierung unternomm~n, 
um den Bauern nach der Landvergabe auch die Möglichkeit lU 
schaffen, den Boxien zu bewirtschaften? 
A.G. LAKANWAL: Es ist ohne Zweifel notwendig, daß wir die 
Landwirtschaft stärker mechanisieren. Dafür bauen wir Mechanisie· 
rungs-Slationen, die mit Traktoren ausgerüstet werden, wenn Sie 
wollen Traktorenstationen. Insgesamt sieben solcher Großstationen 
haben wir bis heute mit Hilfe der Sowjctunion in den Provinzen 
aufgebaut. 
Dort können private Bauern Traktoren und Cambines ausleihen, 
die sie fiir die Ernte und die Bestellung brauchen. Für uns stellt sich 
aber auch gerade die Frage nach Genossenschaften. Für die effek­
tivere Nutzung des Bodens ist es einfach notwendig, daß diese Leu­
te, die Land erhalten haben, sich in Genossenschaften organisieren, 
ganz auf freiwillige r Basis. 
1.222 Genossenschaften gibt es schon, mit 193.000 Mitgliedern. 
Diese Bauern arbeiten mit der revolutionären Regierung zusammen 
und verteidigen die Revolution. 15.000 dieser Bauern haben inzwi· 
schen zu den Waffen gegriffen und sich in Komitees zur Verteidi­
gung der Revolution organisiert . 
FRAGE: Machen Sie sich über die Verbesserung der Erträge Gedan­
ken? Welche Maßnahmen haben Sie ergriffen? 
A.G. LAKANWAL: Im vergangenen Jahr konnten wir iiber 
100.000 Tonnen (t) Stickstoffdünger an die Bauern verteilen und 
gleichzeitig auch über 10.000 t qualitaliv hochwertiges Saatgut, 
Weizensaatgut. Die Erträge konnten erhöht werden. 
Die FrühjahrsbeSldlung 1982 war erfolgreicher als wir ~rwartet hat· 
t~n . Wir konnten 3,5% mehr Fläcben bewirtschaften, ab im Plan 
vorgesehen waren. In der Herbstkampagne lieferten wir den Bauern 
noch einmal 60.000 t Dünger und weitere 7.000 t Weizensaatgut. 
FRAGE: Ein teures Programm fLir Ihre Regierung. 
A.G. LAKANWAL: Zunächst, wir bekommen jährlich 5.000 t 
Weizensaatgut und 15.000 t Dünger aus de r Sowjetunion, ohne da­
rur zu bezahlen. Man sollte das einmal erwähnen. 
Wir jedenfalls sind der Sowjetunion für diese Hilfe sehr dankbar. 
FRAGE; Die Bodenrefonn in beiweitem noch nicht abgeschlossen. 
In Ihrem Büro tünnen sich die Unterlagen von Projekten und Plä· 
nen rur die Zukunft. Mit Ihrem Amtsantriu im September 1982 
wurde die zweite Phase der Bodenreform eingeläutet. Wie geht es 
weite r mi t der Landreform in Afghanistan? 

Enteignung der restlichen Großgrundbesitzer 

A.G. LAKANWAL: Wir wollen zunächst die technische Basis der 
Genossenschaften verstärken. 
Dann haben wir uns in dieser Etappe de r demokrat ischen Boden­
reform das Zid gesetzt, rur 100.000 Familien landloscr Arbeite r 
und Landarbeiter etwa 100.000 ha Land zu vergeben. Wir werden 
jetlt die Großgrundbesitzer, die bis lang noch nicht enteignet wor­
den sind, entschädigungslos enteignen. 
FRAGE: Wieviele sind davon betroffen? 
A.G. LAKANWAL: Ungefähr 7.000. 
FRAGE: Wie funktioniert die Bodenreform eigentlich praktisch? 
A.G. LAKANWAL: Wir haben im Moment etwa 30 operative Grup­
pen in 12 Provinzen unterwegs, die Landvermessungen usw. durch­
fUhren. Dann gibt es in den Tälern etwa 230 revolutionäre Bauern­
komitees, die sich mil der Landverteilung beschäftigen. 
D.h. diese KomileeS, in denen die Vertreter der verschiedenen so· 
zialen Schichten mitarbeiten, Bauern, Kleinlandbesitzer, Landar­
beiter, Landlose, Vertrete r de r Geistlichen und der StammesfUhrer, 
diese Komitees werden demokratisch gewählt und auch demokra­
tisch geführt. Diese Komitees arbeiten zusammen mit Männern vom 
Katllsteramt und den operativen Gruppen des Ministeriums. 
Weitere 300 bäuerliche Komitees haben sich gegriindet, die aus­
schließlich rur die Wasservergaberechte v<:rantwortlich sind. Denn 
wir möchten in dieser Phase de r Landreform nicht nur das Problem 
Boden lösen, sondern wir betrachten als wichtigen Faktor bei der 
Erhöhung der Produktion auch das Problem der Wasscln'chte. 
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in Peschawar tragen erbitterte Kämpfe um ihre Anteile am 
internationalen Hilfskuchen aus. 
Sie behindern so zusätzlich, aus Grunden der Bereicherung 
oder des Gruppenegoismus, eine militärische Koordination 
der Rebellen im Innern Afghanistans. Aus denselben 
Gründen beeinträchtigen die führer in Peschawar den Nach­
schub mit - reichlich vorhandenen - Waffen und Nahrungs­
mitteln an die Rebellenverbände im Kampfgebiet. 
Eine weitere Ursache besteht darin, daß die Regierung Kar­
mal mit ihrer Politik der nationalen Aussöhnung und des 
Bemühens um eine politische Verhandlungslösung sichtlich 
vorankommt. Seit der Gründung der Nationalen Vaterländi­
schen front im juni 1981 ist ihre Zusammenarbeit mit der 
Geistlichkeit ebenso gediehen wie mit den kriegerischen 
Stämmen der Paschtunen, die in den Grenzabschnitten zu 
Pakistan heute weitgehend militärische Kontrollfunktionen 
gegenüber einfallenden Rebellen übernommen haben. Wnzu 
kommt, daß sich in den Städten und ihren Einzugsgebieten 
unter der Bevölkerung eine a llgemeine Kriegsmüdigkeit und 
Befürwortung einer poütischen Lösung breitmacht, gepaart 
mit einer loyaleren Haltung gegenüber den Rcformschritten 
der Regierung Karma!. 
Infolgedessen schwindet die Basis der ohnedies verhand­
lungsunwilligen .,heiligen Krieger". Die Tatsache, daß sie 
ihre Anschläge gerade gegen Reformsymbole wie Schulen, 
Lehrer, landwirtschaftliche Genossenschaften, Industriebe­
triebe oder medizinische Einrichtungen richten und weiter· 
hin schweren wirtschaftlichen Schaden verursachen, dürfte 
au f Dauer diesen Trend noch verstärken. 
Der Wunsch nach Wiederherstellung des Friedens und sozia­
len Veränderungen erfaßt zusehends breitere Kreise der 
afghanisehen Bevölkerung, was eine erhöhte Bereitschaft zur 
Selbstverteidigung unter Arbeitern und Bauern, deren Uno 
terstützung für die Agrarreform (siehe Interview mit Abdul 
G. Lakanwal) oder das Vorankommen bei der Alphabetisie­
rung veranschaulicht. 
Die Zahl der Menschen, die sich auf freiwilliger Basis an den 
Alphabetisierungskursen beteiligen, erhöhte sich von 
500.000 im Jahr 1980 auf 632.000 im j ahr 1982. Und das, 
obgleich 1981/82 mehr als 1.200 Schulen bei Rebelle nüber­
fallen zerstört wurden. 
Von wachsendem Zuspruch für die Regierung Karma! zeugt 
schließlich die Demonstration vom 2. januar d .J. in Kabul, 
bei der rund 200.000 Menschen vor der US- Botschaft gegen 
den "Reag-.m'schen Interventionismus" protestierten. Am 
Tag zuvor hatte VDPA·Generalsekretär Babrak Karma! er­
klärt, daß es der Regierungspartei nun, nachdem sie eine 
schwierige Phase hinter sich gebracht habe, gelungen sei, 
ihre Einheit wiederherzustellen, sowie ihre soziale Basis und 
die Gesamt lage im Lande verhältnismäßig zu stabilisieren. 1o 

Obwohl die Mordanschläge der Rebellen bevorzugt gegen 
VDI'A-Parteimitglieder gerichtet sind, hat sich ihre Zahl von 
18.000 zur Zeit der Aprilrevolu tion auf mitllerweile über 
80.000 erhöht. 

Schritte hin zu einer Verhandlungslösung 

Das pakistanische Militärregime unter Zia ul.Haq macht im 
übrigen kein lieh I daraus, daß sl."ine Bereitschaft, in Vorver­
handlungen mit der Regierung Karmal einzutreten, sich we. 
sentlich aus seiner Enttäuschung über die afghanisehen Re­
bellen erg-.l.b. 
Angesichts ihrer militärischen Rückschläge im vergangenen 
jahr werden die rund 2,2 Mio afghanisehen Flüchtlinge in 
l'akistan (laut Angaben der UN-flüehtlingshilfeorgan isation) 
zu einer schweren inneren Belastung, die von der demokrati­
schen Opposition gegen das Zia-Regime gewendet wird. Die 
pakistanischen Opponenten mach ten Druck, um Zia ul-Ha<j 
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zu einer Einwilligung in e inen Dialog mit Kabul zu bewegen. 
Im j uni 1982 waren, unter Vermitt lung des kolumbianj· 
sehen UN-Sonderbeauftragten Diego Cordovez, in Genf Ge­
spräche zwischen den Außenministem Pakistans und Afgha­
nistans über eine politische Verhandlungslösung eröffnet 
worden. Der Iran, der sich bis dahin allen Kontakten ver­
schlossen hatte, die ohne Be teiligung der afghanisehen Re· 
bellen stattfanden, ist inzwischen gleichfalls an den Cordo­
vez-Vermittlungsgesprächen über eine gemeinsame Konflikt­
lösung beteiligt. 
Für d ie Regierung Karmal is t die Verpflichtung der Gegen­
seite zur Nichteinm ischung in die inneren Angelegenheiten 
Afghanistans die Schlüsselfrage des Diskussionsprozesses. 
Der pakistanisch-iranischen Seite geht in erster Linie um den 
Abzug der sowjet ischen Truppen und um die Rückführung 
der afghanisehen Flüchtlinge (im Iran sollen es ca. I Mio 
sein) in ih re Heimat. ll 

Der von D. Cordovez ausgehandelte Entwurf, der beim be­
vorstehenden Ubergang zu offiziellen Verh andlungen als 
Grundlage dienen soll, umfaßt vier Punkte: 
I. gegenseitige Garantien rur die Beendigung der Einmi­
schung in militärischer und anderer Hinsicht; 
2. internationale Garantien hierfUr seitens der USA, der 
UdSSR und anderer Länder; 
3. freie Rückkehr der afghanisehen Flüchtlinge und Sicher­
heiten für ihre Rechte; 
4. einen Zeitplan für den Abzug der sowje tischen Truppen 
auf der Grundlage einer übereinkunft zwischen Afghanistan 
und der Sowjetunion, der begänne, sobald die drei ersteren 
Punkte eingelöst sind. 12 

Freilich gibt es eine Reihe von Unbekannten, die baldige 
Fortschritte einer solchen politischen Verhandlungslösung 
durchkreuzen könnten. Da wär~ zum einen di~ Gegensteu­
erung der Reagan-Administration, die um i hr~s globalen 
Konfrontationskurses willen nicht ernsthaft an einer Beile· 
gung der Afghanistankrise interessiert ist . Sie vermag, allein 
schon aufgrund ihres Millia rden-Pak~lS an Wirtschafts- und 
Militärhilfe rur den "Frontstaat" Pakistan, Zia ul-Haqs Re­
gime mächtig unter Druck zu setzen. 
Zum anderen muß auf eine einnußreiche Gruppierung inner­
halb des pakistanischen Offizierskorps verwiesen werden, 
die auf eine Kri~gseskalation gegen die Demokratische Re­
publik Afghanistan d rängt und eine direktere Anleitung der 
afghan ischen Rebellen durch die pakistanische Armee an­
strebt. Es versteht sich, daß dieser ultrarechte flügel der 
pakistanischen Militärs die in gr-!ilbare Nähe geriickte politi­
sche Verhandlungslösung entschieden bekämpfen wird. 
Ein schneller frieden steht demnach kaum zu erwarten . 
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2) Zit. nach; AD. Dokumentation, 5.1 J.J982 
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o Ich abonniere das AlB ab Nr. . bis auf Widerruf· 

o Ich bestelle AlB Nr. 
o Ich möchte Probeexemplare, Register (Jahr: . .. ) 

11 I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
Vorn&rlW, N&n-. 

11 I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
."" """ lJJaLIJ L LU.11LD I I I I I I I I I I I I I I 

" lch~dIon~ ... _...tdU~IOAl8-W.nkrela­
Ver1aQ. KoI\Io Ht 31~7 _ ~1 FrrilunIM ..,.. auI du Konto 
Al8-W~Ver1aQ Hf lIeIO 1* '* '1'*-1< MartIurg (Btz S33 lIIOO 00) 
Md doof AbtJuC/'II.Ing .,.. ~ bin Ich.-..-.- M. o.m EndI ... 
~ ..tIc:tot _ &\lugeermlcllllgiu 

Md,*~doof~ ~ biI'Ilch-.,...,.,.. 

~n ..... -/P"''''''''''''''''10 Oe, I I I I I I I I I I I I I I I 
• I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
.. ~ UlIIIIIIIIIII "..,111111111 

.. _ ........................................................................................ .. 

Postkarten nach Südafrika 

l'IIogoerane 

23 



f>.l Absender: 
~ 

Ich fordere Sie auf, die sechs zum Tode verurteil­
ten Freiheitskämpfer unverzüglich zu begnadigen 
und ihnen den Status von Kriegsgefangenen ent­
sprechend der Genfer Konvention zuzuerkennen. 

I urgently demand to reverse the death sentences 
for the six South African freedom fighters and to 
grant them Prisoner of war status according to the 
Geneva Conventions. 

(Unterschrift) 

Luftpost 

Airmail 

P.W. Botha 
Union Buildings 
Pretoria 
SOUTH AFRICA 

D 
o Ich habe als neuen AlB-Abonnenten geworben 

Mein Name: .. .... .. . . . . . . ... . ... . .. . .. . . 

Meine Adresse: . . . . . . . . . . . . . ... . ... . 

Mein Prämienwunsch: . ...... . . . . 

Ich bitte um Zusendung von Probeexempla­
ren an: 

Name 

Adresse 

Bitte mit 
Postkart..:nporto 
freimachen 

An 

AlB - Weltkreis-Verlag 

Liebigstr. 46 

3550 Marburg 



Solidaritätssho Dritte Welt 
Produktions Verlags · Ver1rlebs GmbH 

Bestelliste 
Stock 

Kallee aus Nicaragua 

Einzel· 
Prell 

1 Pfund 12.00 
Plakatmappe Nicaragua 
Sonderpreis 12,00 
Graphikmappe, Ralael Cabrera, 

(ab 10 Ex. 8,00 DM) 10,00 
Schallplatte "Por la Paz" der 
Salvadorianlschen Gruppe 
Banda Tepevani 16,50 
BroschUre "Eine neue interameri­
kanische Politik fur die80er Jahre", 
Geheimdokument de~ i(omitees 
von Santa Fe für den jetzigen 
US-PräSidenten Reagan, DIN A5, 
48 Seiten 3,00 
(ab 10 Exemplare 2,70 DM) 
T·Shlrt, weiß mit Aufdruck 
"FM LN-EI Salvador vencera" und 
einem FMLN-Kämpfer 
Größen 4, 5 und 6 15,00 
Anhänger ASK-Taube aus Silber 14,00 
Anhänger ASK-Minitaube aus 
Silber 9,00 
Silberl<ettchen, dazu passend 7,00 
Ohrhänger ASK-Taube aus Silber, 
an Kettchen m. Stecker, Paar 27,SO 
Ohrslecker ASK-Taube aus Silber, 
Paar 19,80 
Ohrhänger ASK·Taube aus Silber, 
an Silberbügel, Paar 23.00 
Anstecker ASK-Taube aus Silber 19.00 
Anhänger ASK-Taube aus Ton, 
braun oder blau 5,00 

Genmi ' 
Pre ll 

~S""o .... lid~a~n~·tä",·t~SS~h::o~Dosri:;tte~Wse",ltf---_---. ~ 
Produktions · Verlags · Ver1rlebs GmbH ~ 

J 
Pfund 
J2~-DM 
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Plakatmappe "Nicaragua Llbre '"' 
mit 15 Plakaten aus dem freien 
Nicaragua, DIN A3, alle Plakate 
mehrfarbig. Sonderpreis 12,- DM 

• 

~~- . e 
F':-- ~~~ 

I 

Graphikmappe des salvadoriani­
sehen Kunstlars Rafael Cabrera, 
5 Blätter, dazu je ein Blatt mit Ge­
dichten von Neruda, Cardena', 
Vega. DIN A4 Überformat. slw, 
Stück 10,- DM. ab 10 Ex 8,- DM 
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Anhänger ASK·Taube aus Silber. 
Stuck 14,- DM 

Ohrhänger ASK-Taube aus Silber, 
an Kettchen mit Stecker, 
Paar 27.50 DM 

Anhänger ASK-Taube aus Ton, 
braun oder blau. Stuck 5,- DM 



AIB·Prämienangebot 
Abonnenten werben Abonnenten 

Wir bitten unsere Leser um Unterstützung be i de r Werbung neuer Abonnent en. Jeder AlB-Leser. der eine il neuen Abonnen­
ten für unsere ZeilSchrift wirbt , bekommt von uns e ine Buch- oder Schallplattenprämie nach eige uer Wahl aus dem unten 
aufgeführten Titelangebot. Erfolgreiche Werber erhalten d ie gewiinscht e Prämie umgehend :w~~andt . wen n sie selbst Abon­
nenten sind und de r neue Abonnent J as Abo bezahlt oder die in der Mille dieses Heftes beigchdlC'lc Abbuchungsvollmac ht 
ausgefüllt hat . 

Prämien für 1 'geworbenen Abonnenten: 
WoII'am Brön"",IH"lnz.Jurgeo NJeth 
0., Kamp! um EI S.lvl<lor. 
Vol~ ... hel>u"~ und Inl.", ... llon 
260 Se,I .. n. Pahl.Ruge .... I"'" V.~ag 1982 

au. I"",. I •. 
Oe' I.nll' W"II !II' F'elh,lt 
25S Seilen, ~Ie' Ii,rnmer V .. ta(! 1982 

J8n Me1lll""lMan ... OrlNCh SI ....... O 
0 .. 101 un .. , l and _ Wu tb. nk und Gnu I,. II.n 
IInl . , I .... lloel>e< S. ... UIl"ll 
320 S",en. l.muv Ve<Iag 1990 

Hans van Ooyen (Hrsg.) 
0., R' ''IIan Aej>OIl . 
W. ltmachl USA In NOI. n 
204 $t<len, Wehk,,1S Verlag 1982 

M""a~e~ r"""'~ 

Ap.rth~d 

MV'_ und WI,kllchk.t' 
19l5e>t~' Harn""" 1981 

AlllOI. llni 
FII' elfn F"eden 
158 5eo1 II"'~" 1982 

Ooete< 8on$,Rena18 R9uBch (Hg) 
Z."".I.m.rlk. 
GlJ3IeIneIa, Ei Salvador, HOOdI.x"" 
NoCa/&gIIa, Costa Aoca 
405 Soden, PaN,R~ 1983 

EmesloC.rO&naI 

Frd2 N<;JIIUoneI van der Meuien (Hg.) 
au..,.,. 01 .. Cut>a 
Reoset""'e< 
190 Seo1en, Lamw 1982 

AKAFRIKJQEAE (HII·) 
Sil~rlk .. H.ndbllch 
$od&I ...... , Nlmboa uno Ziml)abw& 
437 Se<len, J~ 1982 

J~'gen OotrOWSkyM'oIH Ge,SIe< 
Su"'",rI ..... 
R .. stStnIl O, h"l'"rI.II ....... , s./,.Iunllsumpl 
160 Se~.n, Pa~RU\ltnsl.,n 1978 

F,_rrk V.,.1e 

AUlorriollek'IV 
AFRIKA. Gu ehlellie von <!en 

In KutNo. gefIchi von .1 ..... AeoI .. 
386 Se'len. Hamme, 1980 

Ra,,''', Falk./Pel .. Wahl (Hrsg.) 

M, nuel. 0<Ie, d ie Rel .. an den Anlano de' wen 
240 Se<len, Llm"" 1981 

Anl' ngen bis zur Gegenwart In vle' eiinde" 
Sand 'oder 2 
372 ~.w 297 Se<, .... , Pa~RugenSl.,n 197~110 

Ju'goen RoHvKam, hylan 
01. Tu,kel _ R.Pl/btik unte' WOllen 
240 Se".." Llm"" '981 

edua'<IQ Galeano 
Oie ol1 . ... n AM,n L. t . ln ..... rlk •• 
e""',I"'" Nluau~age, 311 Seilen, Pet .. Harn""" 1961 

Pe, .. Schlltl 
Oe, Moh, h. l aal ... SchuldillkelllJe'.n. 
Gib! •• R .. , I,mus In <M, Bun"' .. publlk7 
264 Sol"..,. Wellk,,,,. 1981 

Gunle, Goasenlekl 
Land <Mr R.lsle~r. 

Viel ....... Laoo. KlmPl/ch • • 
220 Se'I ..... Pafrl.RugenS18,n 1981 

Ana GuadaJuPt Mari, ... , 
Oie IJehelmen K.fIr .. EI S. lv.""". 
Das Z.vgnra <!er Comanaanta Gvell_' . 
:!OS Se",,". La","" 1982 

".""" .,~ " "~ .. ... .,''''"w'f . .... " .. .. ,. , •• , .... ... ~~ ........ 
, ~ .. ., .. c'_H.'n'~' . --

BeI .. lllnllsbew'IJU"IIen In Afrlk •. 
PolitiSChe P'og,amme. 
~ Se~ ..... Pahl.R'-9BnS18rn ,980 

Se<II00 Ramlftz 
Viv. S.ndlnol l e IM<> und Tod des 
e .. te" 1a1e1name-rikanloehen G"erllI. lllh .... 
'57 Ser'en. Pet., Hammer 1981 

Hor~ Ed<a!1 GrO$SllOau$Pe\eI Wo/I 
CHE. Mei ... T,l um. kennen keine G ...... n 
2'8 Serrtrn Wel1lueos 1982 

GaDr • Gd'C'3 MJ'ooe.< 
OIe Gel .. ln." .... 
I '2 Se. H3mr"lar 198.2 

Prämien für 2 geworbene Abonnenten: 
Pet .. Kr>tg 
Der Mensch 011"', nlehl I m B,OI , Ileln . 
Le .. ""ch zum Film "~tem"'rw.lz ... " 
'92 Seo'~~ (;'c'I'Ofmal Pet .. Han"If"<!f 1981 

Er< Ca,(jer 
Unser lind "''' den Menscll ... die wl, lieben 
Ge<Ioct>~ M,S"""nItUSSoIento_, '>d,*,,_ 

N.ca'a~"" 
6( So!o'e-r> G,QIl'lfMM.. P_ H"""""," '980 

C. RtnConIK T_fH,SO) 
Nica<II\IUI . 
Vor uns die MUhen,,", Ebe ... 
22' Serien, Harn""" VetlaO 1982 

Autor_fIekIIv 
Und .. Mr Efc\e . 
PolltiSCh-Olcono",lscllH Handbuch 
7 Auflage 720 SerI..., PaN·F\uoensI""" 1981 
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Palästina 

walid Burhani 

Klarer PLO·Kurs in Aigier 

Knapp ein halbes Jahr nach der Schlacht um BeiTut, die mit 
dem ehrenvollen Abzug der Guerilleros der Palästinensi­
sehen Befreiunvorganisation (PLO) zu Ende gegangen war, 
beriet am 14.-22 . Februar 1983 in Algier das palästinensi­
sehe Exilparlament über die künftige Marschroute der PLÜ. 
Daß die rund 350 Delegierten, die sich zu dieser 16. Sitzung 
des Palästinensischen Nationalrates einfanden, alle palästi­
nensischen Organisationen repräsentierten, war an sich 
schon von Bedeutung. Denn im Anschluß an den israeli­
schen Libanonkriegszug vom Juni-August 1982 war es in 
den Reihen der PLO zu kontroversen Strategiediskussionen 
und zu verschiedenen Initiativen gegen den Kurs gekommen, 
den der Vorsitzende des PLO-Exekutivkomitees, Yassir Ara­
fat (AI Fatah), eingeschlagen hatte. 
Die Kri.tik hatte sich gegen Y. Arafats Kompromißbereit­
schaft gegenüber politischen Lösungsvorschlägen zum Nah­
ostkonflikt vom September 1982 gerichtet. Dies betraf sein 
Ja zu den Initiativen des Arabischen Gipfels in Fes, des 
sowjetischen Staatsoberhaupts Leonid ßreshnew sowie zu 
neuen Momenten im Reagan-Plan (Möglichkeit einer jorda­
nisch-palästinensischen Föderation); Wortlaut all dieser Vor­
schläge in: AlB 11-12/1982, S. 6-9 

Y. Arafat - Symbol der Eigenständ igke it 

Kurz vor der Tagung von Algier waren sechs palästinensische 
Organisationen, darunter die Volksfront (I'FLP, Vorsitz G. 
Habbash), die Demokratische Front (DFLP, Vorsitz N. 
Hawatmeh) und das PFLP-Generalkommando (Vorsitz A. 
Jibril ), in Tripolis/Libyen zusammengetroffen. Dort hatten 
sie mehrere maximalistische Erklärungen verabschiedet, 
einschließlich einer Ablehnung des Friedensplans von Fes. 
Die prosyrischen Gruppierungen Al Saikah und PFLI'-Gene· 
ralkommando zogen gleichzeitig die Person Y. Arafats als 
PLÜ-Führer in Zweifel. Diese Herausforderung Yassir Ara­
rats veranlaßte westliche Beobachter zu der Prognose, der 
16. Palästinensische Nationalrat (PNC) werde mit einer Spal. 
tung der palästinensischen Dachorganisation enden. 
Doch es kam ganz anden. Die PNC-Tagung von Algier 
brachte nicht nur eine Festigung der nationalen Einheit, 
sondern auch eine Bestätigung der Person des Kurses Yassir 
Arafats. Mehr noch, es muß von der Stärkung seiner Posi­
lion ausgegangen werden. da er zum ersten Mal direkt vom 
Forum des PNC zum Vorsitzenden des 14köpfigen PLO­
Exekutivkomitees gewählt wurde. 
Yassir Arafat war und bleibt die Symbolfigur der palästinen­
sischen Einheit und - was angesichts der veränderten Aus­
gangslage nach dem Abzug der Guerilla aus Beirut und dem 
Südl ibanon von erhöhter Bedeutung ist - der unabhängigen 
Entseheidungsfahigkeit, der wirklichen Eigenständigkeit der 
PLO. 
Seit dem Libanonkrieg 1975/76 war der Druck insbesondere 
Syriens, dessen Truppen im Libanon weitgehend das Sagen 
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hatten, auf die Führung der PLO eigen lieh das Moment, das 
ihrer Eigenständigkeit die empfindlichsten Wunden schlug. 
Der Libanonkrieg 1982 bewirkte, da Syrien faktisch die 
PLO in ihrem Verteidigungskampf a11cine ließ und PLO· 
Kämpfer nun nur noch im ostlibanesischen Bekaa-Tal auf 
die Loyalilät syrischer Truppen angewiesen sind, daß sich 
der objektive Spielraum der PLO gegenüber dem baathisti­
schen Assad-Regime eher vergrößert hat. 
Insofern schrieb die Tagung von Algier den geschwundenen 
Einfluß Syriens auf den palästinensischen Widerstand fest, 



wenngleich die 1'1.0 Syrien weiterhilI als wichtigsten verbün­
deten Fromstaat im Nahostkonnikt ansieh!, 
Hinter Yassir Arafat stellten sich in Algier erwartungsgemäß 
die !'LO-Organisationen Al !-'atah und die unabhängigen De· 
legierten, doch überraschend klar auch die größten Gruppie. 
rungen des "radikalen", marxistisch orientierten FHigels, die 
FPLI' und DFLI', Georges Habbash betonte die "kategori­
sche Ablehnung" des Reagan-!'lans und meldete Bedenken 
gegen I'unkt 7 des Friedensplans von Fes an, der die impli­
zite Anerkennung Israels beinhaltet. Nayef Hawatme h kriti­
sierte ihn als frucht "des Bankrotts und der Widersprüche 
der arabischen Welt". Ulld zum Umgang mit dem jordani. 
sehen Hussein- Regime fügte er an: "Wir sagen Nein zu jegli­
cher jordanisch-palästinensischen Delegation und wir sagen 
1.000 Neins dazu. Jordanien oder irgendjemand anderem 
ein Mandat zu geben, in unserem Namen zu sprechen." 

Dennoch unterstrichen beide Palästinenserführcr die Not­
wendigkeit, die .,Einheit der palästinensischen Revolution" 
und, angesichts äußerer Einmischungsversuche, ihre "unab­
hängige Entscheidungsfahigkeit" zu bewahren. 

PLO-Schwerpunkt besetzte Gebiete 

Im Politischen Bericht des I'LO·Exekuti\'komitees an den 
Nationalrat kam Faruk Khaddumi (AI J-'atah, de facto PLO­
"Außenminister") ihrem Anliegen entgegen. Er verwarf den 
Reagan.Plan in gleicher Schärfe, gerade auch, weil er ,Jorda­
nien als Ersatz für Palästina" ansehe. Der Plan ziele auf die 
"Liquidierung der palästinensischen Revolution". Die US­
Nahostpolitik hebe auf die Stärkung Israels und die 
Schwächung des sowjetischen Einnusses ab. 
In Übereinstimmung mit N. Hawatmeh und G. Habbash 
stellte F. Khaddumi ferner heraus, daß das enge Bündnis der 
PLO mit der Sowjetunion bzw. dem sozialistischen Lager 
und mit Syrien auch künftig Gültigkeit haben müsse. Und 
schließlich pflichtete er ihnen bei, daß sich die PLO-Führung 
nach dem Abzug aus Beirut einer gründlichen Selbstkritik 
unterziehen und vor allem dem Widerstand im palästinensi­
sehen West jordan- und Gazagebiet mehr Aufmerksamkeit 
widmen sollte. 
Im Ergebnis der Debatte kam man zu folgenden wichtigen 
gemeinsamen Positionen. die auch in die Politische Erklä­
rung (Wortlaut nachstehend), das Abschlußdokument der 
16. Palästinensischen Nationalratstagung, Eingang fanden: 
• der Fes·Plan wurde als Minimalplattform für das gemein­
same Vorgehen von PLO und arabischen Staaten akzeptiert, 
der Breschnew·Plan ausdrücklich unterstützt; 
• den Reagan-Plan wies man als Grundlage rur eine politi­
sche Verhandlungslösung hingegen zurück; 
• obwohl jordanien keine Befugnis zuerkannt wurde, das 
palästinensische Mandat mit wahrzunehmen, hielt der I'NC 
die Möglichkeit einer perspektivischen palästinensisch-jorda­
nischen Staaten konföderation und damit einen hinreichen· 
den Verhandlungsspielraum rur Y. Arafat gegenüber König 
Hussein offen; 
• dem PLO·Exekutivkomitee wurde außerdem freie Hand 
gegeben, um jeder Möglichkeit, Ägypte n vom Separathandel 
mit Israel und den USA (Camp·David·Prozeß seit September 
19 78) abzubringen, nachzuhelfen; 
• das PLO·Exekutivkomitee wurde weiter beauftragt, auf 
die Wiederbelebung bzw. Effekti\'ierung der Arabischen 
Front der Standhaftigkeit (gegründet Ende 1977 als Ant· 
wort auf Camp David von Syrien, Libyen, Aigerien. dem 
Südjemen und der PLO) hinzu wirken, die sich im Libanon­
krieg 1982 a ls handlungsunfahig erw iesen hatte; 
• der Dialog mit progressiven jüdischen Kräften aus Israel 
soll nunmehr ausgeweitet werden - so Y. Arafat - auf "alle 
Isradis, die unsere Rechte anerkennen"; 

• im Libanon sollen die patriotischen Kräfte im Wider­
standSkampf gegen die israeli~chen Okkupanten unterstützt 
werden; 
• den Schwerpunkt bei der Entwicklung des palästinensj· 
sehen Volkswiderstandes. die Entfaltung von Guerillaopera· 
tionen inbegriffen, will die PLO künftig auf das okkupierte 
West jordan· und Gazagebiet legen. 
Die PLO-Führung ist sich dessen bewußt, daß sie sich, schon 
wegen der Umgruppierung ihrer Kräfte nach dem Abzug aus 
Beirut, diesen Ziden nicht im Eilverfahren nähern wird. Sie 
braucht aber unbedingt ei nen Starkezuwachs gerade in den 
besetzten Gebieten. weil ansonsten ihr politisches Gewicht 
in denkbaren Nahostkonflikt-Verhandlungen nicht hinrei­
chen dürfte, weil ansonsten die Reagan-Administration nicht 
zur geforderten Anerkennung der PLO gezwungen werden 
kann. 
Die I'LO tut gewiß gut daran, keine Chance zur Eröffnung 
politischer Verhandlungsschritte auszulassen. Aber sie muß 
sich auch vor Illusionen hüten. Diplomatisch-politische 
"große Sprünge" oder Geschenke sind angesichts des derzei­
tigen regionalen Kräfteverhältnisses kaum zu erwarten. Die 
Administrationen Ronald Reagans und i\lenachim BegillS 
verharren nach wie vor in Unnachgiebigkeit. Das antiimpe· 
rialistische arabische Lager ist seit dem Libanonkrieg kaum 
handlungsfahiger geworden. 
Abu Iyad, ~tellveTlrell::r Y. Arafats und Fatah·Redner in 
Algier, scheint frei von Illusionen zu sein. Er glaubt nicht, 
"daß wir zu einer schnellen Lösung kommen. Aber wir 
können nur weiter auf diese eine politische Lösung hinarbei­
ten, d.h. einen unal>hängigen Staat fordern. in dem die Palä· 
Slinenser ihr Selbstbestimmungsrecht ausüben können." 
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16. Tagung des Palästinensischen Nationalrats 

Politische Erklärung 
I. Auf paläst inensisc.:her Ebe ne 

Oie p;dästincnsi,che Einheit 
Die heroische und standhafte Schlacht im Libanon und BeiTU! hat 
die pa.lästincnsische nationale Einheit aufs deutlichi!<'; verkörpert. 
Ausgehend von der flihrcndcn kämpferischen palästineosischen Er­
fahrung bckrHtigt der PaJästincnsischc Nationalrat (PNC) die Konso­
lidierung der nationalen Einheit l!:wilchcn den Organip.tioncn der 
ReYolution im Rahmen der PLO sowie die Entwicklung der oTglinisa­
torilichen Beziehungen in allen Institutionen und KÖrpcTlichafun d<'! 
PLO, auf der Basi, der Einheitsfront und der kollektiven Führung, 
cntspn:chend dem org-dnio;alorisehcn und politisehcn Programm de. 
i4. Nalionalr .. ts. 

Ocr unabhängige n .. ti anale Beschluß 
Ocr PNC bekriftigt sein Festhalten an der unabhängigen nationalen 
Be!chlußfassung, schützt sie und widersetzt sich jedem Druck, der 
diese Unabhängigkeit unterlaufen will, woher auch immer er kom­
men mag_ 

Ocr palästinensi,che bewaffn ete Kampf 
Der PNC bekräftigt die Notwendigkeit, den bewaffneten Kampf ge­
gen den zioniniKhen f'eind zu entwickeln und zu ventärken. Er 
bekräftigt das Recht der Streitkr'.<fte der paläninensischen Revolu­
tion, den militärischen Kampf gegen den zioni5lischen Feind von 
allen a,dbischen Fronten aus zu ruhren. Der PNC bekräftigt die Not­
wendigkeit der Vereinigung aUer Streitkräfte der paläMinensischen 
Revolution im Rahmen einer vereinigten nationalen Befreiungs­
armee. 

I. Da! bese tz te Heim;ttland 
I. Der PNC grußt unser standhaftes Volk in den besetzten Gebieten 
in seinem Widerstand ~~n die Besatzung. die Siedlung und die Ent­
wurzelung. Er lobt auch seinen einheitlichen nationalen Willen und 
seinen vollständigen Zusammenschluß um die PLO, die einzig legi­
time Vertretung des palästinemischen Volke; innerhalb und außer· 
halb der besetzten Heimat. 
2. Der PNC mißbilligt und verurteilt alle \'erdächtigen amerikani· 
schen und israelischen Versuche, die palästinensische nationale Ein­
heit zu zerschla~n und ruft unser Volk auf, diesen Venuchen ent­
gegenzutreten. 
3. Der PNC bekräftigt, die Einheit der nationalen, sozialen. gewerk­
schaftlichen und Volksinstitutionen zu festigen und die Notwendig­
keit, die nationale Front in den besetzten Gebieten aufzubauen und 
zu entwickeln. 
4. Der PNC bekr' .. ftigt die Notwendigkeit, die Anstrengungen zu ver· 
vielfachen, um die Standhaftigkeit unseres Volkes in der besetzten 
Heimat zu stärken und alle Anforderungen für diese Standhaftigkeit 
bereitzustellen. um die erzwungene Emigr;ttion zu beenden, den Ba· 
den zu bewahren und die nationale Wiruchaft zu entwiek<'!n. 
5. Der PNC lobt die Standhaftigkeit unscrn Volkes in den seit 1948 
besetzten Gebieten und bringt scinen Stolz auf scinen Kampf zur 
Bewahrung der nationalen Identität als untrennbarer Teil unseres 
palästinemischen Volkes gegen den rassistischen Zionismus zum Aus­
druck. Der PNC bekräftigt die Notwendigkeit, alle Anforderungen 
unS<!:res Volkes III den seit 1948 besetllen Gebieten, S<!:ine Einheit, 
die Einheit seiner Körpe~chaften und seiner nationalen Kräfte zu 
unterstützen. 
6. Der PNC bringt ".,inell Stolz und seine Achtung rur die palästi­
llensischen Gefangenen und Internierten in d('11 Gefangnissen des 
Feindes im besetzten Heimatland und im Südlibanon zum Ausdruck. 

11 . Unser Volk in der Diaspora 
Der PNC bekr'.iftigt die Notwendigkeit, die Kräfte unse re~ Volkes 
überall zu mobilisieren. sowohl innerhalb als auch auBerhalb uns('res 
besetzten lIeimatl~ndes und sein Festhhltcn an der PLO als einzig 
legitimer Vertretung. zu ~tärken. Der PNC empfiehlt dem Exekutiv­
komitee, Maßnahmen zu ergreifen, um seine sozialen und ökonomi­
schen Interessen zu bewahren und seine erworbenen Rechte und 
Grundfn',heitcn und seine Sicherheit zu verteidigen. 

111 . Di.: Kontakte mit den jüd ischen Kräften 
Ausgehend von Punkt 14 der politischen Erklärung der 13. Sitzung 
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des PNC vom 12.3.1977 ruft der PNC das Exekutivkomitee auf, die 
Aktivitäten in diesem Rahmen zu studieren, entsprechend den ln­
tere55en der palästinensischen Fr.!.ge und des paläninensischen natio­
nalen Kampfes . 

Auf a r ab isch er E b ene 

Der PNC fordert die Stärkung des Bündnisses zwischen der- paläst;· 
nensischen Revolution und den nationalen Befreiungsbewegungen in 
der gesamten arabischen Welt, damit sie sich effektiv zionistisch·im­
perialiniscben Verschwörungen und den Liquidierungsplänen ent­
ge~nsteUen, insbesondere den Camp-David-Vereinbarungen. dem 
Reagan·Plan und um die zionistische Besetzung der arabischen Ge­
biete zu beenden. 

I. Der PNC definiert d ie Beziehungen zwischen der PLO und den 
arabischen Stu ten auf fo lIende r Grundlage : 
a) Verpflich tung gegenüber den Fragen des arabischen Kampfes, an 
dessen Spitze die Palästinafrage und der Kampf für sie steht. 
b) Festhalten an den Rechten des palä5linensischen Volkes, ein­
schließlich seines Rechtes auf Rückkehr, Selbstbestimmung und die 
Errichtung seines unabhängigen Staates unter Führung der PLO, die 
durch die Beschlüsse arabischer Gipfelkonferenzen bekräftigt wu .... 
den. 
c) Wahrung der Auuchließlichkeit der Vertretung. Wahrung der na· 
tionalen Einheit und Respektierung des unabhängigen palä$linensi· 
sehen nationalen Beschlusses. 
d) Zurückweisung aller Pläne, die das Recht der PLO als einzig legi­
timer Vertretung des palästinensischen Volkes verletzen. sei es in der 
Form von Bevollmächtigung, Stellvertretung oder Teilhabe am Recht 
der Vertre tung. 
cl Ocr PNC fordert die Verstärkung arabischer Solidarität auf 
Grundlage der BelchlüSfe aT1lbischer Gipfelkonferenzen und im Lich­
te der oben genannten Grundlagen. 

11 . Die Beschlüsse des Gipfe ls von Fez, der ;trabische }' riedenspbn 
Der PNC betrach tet die BcschlüS5e des Gipfels von Fez (Wortlaut 
siehe in: A lB 11·12/ 1982, S_ 8, d. Red.) als f,.{inimum ftir politische 
Aktivitäten der arabischen Länder. Diese Aktivitäten sollten durch 
die militärische Seite mit all ihren Anforderungen vervollständigt 
w~rden, um du Kräfteverhältnis zugunsten des paläJlinensischen und 
arabiKhen Kampfes und ihrer Re<:hte zu verändern. Der Rat bekräf­
tigt, daß sein VeTStändnil; dieser Be$Chlüsse nicht in Widerspruch 
steht zu seinen Verpflichtungen gegenüb~r dem po1itis~hen Pro· 
gramm und den Beschlüssen des Nationalrats. 

IlI.Jo rdanien 
Ocr PNC bekräftigt die speziellen und besonderen Beziehungen, die 
das palältinensiKhe und jordanische Volk verbinden. Er bekräftigt 
die Notwendigkeit, diese Beziehungen im Einklang mit den nationa­
len Interessen beider Völker und der arabischen Nation zu ent­
wickeln, um die un~eräuße rlich~n Rechte des palästinensischen Vol­
kes zu verwirklichen, einschließlich des Rechts auf Rückkehr. Selbst­
bestimmung und die Errichtung seines unabhängigen palästinensi­
schen Staates. 
b) Festhalten an den Nationalratsbcschliisscn in Bezug auf die Be­
ziehungen mit Jordanien au~gehend davon, daß die PLO die einzig 
legitime Vertretung des palästinemischen Volkes innerhalb und 
auBerhalb der besetzten Gebiete ist. Der PNC zieh t in Betracht, daß 
die Beziehungen mit J ordanien auf der Grundlage einer Konfödera­
tion zweier unabhängiger Staaten ~tabliert werden können. 

IV. Libanon 
Der Palästinensische Nationalrat fordert: 
a) die Vertiefung der Beziehungen zum libanesischen Volk und sei· 
nen nationalen Kräften und die Unterstützung d ieser Kräfte in ih rem 
mutigen Kampf g~gen die zioniniKhen Besatzer und ihre Handlan­
ger; 

bJ an erster Stelle der jetzigen Aufgabe der paläSlinensischen Revo­
lution die Zusammenarbeit mit dem libanesischen Volk und seinen 
nationalen und demokratischen Kräften im Kampf ftir die Beendi­
gung der zionistischen Besatzung; 



c) das ExekutivJ"omitee auf. Gespruche zwischen der PLO und der 
libanesischen Regierung zu führen. um die Sicherhdt und Um'er­
'iChrtheit der im Libanon lebenden Pa!;\'!inen'er zu f9:währleisten 
und ihr Re<:ht au f Aufenthalt, 8ewegungsfreiheit, Arbeit und soziale 
und politischC' Freiheit zu garantie ren; 
d) Maßnahmen zur B~ndigung der willkurlkhen Einzel· und Mas­
senverhaftungen, die' auf politiSf;her Grundlage ausgeruhrt werden, 
und zur fo·rC'il.l.Ssung aller Inhaftierten in den Gefangnissen der liba· 
nesischen Behörden. 

V. 8C1.iehu ngen zu Syrien 
Die Beziehungen zum brüderlkhen Syrien b3sie~n auf den Besehlüs· 
sen aufeinanderfo lgender Sitzungen des Palästinensischen National· 
rau, die die Bedeutung der strategischen ßeziC'hung zwischen der 
PLO und Syrien bekräftigen im Dienste der nationalen, kämpferi· 
schen Ziele und in der Konfrontation mit dem zionistisch·impC'riali· 
stischC'n Feind. Die PLO und S~'rien stehen in der vordeT!itC'n Front 
gt'gC'n diC'sC' gemeinsame Bedrohung. 

VI. Front dC'r Standhdtigkcit und Konfrontation 
IXr PaläuinC'nsis<:he Nationalrat ermacht igt das Exekutivkomitee der 
PLO. mit dC'n Parteien der nationalen Front der StandhaftigkC'it und 
Konfrontation (gC'gr. Ende 1977 mit der PLO. Syrien, Libyen . Alge· 
rien und dem Südjemen als Mitgliedern; d. Red.) Gespräche zu füh· 
ren, m it dem Ziel. diese Front auf einer neuen effektiven und klaren 
Basis wiederaufleben zu lasSC'n. In Anbetracht dessen, daß die Front 
während der ~ionistischen Invasion im Lib:lIlon (vom Sommer 1982: 
d. Red.) nicht auf der Ebene der von ihr geforderten Aufgaben gt'. 
handelt hat. 

VJI. Ägypten 
Der Paliininensische Nationalrat bekräftigt seine Ablehnung des 
Camp·David·Abkommcns und des damit ,erbundenen Autonomie· 
plans und Zivilverwaltung. Im festen Gl.luben an die RoUe Ägyptens 
und seines großen Volkes im arabischen Kampf bekräftigt du Palästi· 
nensische Nationalrat. daß er an der Seite des K:.tmpfes des ägypti· 
schen VolkC's und seiner nationalC'n Kdfte stcht. um der Camp·Oa· 
vid·Politik ein Ende zu set'l.C'n und die Rückkehr Ägyptens zu seiner 
kämpferischen Position im Herzen unse~r arabischen Nation zu er· 
möglichen. Der PalästinensiSf;he Nationalrat fordert das ExC'kutiv· 
komitee auf. die Beziehun~n der PLO zU den nationalC'n demokr .. ti· 
schen ägyptischen Kräften und Volksorgani$ationell. die sich jeder 
Nt von Normalisierung der Beziehungen zum ~ionistiSf;hen Feind 
widerset~en. :t;u entwi<:keln. 
Der Palästinensische Nationalrat fordert da~ Ellekutivkomitee auf. 
die Beziehungen zum ägyptischen Regime entsprechend derem Ab· 
TÜCken "on der Camp·David·Politik zu definie~n. weil dies die grund· 
le~nden Interessen der ar .. bischen Nation zum Ausdru<:k bringt und 
den Kampf des palastinensischen Volkes rur seine nationalen Rechte 
unterstützt. 

Iran iSf;h·irakischcr Krieg 
~r Paliininensische Nationalrat wilrdigt diC' Anstrengung des Elleku· 
tivkomitees der "LO, dem Krieg zwischen dem Iran und d..,m Irak im 
RahmC'n der Delegation der bloekfreien und islamischen Staaten ein 
Ende zu setzen. Der Nationalrat fordert das Ellckutivkomitee auf, 
diese Anstrengungen zu einer Beendigung des Krieges fortzusetzen, 
nachdem de r Irak den Rückzug SC'iner Streitkräfte aus den iranis<:hen 
Gebieten in Antwort auf einen Appell der palästinensi.schen Revolu· 
tion erklärt hat, alle Kräfte für den Kampf zur Befreiung Palästinas 
zu mobilisieren. 

Auf inte rnatio nale r Ebene 

I. BrC'Sf;hnew·Plan 
Der Palä5tinensische Nationalrat würdigt und unterstützt die Vor· 
schläge des Breschnew·Plans vom 16. September 1982, die die unver· 
äußerlichen nationalen Rech,.., unseres Volkes bekräftigen. ein· 
schließlich des Rechts auf Rückkehr, Selbstbestimmung und die Er· 
richtung des unabhängigen palästinemischen Staates un ter Führung 
der PLO. seiner einzig legitimen Vertretung. Der Palästinensische Na· 
tionalr.n würdigt auch die Haltung der Staaten des sozialistischen 
Blocks gegenüber der ge~chten Sache unsen:s Volkes, die im frager 
Kommuniquc zur Lage im Nahen Osten vom 3. Januar 1993 bekräf· 
tigt wurde. 

11 . Reagan·PLan 
IXr Reagan·Plan erfüllt seiner Methode und seinem Inhalt nach nicht 
die unveräußerlichen Rechte des palästinensis.chen Volkes, weil er 
das Recht auf Rückkehr, Selbstbestimmung und die Errkhtung eines 
unabhängigen Staates und die PLO als einzig legitime Vertretung des 
palästinensischen Volkes negiert und internationaler Lo:gitimität 
widerspricht. ~r Palä5linensischC' Nationalrat lehnt deshalb eine Be· 

trJChtung dieSC's Plans al~ solide Grundlage für eine dauerhaftC' und 
g.ore<:hte Lösung der Paläst inafraßt' und der >:ioni$lisch·arabisch~n 
Konfrontation ab. 

111 . Internat ionale llniehung"n 
Der Palästinensische Nationalrat fordert: 
a) Entwicklung und Vertiefung der Bündnis· und FTeundschaftsbe· 
ziehungen zwischen der PLO und den sozia listischen Staatell. an 
ihrer Spitze der Sowjctunion, und mit allen Kf.i ften der Befreiung 
und des Fortschritts in der Weh. die gegen Imperiali smus, Zionismus, 
Kolonialismus und RMsismus kämpf~n. 
b) Die Vertiefung der Beziehungen zu den blO<:kfreien, islamischen 
und afrikanischen Staaten im Interesse der palästinensiKhen Sache 
und andC'rer FreihC'itsbewegungen. 
c) Di~ KonsolidiC'rung der Bczi~hun~n zu den bdreundeten Län· 
d..,m in Lateinamerika und Maßnahmen. um den Kr~i, der F~unde 
in diesen Ländern zu erweitern. 
d) Die Aktivierung der politis.chen Arbeit mit den westeuropäischen 
Staaten und Japan, um ihre lIahung zu entwickeln und die Anerken· 
nung der PLO und das Recht des palästinensi!;chen Volkes auf 
Gründung des unabhängigen palästinensischen Staates zu erweitern. 
~r Palästinemische Nationalrat grüßt alle demokratischen und fort· 
schrittlichen, anti imperialistischen, antiz ionistischen und Antiapart· 
heid·Kräftt in den Ländern Westeuropas und in allen kapitalistischen 
Ländern und b~trachtet diese !(fafte als Hauptverbündete in diesen 
Ländern. Der Palästinensische Nationalrat fordert das Exekutivkomi· 
tee der PLO "uf, mit diesen Kräften zusammenzuarbeiten, um zu 
gewährleiuen. daß ihre Länder die unveräuß"rli<:hen nationalen 
Rechte des palästinensischen Volkes und die PLO anerkennen. 
e) OiC' Fornetzung des Kampfes zur holierong des zionisti5Chen Ge· 
bildes in der UNO und in anderen GTC'mien. 
f) Der Pahislinensische Nationalrat fordert, dem US·lmperialismus 
und seiner Politik zu begegnen und betrachtet ihn als Kopf des feind· 
lichen Lagers gegen unsere gcrC'chte Sache und die Sache der kämp· 
fenden Völker. 
g) Der Palästinensische Nationalrat bekräftigt die WiChtigkeit der 
Fortführung des Kampfes gegt'n die Politik der Apartheid, die immer 
noch in verschiedenen Regionen praktiz iert wird. imbesondere in 
Südafrika, da~ enge Beziehungen zum zionistischen Feind unterhält. 
Der Rat würdigt den Kampf des Volkes von Namibia unter Führung 
der SWAPO für Freiheit und Unabhängigkeit und grüßt den Kampf 
der Völker Südafrikas ~gC'n Rassismus. Apartheit und Unte .... 
drückung. 
h) Der Palii"inensische Nationalrat verurteilt C'n tschieden den Ter· 
rorismus und den internationalen Terrorismus, an dessen :"pitze den 
organisierten und offiziellen amerikanischen und israelischen Ter­
rorismus gegen das palästinensische Volk, die PLO, das libanesische 
Volk, die arabische Nation und alle Befreiungsbewegungen in der 
Weh. 

i) Der Palästinensische Nationalrat bekräft igt seine Verbundenheit 
mit allen Prinzipien, O>arta und Resolutionen der Ven:inten Natio· 
nen, die die unveräufkrlichen nationalen Rechte des palästinensi· 
schen Volke. für die Verwirklichung eines umfassenden und gereeh· 
ten FriedC'ns im Nahen Osten und das Recht aller unte r Besatzung 
leidenden Völker betonen, alle Formen des Kampfes für ihre Befrei· 
ung und nationale Unabhängigkei t einzusetzen. Der Rat bekr'iiftigt 
seine enuchiedene Verurteilung aller imperialistischen und iSflleli­
sehen Praktiken, die das interna tionale Recht , die Menschenrechts· 
erklärungen und die Prinzipien lind die Charta der Vereinten Natio­
nen und ihre Resolutionen verletzen. 
j) Der Palästinensische Nationalrat würdigt die Aktivitäten der UNo 
Kommission für die Verwirklichung der unveräußerlichen Rechte des 
pal;;stinensischen Volkes in Palästina und würdigt die Errungenschaf· 
ten ihrer Mitglieder und begrüßt insbesondere die Entscheidung der 
Vollversammlung, im Sommer 1983 in Genf eine internationale Kon­
fer.,nz zur Unterstützung und Verwirklichung der unveTäufkrlichen 
Rechte des palästinensischen Volkes zu o rganisien:n. 
Der PaHilitinensische Nationalrat würdigt auch die Errungcns.chaften 
des Sekretarial$ für die Internat ionale Kon ferenz in der UNO und 
dessC'n Bemühen, diese Konferenz vOT1:ubereiten und zum Erfolg zu 
fUhren. Der Nationalrat ruft alle brüderlichen arabischen Staaten und 
bdreundeten Staaten auf, sich effektiv an den Arbeiten der Konfe· 
renz zu beteiligen sowie an den ~gionalcn Vorbercitungstreff~n die· 
ser internationalen Konfe~nz teilzunehmen um ihren Erfolg sicher· 
zustellen. 
Abschließend dankte der PaUistinensisehe Nationalrat dC'm Präsiden· 
ten, der RegiC'rung, der Partei und dem Volk Algeriens für seinC' 
Anstrengungen. daß diese Sitzung zu einem erfolgreichen Abschluß 
gelangen konntC'. Der Rat würdigte zudem die internationale Unter­
stützung für unsere Resolution. 
Der Palästinensische Nationalrat gelobte, den Kampf in all seinen 
mi1itärischC'n und politischen Formen weiterzuführen, bis sich die 
nationalen Bestrebungen unseres Volkes erfüllt haben. 
(Quelle: Palästina Bulletin, Bonn, Nr. 8/25 .2.1983, S. 3-8) 
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Iran 

Nieo Biver Die iranische Revolution 
auf dem Rückmarsch 

"Irans herrschende Mullahs vennehren die Zahl der Signale 
an die USA. die eine mögliche Verbesserung der neziehun­
gen andeuten", stellte die International Herald Tribune am 
8. Februar d.]. fesc l 

Zu diesen Signalen zählt, daß Teheran jüngst 26 Mio Dollar 
an Washington als Abfindung für die Besetzung der US-Bot­
schaft (im November 1979) sowie die Entschädigungen rur 
verstaatlichte US·Unternehmen und -Banken auszahlte. Daß 
man längst dabei ist, die Beziehungen zu den USA und ande­
ren imperialistischen Staaten zu verbessern, spiegelt sich 
auch in der Ausweitung des lIandels wider. Bei Gesamtim­
porten im Wert von 12,1 Mrd Dollar im jahr 1981, betrug 
der Warenwert aus japan 1,9 Mrd Dollar, aus der URD 1,6 
Mrd Dollar und aus den USA 0,3 ;"1rd Dollar. 2 Ein j ahr 
später erreichten die Importe aus den USA bereits 1,1 Mrd 
Dollar. 

Arbeiterproteste gegen den Vormarsch de r Rechten 

Parallel zu dieser Entwicklung haben die rechten 
Kräfte in der iranischen Führung eine Kampagne gegen die 
UdSSR und die iranischen Kommunisten entfacht. Die Er· 
eignisse in Afghanistan sowie die angebliche Unterstützung 
der Sowjetunion fUf den Kriegsgegner Irak werden zum An· 
laß genommen, die Losung "Tod den USA" durch "Tod dcr 
Sowjetunion·' zu ersetzen. Der antiimperialistische Charak­
ter der Revolution (Antiamerikanismus!) wird damit mehr 
und mehr verwässert. 

Diese Ent wicklung ist nicht nur darauf zuriiekzufUhren, daß 
"weSlliche Diplomaten in Teheran hart gearbeitet haben, 
um die Mullahs :tU überzeugen, daß die afghanisehe Situa­
tion einer höheren Aufmerksamkeit bedarf. "3 Sie ist auch 
eine Folge der Verschiebung des Kräfteverhälmisses im In­
nern des Iran zugunsten der Rechten, der es im vierten jahr 
der Revolution gelang, ihre Position innerhalb der iranischen 
Führun~ auszubauen_ 

Ziel der Revolution war es nicht nur, "die Ausbeuter und 
ausländischen Kolonisatoren" zu verjagen, wie Imam Kho­
meini im Oktober 1978 erklärt halt<.:, sondern auch: "Da­
nach wird man alle Reichtümer unseres Landes der Ver­
b<:ss<.:rung des Loses unserer Bevölkerung, der W<.:rktätigen, 
widm<.:n, die heut<.: unterdrückt sind und in Elend und 
Krankheit gehalten werden_ ·,4 
Doch gerad<.: bd d<:r Durchführung ticfgrcifend<':f sozialer 
Umgestaltungen im Intt~n,;sse der am m<.:isten "Benachtci­
ligtl,n" iSl <':s zu einem Stillstand und teilweis<.:n Rückschrit­
I<.:n !!<.:kommen. Dk Arbeitslosenzahl erreichte über 3 i\lio 
und die Agrarproduktion sank wesentlich unter den Stand 
von 1979. 
Das Agrarrefurmgeset. ... \\ urde im januar 1983 zum zweilen 
Mal vom "Wächt<:rrat" (er haI über die Einhaltungder Ver­
fassung zu wachen) abgelehnt, da es angeblich den Prinzi­
pien des Islam widerspricht. Dieser Rat, der von rechten 
hohel! Geistlichen dominiert wird. ist auch verantwortlich 
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dafUr, daß da5 vom Parlament gebilligte Gesetz zur Verstaal­
lichung des Außenhandels, auf Eis gelegt wurde. Mit seiner 
Anwendung wäre die Macht der Großbasaris gebrochen. 
Abgeblockt wurde vom "Wächterrat" ferner das Gesetz zur 
Verstaatlichung des 'Besitzes der Emigranten. Ihnen bietet 
man sogar bei ihrer Rückkehr Schutzgarantien: "Ihr Eigen­
tum gehört ihnen, ihr Reichtum gehört nicht dem Staat", 
erklärte Imam Khomeini am 22. Dezember 1982.5 

Der Vormarsch der Rechten, zu denen die ~Iehrheit der 
hohen Geistlichkeit und der Islamisch-Republikanischen 
Partei (IR I') sowie die Liberalen um Expremier Mehdi 
Bazargan zu rechnen sind und deren Kerntruppe die ge­
heime, fanatisch antikommunistische lIodjatieh-Cruppe ist, 
hat mehrere Grunde. Eine Uauptursache besteht darin, daß 
die Macht ihrer sozialen Basis, der iranischen Bourgeoisie 
und Großgrundbesitzer, weitgehend unangetastet blieb. 
Einen anderen wichtigen Grund stellt der Krieg mil dem 
Irak dar_ Er dient du<!:u, die Massen von den sozialen Proble­
men abzulenken und wird als Entschuldigung ftir das Aus­
bleiben tiefgreifender Reformen benutzt. 
Ein weiteres Mittel der Konservativen, ihre Position auszu­
bauen, beSIeht im Verstärken der Unterdri.ickungspraktiken 
(Betätigungsverbote, t' olt erungen, i\ 1 assenhinrich tungen 
u.a,) gegen ihre wirklichen und vermeintlichen Gegner. An­
laß hierfUr bot vor allem die Politik ultralinker Gruppen, die 
- wie die Volksmodjahedin - mit Bombenanschlägen den 
Klerus beklimpfen, ohne einen Unterschied zwischen dessem 
anti imperialistischen und dem reaktionären t'lügel zu ma­
ehen.6 

Die bereits mit dem ehemaligen Staatspräsidenten und An­
walt der iranischen Bourgeoisie, Bani-Sadr, verbündeten 
Volksmodjuhedin erhielten jetzt auch Unterstützung durch 
den Irak. Bei einem Treffen mit Volksmojahedin-Führer 
Massoud Radjavi am 11. januar d.j. in Paris erklärte der 
irakisehe Vizepräsident Tariq Aziz: "Ich werde glücklich 
sein, meinen lieben Freund i\lassoud Radjavi als nächsten 
Premierminister oder Präsidenten zu sehen,"7 
Um ihren Vormarsch zu erleichtern, lenken die Rechten 
vom lIauptgegner, dem US- Imperialismus und seinen inne­
ren Verbündeten, ab. 
Losungen wie "Tod den Unv!:rschleienen" und "Tod den 
Tudehis" treten immer mehr in den Mittelpunkt. Revolutio­
näre Moslems werden als Kommunisten bezeichnet, weil 
einige ihrer forderungen mit denen der Tudeh-Partei Irans 
(TPI) oder der Organisation der Volksfedayin Irans/Mehr­
heit (OVFI/M) übereinstimmen_ 
Den Rechten ist es mit dieser Politik gelungen, die revolutio­
nären Moslems in die Defensiv!: zu drängen, obwohl sich 
diese auf Basisorganisationen wie die I'asdaran (Revolutions­
wächter), die Wiederaulbauorgani$ation und die islamischen 
Komitees stützen können. Ein Teil dieser Kräfte der Linie 
Imam Khomeinis ist auf die Seile der Rechten übergewech­
selt oder geht Kompromisse mil ihnen ein. So hat Imam 
Khomeini selbst am 24. Januar d-J., nach der Ablehnung der 
Gesetze zur Agrarreform und zur Verstaatlichung des 
Außenhandels, das Parlament kritisiert, da es Gesetze ver4b-



Gepräch mit Haidar F. 
Repressalien gegen die Linke schaden der Revolution 
Im Män d.J. hatte das AlB die Gelegenheit zu einem Gcsprlich mit 
dem Führu"8smitglicd der Tudch·Partd I rans, Haidar F., übe r die 
jüngSlcn Ereignisse im Iran. 

AlB: Am 6. Februar 1983 wurden führende Mitglieder der Tudeh· 
Partei Irans verhaf[(". Haben Sie g<:n.auere Kenntnisse über das Aus­
maß dieser Verhaftung<:n? 
HAlDAR F.: Ober 30 Mitglieder des Zentralkomitees der Partei 
sind verhaftet worden. Es handelt sich dabei um den größten Teil 
jener Genossen, die entsprechend den gcsetzlkhcn Rcge!ungt'ß der 
Regicrong ihre Personalien bckanntg<:gt"bcn hatten, um die Legali­
tät der Partei zu unterstreichen. 
Da wir angtsichlS der Entwicklungo:n in den letzten Monaten auf 
diesen Schlag vorbereitet waren, ist die FOrhelzung der Tätigkeit 
der Partei nicht gerahrdet. Wir haben ja bereits in den let:z;ten Mo· 
naten unter schwersten Bedingun~n gearbeitet. 
AlB; Wie lautete die offi:z;iellc Begriindung für die Verhaftun~n? 
HAIDAR F.: In der Presse wurde zunächst behauptet, einige 
KGB·Agenten seien verhaftet worden. Später wurde bekannlge­
geben, daß es sich um Fühnmgsmitglieder der Tudeh·Partei Irans 
handele, die angeblich unter dem Deckmantel der politischen Tätig­
keit die Arbeiter in den Fabriken gegen die Führung aufhetzten. 
Dies zeigt. daß der Spionagevorwurf ge~n aUe progressiven Kräfte 
gerichtet ist, und daß er nicht der wahre Grund rur die Verhaftun· 
gen ist. Vielmehr ist unsere Kritik an den rechten Kräften in der 
Fübrung, die die alten Verhä.ltnisse wieder herstellen wollen, die 
Ursache der Verhahungen. 
Hierbei handelt es sich um die Mehrheit der Islamisch-Republika· 
ni5then Partei und um die Mehrheit des Wächterrau, der die Ein· 
haltung der Verfassung überwachen soU. Unsere Kritik richtete sich 
jedoch nicht gegen jene Kraftc, die die Linie von Imam Khomeini 
verkörpern. Der Druck der Rechten hindert sie momentan, die von 
ihnen geforderten sozialen Umwäl:z;ungen durchzurIihren. 

AlB: Sie haben eben erwähnt, daß die Tätigkeit der Tudeh·Partei 
unter den Arbeitun als ein Grund Hir die Verbaftungen angegeben 
wurde. Worauf beziehen sich diese Äußerungen? 
HAIDAR F.: Gleicb nach de r Revolution gingen die Arbeiter daran 
Gewerkschaften aufzubauen. die im Artikel 26 der Verfassung lega· 
lisiert sind. 
Vor allem in de-n Kleinbetrieben der Städte- wurden Organisationen 
aufgebaut, während die Bewegung in den größeren Fabriken ins 
Stocken kam. Dies lag 'or allem dantn. daß die r<;:chten islamiscben 
Kräfte bdürchteten, die Tudchis könnten die Führung dieser Ge­
werkschaften übernehmen. 
Dadurch gerieten die- wahren islamischen revolutionären Kräfte, die 
rur die Gründung von Gcwerluchaften eintraten. immer mehr in di<;: 
Defensive. In dieser Situation, stellte der neue Arbeiliministu die 
Gewerkschaften und selbst die Arbeiterräte als ungesetzli.;h dar. 
Er legte einen Arbe-its~setzcnlwurf vor. in d ... m aUe Rechte der 

Arbeiterklasse mit Füfkn getreten werden; Aufhebung des Mindest· 
lohns, der Arbeitueitbegrenzung, aUes foll zwischen dem Unter· 
nehmer und dem ein:z;elnen Arb .. iter geregelt werden. 
Gegen di .. su ~s .. tz entstand spontan .. in .. Bew .. gung der Arbeit ... , 
die alle Fabriken umfaßte. Ihre ~'orderungen waren so klar, daß der 
Arbeitsminister di .. meist moslemischen Arbeiter auf den Diskus­
sionsveranstaltungen als Tudehis bezeichnete. Sein Stellvertreter 
drohte gar .federn, der den Gesetzentwurf kritisierte, mit der Ein· 
kerkerung im Evin-GeHingnis. 
Die Verhaftungen müssen auch in diesem Licht gesehen werden. Sie 
richten sich nicht nur gegen die Tudeh·Partei, sondern vor allem 
auch gegen die wahren islamischen Revolutionäre. 
AIB: Gibt es noch and .. re Beispiele die die RechtsentwiCklung be· 
legen? 
HAIDAR F.: Die Rechten haben allen Bestrebungen, soziale Um· 
wälzungen durchzusetzen. Widerstand entgegengesetzt. 
Das Gesetz zur Verstaatlichung deli Außenhandels wurde ebenso 
wie das Gesetz zur Bodenreform, nachdem sie vom Parlament ver­
abschiedet word.-n waten, vom Wäehterrat abl/elehnt. Auch eine 
überarbeitete und abgeschwächte Version des Agrarreformgesetzes 
wurde vom Wächterrat ab~lehnt, da es angeblich den Prinzipien 
des Islam nicht enupreche. 
Außerdem gibt es An:z;eichen rur eine Wiederannäherung an die 
USA. 

AlB: Was sind Ihres Erachtens die Gründe Hir den derLcitigen Vor­
manch der Rechtskrafte? 
HAIDAR F.: Der Krieg mit dem Irak ist ein sehr gewichti~r Anlaß 
gewesen, um die linken islamischen Kräfte unler Druck zu setzen. 
So wurde die begonnene Agrarreform mit der Argumentation außer 
Kraft gesetzt. daß man nicbt an zwei Fronten kämpfen könne. 
Deshalb haben die Rechtskrafte, die Konterrevolution und der im· 
perialismus ein Interene an der Fortführung dieses Krieges. Ein 

andner Grund Hif dk Durchsctzung der Rechten ist ab.,. auch die 
Nachgiebigkeit da Kräfte der Imam-Linie. Sie hoffen. durch Zug<;:­
ständnisse d.:n Druck der Rechten verringern zu können. Und sie 
glauben, daß si<;: wegen der bestehenden Kräfteverhältnille ihre 
Ford<;:rungen nicht durchsdzen könnten. 
Wir sind nicht dieser Meinung, sondern meinen. daß das Volk fest 
hinta den ZieLen der Imam-Linie Unabhängigkeit, Frcihcit und 
soziale Gerechtigkeit - steht, WaS .uch die Aktionen der Landar­
bcita und der Arbeiterklasse beweisen. Gestützt dUr das Volk, 
könnlcn sie alles hinwegregen, wu sich ihnen enlgt;gcn,tellt. Sie 
haben aber Angst davor, daß cs ~u einer Spaltung der Mo,lems 
kommt, die si<: mit a]]<;:n Mittdn verhindern wolkn. 
Zur Rechls<;:U1wicklung haben außerdem noch die Kr.iftc beigetra­
gen, die wie einige eKtrcmistischc Gruppierungen nicht die .ozial· 
revolutionarcn Kräfte in der Führung unterstützt haben. sonderu 
sesen sie mit Terrormaßnahmen vorgq,.angen sind. 
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schiede, die vom "Wächterrat" abgelehnt werden. Dies 
würde nach außen den Anschein erwecken. daß es zwei 
Islams gäbe. 
Ein Grund rur das Zuriickweichen dieser Kräfte ist ihr Be­
streben, mit allen Mitteln die Einheit der Moslems zu wah­
ren. Diese kompromißlerische Haltung, die Spaltung der 
revolutionären Kräfte und der Krieg erschweren eine Ge1':en­
wehr der Volksmassen_ 

Dennoch kam es in den letzten Monaten wiederholt zu I'ro· 

testen, so vor allem als der Arbeitsminister Tawakkoli und 
sein Stellvertreter Motamed-Rezai, beide Mitglieder der 
lIodjatieh-Gruppe. den Entwu rf eines n euen Arbeitsgesetzes 
vorlegten, der das Gesetz aus der Schah -Ze it ersetzen sollte. 
[n islamischer Verkleidung, sollen damit friihkapitalistisehe 
Zustände wiederhergestellt werden . "Das alte Gesetz sehen 
wir deswegen als unis lamisch an, weil es einen Zwang ent­
hält. Wenn das alte Arbeitsgesetz auf der Grundlage einer 
Ubereinkunft angewendet wird, dann ist es ohne ""'Iange!.,,", 
erklärte d er stellvertretende Arbeilsminister .8 

Dies heißt konkret. daß eine Sozial- und Rentenversicherung 
nicht vorgesehen i$l, daß der Mindestlohn und die Arbeits· 
zeitbegrenzung aufgehoben wenjen sollen und Gewer kschaf­
ten und f'abrikräte verboten sind. 

Gegen diesen Entwurf erhob sich cin einmütiger Protest der 
Arbeitcrräte und -vereine. Als Reaktion darauf, nellte der 
stellvertretende Arbeitsminister die Proteste der meist mos· 
lemise '1en Arbeiter als Tudeh-Propaganda hin und bedrohte 
sie: "Diejenigen, die glauben, daß dieses Gesetz gegen die 
Unterdrückten ist, sollen sieh das aus dem Kopf schlagen, 
wenn sie Moslems sind; wenn nicht, dann steht ihr Schicksal 
fest: entweder sie kommen in das Evin-Cdängnis o der sie 
müssen das Land verlassen ... "g 

Daß dies keine leere Drohung war, davon zeugt die Verhaf-

tung von 30 rührenden Mitgliedern der 11' 1, danullcr ihres 

Generalsekretärs Nurredin Kianouri, am 6. Februar d.J. 
Ihnen wird Spionage und Subversion vorgeworfen. worauf 
normalerweise die Todesstrafe steht. Bereits \'orher waren 
die Büros der I'ar tei \'on rechten Dogmatikern besetzt und 
ihr Parteiorgan Mardom verboten worden. 
Ahnliche Maßnahmen waren auch gegen d ie OVfl(M) ergrif­
fen worden, die ebenso wie die TI'I die revolu tionären isla­
mischen Kräfte unterstützt und eine EinheitsfrOIl1 d es Vol­
kes anstrebt. Das einzige "Vergehen" der iranischen Kom· 
munisten ist es, die antisoziale Politik der Rechten , die 

Repression und die Fortführung des Krieges kritisiert zu 
haben. 
Das Ziel dieser ~I:Lßn~,hmcn besteht d~Lrin, alle Kräfte, die 
die Verwirklichung der sozialen und antiimperialistischen 
Ziele der Revolution fo rdern , zu kriminalisieren, die Bezie· 
hungen zu den sozialistischen Ländern weiter zu verschlech­
tern und die revolut ionären Krähe noch weiter zu spalten. 
Die f'erspektive der iranischen Revol ution hängt davon ab, 
ob die revolutionären i\ loslems erkennen, daß diese Maßnah­
men auch gegen sie gerichtet sind. Sie hängt davon ab, ob 
diese Kräfte erkennen, daß die Weiterentwicklung der Revo· 
lution eine Beendigung des Krieges erfordert und daß da$ 
Volk zum Widerstand gegen die Rech ten mobilisiert werden 
muR. 
Anmerkungen: 
I) International Herald Tribune (lIiT), Pari ~/Zürich, 8.2.1983 
2) Daten nach: Newsweek, New Vork. 7.6.1982 
3) IHT, a.a.O. 
4) Le Monde, Paris, 17.10. 1978 
5) Zit. nach: South, wndon, März 1983 
6) Siehe: AlB 10/198 1, 5.28-31 
7) Zit. nach: Middle East, London, Februar 1983 
8) Zit. nach: Iran aktuell,Januar 1983 
9) Ebcnda 

Bijan B. Den Vormarsch der Rechten aufhalten 
Uie Organi~tion der Volbfe<b.yin Irans/Mehrheit (OVFI/M) die ill 
den 60er J ahren unter der Bezeichnung Volksfedayin·GuerilLa ent· 
stand , unternahm von Anfang an bewaffnete Aktionen gegen das 
Schah·Regime. Dieser Kampf war ZW3f politi ~ch erfolglos, da er 
von den Manen gelrennt geruhrl wurde. bl'1lchte der GrUl'pe aber 
nach der Revolution, vOr allem unter der Jugend und der Inlelli ­
gen~ , ein hohe~ Ansehen ein. Dirrcren~en in der Beurteilung des 
reyolutionären Prozesses führten ~u mehreren Spaltungo::n. Die 
Mehrheit der Organisation ging 1980 auf POiitionen des winen· 
schaftlichen Sozialismus über. Sie stehen heute ;t UT Aktions<:inheit 
mit der Tudeh-Partei Irans (TPI) und religiösen re"o lut ionären 
Kriifte n des Landes. 
Oi~ f"l~cnd~n I'a""' ~cn .';nd Au".<hn;U~ aus einem (;t>pl'i.ich. dll.' 
da, AIII tndc hbrua. d. J. mit tl ij"p ß .. ci n~ .. , S}"'pathi ..... d~r 

O\'H (M.). fülorte . 

Zur Rechtsentwicklung und den jüngsten Verhaftungen von Tudeh· 
Führern 
In den letzten Monaten ist die Rolle der rechtskonsenr .. tiven Kreise 
gestärkt worden. Zeichen dafür .ind die Ablehnung der Geielze.· 
entwürfe zur Landreform, zur Verstaatlichung des AulknhandeLs 
und zur Beschlagnahme des Eigentums der genüchteten Großkapi· 
taliuen und Großgru ndbesitzer durch den "Wächterrat", der das 
Vetorecht über die vom Parlament verabschiedeten Geselze hat. 
Zeichen dafür sind weiter die Verschärfung der arbeiterfeindlichen 
Poli tik des Arbeiu ministeriums und schließlio;h die Rcpres~lien 
gegen die linken Kräfte. 
Die Linkskri.fte sind zur ZielKheibe der Angriffe de r Reehukomer· 
vativen geworden, weil sie sich als Verfechter der Vertiefung der 
Reyolution erwiesen haben. Sie sind ein ernstzunehmendes Hinder· 
nis auf dem Weg zur Zerschlagung der Revolution. Man will sie 
zuerst ausschalten, um dann die Anhänger der yolksverbundenen 
und antiimperialisti~ehen Linie Imam Khomeini. angreifen zu 
können. 
Auch die OVFI(M) ist Zielscheibe der Angriffe von Rechts . Hun· 
derte unserer Mitglieder und Sympathisanten .itzen in Haft, ohne 
daß ein Gericht sie verurteilt hat. 
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Zu den zwei Strömungen in der i~lami$Chen Führung 
Das Spektrum der Kräfte, die sich, zumindest in Worten, zur 
Führung Imam Khomeinis bekennen, ist sehr heterogen: auf der 
einen Seite gibt es die progressiven Moslems, die ehrl ichen Anhän· 
ger Imam Khomeinis, welche Unabhängigkeit, Freiheit und soziale 
Gerechtigkeit für den Iran anstreben. Auf der anderell Seite geben 
sich auch die Rechten und die religiösen Dogmatiker ab "treue" 
Anhanger des Islam aus. 
In der künftigen Phase wird es zu einer Differenzierung dieser 
Kräfte kommen, wozu eS bereits Ansätze gibt. Ein Teil der reli· 
giösen Kriifte wird den Weg der Zusammenarbeit mit dem Imperia' 
lismus einschlagen, um die Mao;hlpositionen der Ausbeuterklassen 
zu schützen. Ein anderer Teil wird sich den linken Kräften annä· 
hern. 

Zur Möglichkeit , die Reo;hten auhuhaltcn 
Der Prozeß des Erwachens der Volksffianen und ihre Bereitschaft, 
die Gegner der Weiterflihrung der Revolution zu bekämpfen, sind 
ein Faktor, der den Vormarsch der Rechtskomervati\'Cn erschwert. 
Das Gleiche gilt rur die revolutionären Einrichtungen wie die "Pas· 
daran" (Revolutionswächter), die Wiederaufbauorgani.ation u.a., 
die sich vorwiegend aus den werktätigen Schichten rekrutieren. 
Was die Kommuni!!en betrifft, '0 sind sie keine .. Zuschauer" bei 
dem sich abspielenden Klassenkampf. Sie ergreifen Partei rur die 
revolutionären islamischen Kräfte und beteiligen sich aktiv an den 
Klimpren der Werktätigen um ihre Rechte. Sie leisten eine uner· 
müdliche Aufklärungsarbeit unter den Volksrnassen und den An· 
hängern Imam Khomcinis . 

Zur Politik der Volksfedayin(M) im Falle eines Sieges du Rechten 
Als konsequente Verteidi~r der Rechte der Werktäti~n werden 
sich die linken Kräfte mit keiner Herf5chaft abfinden, die den Bo· 
den des Antiimperialismus verläßt und gegenüber den Volksmanen 
eine feindselige Haltung einnimmt. Zusammen mit den revolutio­
nären religiösen Kräften, werden wir uns dann zur Wehr setzen. 
Aber man kann jetzt für die künfti~ Situation und die Formen des 
Ktauenkampfes noch kein ,.Rezept" entwickeln. 



Guatemala 

Strategisches Dorf in Xejalbinte 

Eine Region wird zum Gefängnis 
Sprecher des Guatemaltekischen Komitees der Patriotischen 
Einheit (CGUP), das die vier Guerillaorganisationen am 
18.2.1982 gründeten, erklärten anläßlich des einjährigen Be­
stehens dieser Organisation, daß von der jüngst durch Rios 
Montt angekündigten .. Demokratisierung" des Landes keine: 
ernsthaften Verbesserungen zu erwarten seien. Verschiedene 
Menschenrechtsorganisatio nen krit isierten in den letzten 
Monaten die vom Monu-Rcgime errichteten sog. strategi­
schen Dörfer, die an die Prakt iken des US-Victnamkrieges 
(1964-73) erinnern. 
Eines dieser "Modelldöner" (so der Montt-Jargon) entstand 
im Dorf Xejalbintc, nahe der Bezirkshauptsladt von Nebajl 
Department EI Quiche. Dort gibt es eine Handvoll neuer 
Häuser, Blech- und Holzhütten, die entlang einer Startbahn 
angelegt wurden. Sie existieren seit Sommer 1982 und be­
herbergen 1.500 Menschen, die großteils dem Volksstamm 
der lxii und zum kleineren Teil den Quiche angehön':n . Wie 
die Einwohner des "Modelldorfs" von Xejalbinte leben, be· 
schreibt Manucl, einer der Organisatoren des Widerstandes 
in dieser Region. 

EIIl<".ppen kon"olh •• cn Z"·lßpa.bcllcr ,n <lcn Guerill.S.boe'<n 

FRAGE: Manuel, könntest du ein wenig schildern, wie die 
Menschen in diesem "strategischen Dorf" leben? 
MANUEL: Ganze Bauernfamilien sind gezwungen worden, 
in diese "strategischen Dörfer" zu ziehen, wo sie ein mise­
rables Leben führen. Sie sind dazu verurteilt, in Abhängig­
keit von den Almosen zu leben, die ihnen die Juntaarmee 
oder nationale und internationale Wohlfahrtsinstitutionen 
(das Deutsche Rote Kreuz liefert beispielsweise Zelte Hir 
diese Dörfer, ein Skandal; d. Red.) gewähren, oder sind an­
gewiesen auf die Hilfe der Nachbam diescs Dorfes. 
Sie sind zu Tatenlosigkei t und ständiger Angst verurtei lt, 
wie sie ihren Lebensunterhalt verdienen können. Sie leben 
unter strikter militärischer Kontrolle. 
FRAGE; Erlauben die Militärs den Einwohnem, sich im 
Dorf frei zu bewegen? 
MANUEL; In diesen "strategischen Dörfern" existiert der 
Ausnahmezustand, dcr bei Einbruch dcr Nacht gültig ist. Mit 
anderen Worten: Keiner darf sein Haus verlassen und sich 
ohne I::.rlaubnis der Militärs auf der Straße aufhalten. 

Um tagsüber in das Dorf zu gelangen oder um es zu verlas­
sen, muß ein Ausweis vorgezeigt werden, der von den Mili· 
tärs ausgestellt wurde. J eder Fremde, der in das Dorf kom­
men will, wird von den Offizieren einem eingehenden Ver­
hör unterzogen. Aus der Hauptstadt wurden "Zivile" mit 
dem Auftrag geschickt, den Verkauf auf dcm Markt und in 
den Geschäften zu kontroll ieren. 

Die Dorfbewohner müssen fast täglich über Lautsprecher 
Offiziersreden anhören, in denen die Gueri lla verunglimpft, 
die Regierung gerühmt und fa lsche Versprechen gemacht 
werden. 
Auf diese Weise haI sich jedes "strategische Dorf" der Re­
gion in ein gToßes Gefängnis verwandelt, dessen unsichtbare 
Gitterstäbe jedesmal dann zu spüren sind, wenn der Bauer, 
der Oorfeinwohner, der Indio einen unkontrollier ten Schritt 
gehen will. 
FRAGE; Wieviele Soldatcn bewachen dieses "strategische 
Dorf"? 
MANUEL; Es gibt hier mindestens 100 Soldaten, die die 
Einwohner ständig bewachen . Zur Vereinfachung des über· 
wachungssystems, um die Flucht von Bauern zu verhindern, 
wurden die Einwohner gezwungen, rund um ih re Häuser in 
einem Umkreis von mindes tens 300 m Gestrüpp und Bäume 
mit der Machete zu beseitigen. 
FRAGE: Gibt es Leute, denen d ie Flucht aus diesem Dorf 
gelungen ist? 
MANUEL: Trotz ununterbrochener Kontrolle ist es schon 
hunder ten Familien gelungen, zu fliehen ~ in die Berge oder 
mit dem Ziel, sich der Guerilla anzuschließen. Viele von 
ihnen haben die schmerzliche Erfahrung machen müssen, 
daß ihre Bauernhöfe und Ernten von den Regierungstruppen 
zerstört wurden. Sie hoffen auf die Solidarität derjenigen, 
die bereits zuvor geflüchtet sind. 
All diese Familien, die durch die Flucht ihr Leben aufs Spiel 
gesetzt haben, handeln in der überzeugung, daß der Kampf 
der einzige Weg ist, der ihnen noch bleibt, auch wenn Ver­
folgung und Bombenangriffe seitens der Regierungstruppen 
weitergehen. 
FRAGE: Welche Auswirkungen hatten in dieser Region die 
Politik der Massaker und der "verbrannten Erde", die von 
Monlt durchgeführt wird? 
MANUEL: Ich glaube, daß Montt mit seiner Politik genau 
das Gegentei l von dem erreicht, was er mit ihr bezweckt. 
Trotz des Terrors flieht e in Großteil der Bevölkerung in die 
Berge. Sie glauben den falschen Versprechen der Militärs 
nicht mehr. 
Diejenigen, denen die Flucht gelungen ist, werden niemals 
die Massaker an den eigenen Familien und ganzen Gruppen 
von Menschen, die verbrannten Bauernhöfe und abgesäbel­
ten Köpfe vergessen. Sie werden niemals Vertrauen in eine 
Armee haben, die ihnen die Ernte verbrannt und das Vieh 
gestohlen hat. 
All das sind keine im Radio gehörten oder gelesenen Ge­
schichten ~ wir haben all das am eigenen Leibe erlebt. 
(Quelle: Informador Guerillero (EGP), Guatemala, Nr. 
18/Dezember 1982) 
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Ghana-Nigeria . 

Augusta Conchiglia 
NIGER 

Belastungsprobe NIGERIA 

für 

Die menschliche Tragödie, die hervorgerufen wurde durch 
die brutale und ungerechtfertigu Entscheidung der nigeria­
nischen Regierung, ungefahr 3 Mio Staatsangehörige west­
afrikanischer Staaten zu vertreiben, hatte ihren letzten Akt 
noch nicht erreicht. als um den J O. Februar 1983 herum, 
nach Tagen unbeschreiblicher l.eiden und Erniedrigungen. 
die meisten dieser "Unerwünschten" sich wieder in den 
Städten und Dörfern ihrer Heimatländer einfanden. 
Die Folgen der wahnwitzigen Maßnahme, zu der Lagos ge­
griffen halle, einer Maßnahme, die in der Geschichte des 
zeitgenössischen Afrika ohne Beispiel ist, erweisen sich als 
sehr schwerwiegend und könnten sogar auf die Verantwon­
lichen in Nigeria zuriickt:,allen. ( ... ) 

Von einem Tag zum andern sind die in r\igeria unerwünscht 
gewordenen Auswanderer aus Ghana, Togo, Benin, Ober­
volta und anderen Ländern, ebenso arm wie an dem Tag, als 
sie von ihrer Heimat aus in das reichste Land Westafrikas 
aufgebrochen waren, heimgekehrt ... Hunger, Durst, t'ieber, 
Cholera und Erschöpfung hatten unterwegs mindestens 100 
I'ersonen hinweggerafft, nicht mitgerechnet die, die im 
Chaos der Abreise umgekommen waren. ( ... ) 

Das beängstigende Beispiel .J.J." 

Da die ghanaischen Vertriebenen über verschiedene Grenz· 
übergänge hereingekommen waren, unter Verhältnissen, die 
jede Kontrulle unmöglkh machten, können die ghanaischen 
Behörden die Menschennut nicht abschätzen, die sich über 
das Land ergossen hat. Aber die ausländischen Beobachter 
schätzen, daß schon 1,5-2 Mio Ghanaer in ihr Land zurück­
gekehrt sind; das wären mehr als 10% der ansässigen Bevöl­
kerung. 
Und das in einem der ärmsten Länder des Kontinents, das 
durch die Mißwirtschaft der militärischen und zivilen Regie­
rungen ruiniert wurde, dic nach dem Stur.!: Kwame Nkru­
mahs 1966 einander abgelöst hatten. 
Heute muß sich der Provisorische Rat der Nationalen VerteI­
digung (PNDC) des Hauptmanns Jerry J. Rawlings (seit 31. 
Dezember 1981 wiederum an der Macht; d. Red.) einer Her­
ausforderung stellen, bei der nicht weniger auf dem Spiel 
steht als das überleben des Landes; sowohl das der Nation 
als auch das der Regierung. 
Die Vertreibungen aus Nigeria haben in Ghana eine solche 
Situation geschaffen, daß J.J. Rawlings am 13. Februard.J. 
die nigerianischen lJehörden öffentlich der" Verschwörung 
gegen sein Land" beschuldigte. Daß Präsident Shehu Shagari 
niemals große Sympathien für den Luftwaffenoffizier ,J.J." 
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hegte, ist allgemein bekannt. Hatte Nigeria nicht am Tage 
nach der Machtergreifung der progressiven :-'1ilitärs in Ghana 
vor einem Jahr sogleich die ölversorgung Ghanas einge­
stellt? 
Damals war Libyen J.J. Rawlings zu Hilfe gekommen, der 
eine der katastrophalsten wirtschaftlichen Situationen in 
Afrika geerbt halle. Die westlichen Investoren, die sich 
schon etwas von den vorhergehenden Regierungen in Ghana 
abgesetzt hatten, weil sie unfahig waren, ihnen eine ange­
messene Kapitalrcntabilität zu sichern, schlossen vor dem 
neuen Regime gänzlich ihre Türen. 
Der Internationale Währungsfonds (IM F), von dem die west­
lichen Länder grünes Licht erwarteten, um dauerhafte bila­
terale Abkommen in Envägung ziehen zu können, war nicht 
konzilianter, und die Verhandlungen scheiterten mehrere 
]'. Iale: Die Regierung Rawlings war den Bedingungen unter­
worfen, die der 1]'.11-' regelmaßig für die Gewährung seiner 
Kredite stellt, Bedingungen die unvereinbar sind mit den 
Sozialisierungs- und Umstrukturierungsprogrammen vieler 
fortschrittlicher afrikanischer Länder. 
Freier Fall des Kakao-I'reises, I'roduktionsriickgang und iIle· 
gale Ausfuhren haben eine schwierige Finanzlage in diesem 
Land geschaffen, wo der Bergbau und die weiterverarbei­
tende Industrie vom Mangel an Ersatzteilen gelähmt oder 
behindert sind. Damit befindet sich das Ghana J.J. Raw­
lings, das von den Kreditgebern boykottiert wird, in einer 
gefährlichen Klemme. Eine gewisse Instabilität im Lande 
wurde durch das Bekanntwerden eines Putschversuches im 
November 1982 und durch militärische Drohungen aus dem 
Ausland einen Monat später verstärkt (ein erneuter Putsch­
versuch flog im februar d.]. auf; d. Red.). 
Sollte für Lagos der Augenblick gekommen sein, sich eines 
lästigen Nachbarn zu entledigen, mit dem Segen des CIA, 
der heute aggressiver ist als je zuvor? In der Tat läßt der 
Kreuzzug von J .]. Rawlings gegen die Korruption, der in 
den afrikanischen Armeen schon mehr als einen Anhänger 
gefunden hat, gewisse Kreise in der nigerianischen Armee 
nicht gleichgültig. ( ... ) 
In der Tat war die Grenze am 21. September 1982 geschlos­
sen worden, um den Kakao-Schmuggel bekämpfen zu 
können. Und im Dezember 1982 wurde sie wegen der Ge­
riichte über die Vorbereitung eines SöldneriiberfalJs auf 
Ghana abgeriegelt. Außerdem wurden diese Maßnahmen in· 
mitten des Wahlkampfes für die Präsidentschaftswahlen in 
Nigeria getroffen, so daß innenpolitische Probleme vielleicht 
auch eine Ursache dafür waren. 
In Krisenzeiten ist tatsächlich nichts einfacher, als die aus­
ländischen Arbeiter zu idealen Sündenböcken zu machen 



und ein Klima von blindem Fremdenhaß anzuheizen. Doch 
der Zuwachs an Popularität, die diese r-.laßnahme Präsident 
S. Shagari eingebracht hat, ist möglicherweise nur von kur· 
1;er Dauer. In Wirklichkeit ist es ungewiß, ob die nigeriani· 
sehen Arbeitslosen bereit sein werden, die Ausländer zu er· 
set1;en, die meist die unangenehmsten oder Gelegenheits· 
arbeiten verrichteten, welche in der Regel vom nigeriani. 
sehen Stadtbewohner abgelehnt werden. ( ... ) 
"Sie haben in unserem Land Recht und Ordnung :zerstört", 
soll der nigerianische Außenminister verächtlich gesagt ha· 
ben, als er über die vertriebenen Menschenmassen sprach. 
Nach einigem Zögern fiel die Reaktion der betroffenen 
Nachbarländer sehr eindeutig aus. Am 10. }-' ebruar d.J. wur· 
de Lagos von den runf französischsprachigen Staaten Togo, 
Niger, Obervolta, Benin und Elfenbeinkiiste wegen der Art 
und Weise, wie die Vertreibung der Ausländer durchgefUhrt 
worden war verurteilt. Nigeria hatte sich nicht einmal die 
Mühe gemacht, sie vorher :zu informieren, so daß sie die 
nötigen Maßnahmen fUr ihre Aufnahme hätten in Gang set· 
zen können. 
Die einzige Stimme wgunsten von Lagos war die von 
Hissene !labre, rur den die 150.000 Staatsangehörigen des 
Tschad, die mit leeren Händen 1;uriickgekommen sind, 
nichts bedeuten gegenüber der "Dankbarkeit", die der Herr 
von N'Djamena gegenüber Lagos wegen der nigerianischen 
Haltung im Tsehad-Konflikt (siehe AlB 3/ 1982, S. 36·37;d. 
Red.), empfindel. 

In Ghana hat die Wärme des t:mpfangs fUr die Neuange· 
kommenen, die alle Erwartungen übertraf, den Nationalis· 
mus wiedcrauneben lassen. ( ... ) 
Die Siluation in Ghana ist schlimm: Zum Beispiel war für 
1983 ein Nahrungsmitteldefi1;il von 380.000 t Getreide vor· 

ausgesagt worden. Jetzt wird es auf mindestens 0,5 r-.lio t 
geschätzt. Am 2. Februar d.). veröffentlichte Ghana einen 
dringenden Appell fUr internationale lIilfslieferungen von 
250.000 t Mais, Kindernahrung, Medikamenten, Reifen, 
Krankenwagen usw. Aber es wird auch eine beträchtliche 
finanzielle Hilfe benötigen, um die Wiederbelebung der Wirt· 
schaft zu sichern, besonders des landwirtschaftlichen Sek· 
tors, der die Mehrzahl der Vertriebenen wird integritren 
rrkissen. 
Einige nordeuropäische Länder, Sonderorganisationen der 
Vereinten Nationen sowie Libyen haben schon auf diesen 
Appell reagiert. Sie haben Medikamente und Decken ge· 
schickt. Aber die meisten westlichen Länder, vor allem die 
der EG, haben nur langsam reagiert. Zudem muß die be­
scheidene Hilfe, 1;U der sie sich bereitfinden, 1;wischen Gha­
na, Benin und Togo aufge teilt werden. Ghana wird zum 
Beispiel nur 60 von den 720 I Mais bekommen, die die 
Vereinigten Staaten in diese drei Länder schicken. 

Die He imkehrer "geistig umstellen" 

Im übrigen ist die Reagan.Administration dem Regime des 
Hauptmanns Rawlings ebenfalls nicht wohlgesonnen. Im 
Plan zur Rückeroberung des revolutionären Afrika, der von 
der jet1;igen Administration die den Tschad dank der Bei· 
hilfe S. Shagaris schon ,.wiedergewonnen" hat aufgestellt 
wurde, erscheint Ghana immer an der Spitze der Liste. Aber 
die "nigerianische Karte", die 1;U oft ausgespielt worden ist, 
läuft Gefahr "sich abzunützen". 
Die Rolle, die dieses Land bei der Lähmung der Organisa· 
tion rur Afrikanische Einheit (OAU) spielt, offenbart so· 
wohl sdne Unterwerfung unter die Washingtoner Strategen 
wie seinen fortschreitenden Verlust an Vertrauen in der 
Region und in Afrika. ( ... ) 
für Ghana hat das Spiel erst begonnen mit noch einigen 
bedrohlichen Unbekannten: der Reaktion der westlichen 
Länder in der nächsten Zeit, die die wirtschaftliche Lage 
mehr oder weniger erleichtern könnten, aber auch der Ge· 
fahr, daß das massenhafte Hereinströmen von Vertriebenen 
die Infiltration von Elementen erlaubt haI, die in Sabotage 
und Terror ausgebildet sind. Eine ideale Gelegenheit für die 
Feinde Ghanas! ... denkt man in Akkra. 
Im Augenblik haben es die Behörden nur mit einigen Fällen 
von Verbrechen zu tun, wie sie in Lagos vorkommen. Der 
ghana ische Kommandant Obimpeh, der das Schicksal der 
vertriebenen Ghanaer beklagte, hat dabei im übrigen erklärt, 
daß Gewalttätigkeiten streng unterdrückt würden. 
In einem Leitartikel des Daily Graphie von Akkra betonte 
man das Verständnis der Behörden rur die Geruhle der Ent· 
rostung, der Ver1;weiflung, der Frustration und der Enttäu· 
sehung, die die Maßnahme bei diesen Ghanaern ausgelöst 
halte. Aber man erinnerte auch an die Notwendigkeit rur 
diejenigen, die unversehrt heimkehren konntcn, .. sich 
schnell geistig umzustellen"; "Unsere Brüder und unscre 
Schwcstern", fuhr die ghanaischc Zeitung fort, ,.müssen sich 
bewußt sein, daß sie aus einn kapitalistischcn und ncokolo· 
nialen Gesellschaft kommen, wo das Ausmaß an Korrup· 
tion, an Dicbstahl und an Arbdtslosigkcit sehr groß ist , .. 
und daß sie sich in einem LHld befinden. das den Aufbau 
eines Systems begonnen IMt, das gerecht und.fni von Aus· 
beutung und Unterdrückung ist." 
Zum Schluß wurden die " Deporticrtcn" aufgdordert. sich 
bt·j dcn örtlichen Behörden anzumcld,~n, um ihre IntcgT<!. 
!ion in die I' roduktionssektoren 1;U erleichtern. wie etw<! das 
Bauwesen, oder besonders im ländlichen Milieu der Kakao­
anbau und die landwirtschaftlichen Genossenschaften. Mit 
anderen Worten, ein f\ppdl1;um nationalen Wicdcraulbau. 
(Quellc: Afriquc Asit·, l'aris, Nt. 290/28.2. 1983, S. 15.17) 
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Entwicklungspolitik 

Hans Mayer 

Von der Reform zur Krisenkur 
Zum 2. Bericht der Nord-Süd-Kommission 

Drei J ahre sind verstrichen, seit die 1977 ins Leben gerufene 
Nord-Süd-Kommission unter Leitung des SPD-Vorsitunden 
Willy Brand! ihren Bericht zu Fragen der internationalen 
Entwicklungspolitik der Offentlichkeit vorstellte,l Jetzi ist 
ihr 2. Bericht2 erschienen - eine Bilanz und ein wahr­
scheinlich letzter mahnender Versuch der Kommission, eine 
"Wende" in der wehwirtschaftlichen Entwicklung eim;ulei­
ten, nachdem der Nord-Süd-Cipfel in Cancun/Mexiko im 
Oktober 1981 ihre Reformvorschläge praktisch zur Makula­
tur werden ließ.3 

Der 2. Bericht ruft zu koordinierten Anstrengungen auf na· 
tionaler und internationaler Ebene auf. um das auf Grund 
gelaufene Schiff "Weltwiruchaft" wieder flott zu machen. 
Nach AuHassung der Kommission kann dies nur über eine 
großzügige Ausweitung der Entwicklungsfinanzierung er­
reicht werden. 
Dieses von dem britischen Ökonomen J.M. Kc:ynes entlehn­
te weltwiruchaftliche Modell zur Krisc:nbewähigung stellt 
denn auch eine klare Absage an die in den letzten Jahren 
vorherrschenden Auffassungen der Monetaristen dar, mit 
Hilfe von antiinflationistischen Maßnahmen das Investitions­
karussell wieder in Gang zu bringen_ Ganz im Gegenteil, die 
Politik des knappen Gc:ldes habe zur Rezession wesentlich 
beigetragen. 

Ein pragmatisches Minimalprogramm ... 

Zu spüren bekamen das in erster Linie die Entwicklungslän­
der, die enorme Zinsleistungen und sinkende Einnahmen aus 
dem Verkauf von Rohstoffen zu verkraften hatten. Augen­
fälligstes Ergebnis dieser Entwicklung ist der steigende 
Schuldenberg in den Ländern der Dritten Wc:lt und in einzc:l­
nen Fällen - wie Mexiko - sogar eine vorübergehende Zah· 
lungsunfähigkeit. Umschuldungen wurden nötig. Die Wie­
derholung eines Bankenzusammenbruchs i la 1929 scheint 
nicht mehr undenkbar. 

Die Kommission konnte sich bestätigt fUhlen. Die in ihrem 
1. Bericht geäußerten BefUrchtungen über sich verschlech­
ternde Nord.Süd.Beziehungen und die düsteren Aussichte'! 
fUr die Weltwirtschaft sind noch übertroffen worden. Wie 
ein roter Faden zieht sich diese Erkenntnil durch diesen 
vorliegenden 2. Bericht. 

Heute geht es der Kommission allerdings nur noch ganz 
schlicht um die Verhinderung eines wehwirtschaftlichen Zu­
sammenbruchs. Das ist zweifellos ein recht pragmatischer 
Ansatz. Zwar so ll das von W. Brandt und seinen Mitarbei­
tern vorgestellte Sofort programm kei n Ersatz für die längst 
überfälligen Reformen des Weltwirtschaftssystems sein, auf­
geschoben ist schließlich nicht aufgehoben! Aber es ist völlig 
klar, daß sich darin auch eine Konzession an die besonders 
harte Haltung der USA gegenüber aUen Reformierungsver­
suchen des Wehwirtschaftssystems widerspiegelt. 

38 

Die Brandt-Kommission mußte wiederholt zur Kenntnis 
nehmen, daß ihre Vorschläge gegenwärtig keine Chance 
haben, in die politische I'raxis der Mehrzahl der kapitalisti· 
sehen Länder Eingang zu finden. Und sie hat sich dieser 
Entwicklung, wenn auch widerwillig, angepaßt. 
Keine der damals vorgeschlagenen Reformen wurde prak­
tisch in Angriff genommen, so bilanziert der 2. Bericht. Der 
Nord-Süd-Cipfel von Caneun ftihrte zu keiner1c:i konkreten 
Maßnahmen, der Resso urcentransfer ist rückläufig, und die 
Rohstoffabkommen sind keinen Schritt vorangekommen. 
Der Herieht verSdumt es nicht, die USA ftir ihre negative 
Rolle an den Pranger zu stellen. Doch scheint die Rolle 
anderer Länder kaum ermutigender. 
Nun hätte diese Erkenntnis die Kommission dazu bewegen 
konnen, ihr 1980 formulierte s Dogma von den "gemein­
samen Interessen von Nord und Süd" zu überprüfen. Das hat 
sie nicht getan. Stattdessen beließ sie es bei dem mahnenden 
Appell. daß die gemeinsame Krise einer gemeinsamen Ant­
wort bedürfe. 
Nun also ein Minimalprogramm. Es enthält im wesentlichen 
zwei i:Jemente: 
Erstens wird die Mobilisierung zusätzlicher Finanzmittcl fur 
die Umder der Dritten Welt gefordert, und zwar über eine 
Erhöhung der linlagequotc:n der kapitalistischen Industrie­
länder beim Internationalen Währungsfonds (IMF), eine Er­
weiterung der dllgemeincn K.reditvereinbarungen, Maßnah­
men zur Oberbriickungsfinanzicrung bei Zahlungsbilanz. 
schwierigkei ten und eine merkliche Neuzuteilung von Son­
derzieh u ngsrech len. 
Von der westlich dominierten Weltbank und ihrer Unter­
org-,misation IDA (Internatonale Entwicklungsorganisation) 
wird eine Ausweitung der Kredillnöglichkeiten ftir Länder 
mit niederem Einkommen gefordert. Und schließlich wer­
den die kapitalistischen Industricländer angemahnt, inner· 
halb der nächsten fUnf Jahre endlich die öffentliche Ent· 
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wicklungshilfe auf 0,7% des jeweiligen Bruttosozialprodukts 
anzuheben. Bis 1985 bereits sollen 0,15% des Bruttosozial· 
produkts rur die ärmsten Entwicklungsländer (LLDCs) zur 
Verrugung gestellt werden. All dies soll ein wesentlicher Bei­
trag zur Lösung der gegenwärtigen Verschuldungs·, Zah­
lungsbilanz- und Bankenkrise sein. 
Zweitens wird rur eine nicht näher bestimmte Zukunft an 
einer Reform der 1944 und danach geschaffenen Bretlon­
Woods-lnSlitutionen (vor allem des IMF und des Allgemei­
nen Zoll- und Handelsabkommens - GATT) festgehalten. 
Gedacht ist dabei an eine Fortentwicklung des IMF in Rich­
tung au f eine Weltuntralbank, eine Reform des Währungs­
systems und eine größere Teilhabe der Entwicklungsländer 
an den EnucheidungsprozeS5en in internationalen Finanz­
institutionen. 
Vorläufig beläßt man es jedoch bei Empfehlungen, die dar­
auf zielen, die bekannt scharfen Eingriffe des IM F in die 
nationale Wirtschaftspolitik unabhängiger Länder abzu­
schwächen. Diest"s zweite Element, das über ein Sofortpro­
gramm hinausgeht, erscheint indes vage und mit äußerster 
VOl'liicht formuliert. 

Gleiches kann im großen und ganzen von den restlichen 
Vorschlägen gesagt werden, sieht man einmal von internatio­
nalen Investitionsgarantien ftir privates Kapital oder der 
Schaffung einer Energieagentur ab. Die Vorschläge gegen 
den Handclsprotek tionismus oder ftif den Abschluß neuer 
Rohstoffabkommen bleiben weitgehend unspezifisch. Ins­
gesamt ist also wenig Substantielles von den Forderungen 
der Entwicklungsländer nach einer Neuen Internationalen 
Wirtschaftsordnung übriggeblieben. 
Wie steht es aber um die Realisierungschancen für das Mini­
malprogramm ? Der IMF fand sich bereit, die allgemeinen 
Kreditvereinbarungen entsprechend zu erhöhen; aber die 
jetzt vorgesehene Quotenerhöhung beträgt mit 50% nur die 
Hälfte der ßrandt-forderung. 
Alles weitere steht auf dem Blatt der kommenden Nord-Süd­
Verhandlungen. Auf der UN·Konferenz ftir I-lande! und Ent­
wicklung (UNCTAD). die im J uni dJ. in Belgrad stattfinden 
wird, gt:"ht es um die Gesamtheit der Weltwirtschaftsbezie· 
hungen. insbesondere um die Auswirkungen der kapitalis ti ­
schen WehlVirtschaftskrise auf die l::'.ntwicklungsländer. Die 
Hoffnung darauf, daß die Verantwortlichen in den kapitali­
stischen Industricländern die Erfahrungen aus d..:ln Schul­
dendilemma zum Anlaß rur entwicklungspolitische Zuge­
ständnisse nehmen, ist wohl eh..:r gering eim:ustufen. 
Zwei neue Berichte der Organisation für Wirtschaftliche Zu· 
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) zu Entwicklungs­
fragen verdeut lichen den gegenwärtigen Trend: Sie halten 
eine Reform der Weltwirtschaft für unnötig und plädieren 
stattdessen rur härtere Kreditbcdingungen.4 Ob die Ent­
wicklungsländer dem in ßdgrad etwas entgegenzusetzcn ver­
mögen, wird sich zeigen. 
Der Nord-Süd·Cipfcl in Cancun und die Umschuldungsver­
handlungen mit Mexiko im Herbst 1982 haben jedenfalls 
deutlich gemacht, daß die USA ihrcn Finanzhebel wirksa m 
einzusetzen wissen. Ein Verhandlungsergebnis, das eine wei­
tere Verschlcch1(·rung des Status quo in den Entwicklungs­
ländern vl'rhindert. wäre deshalb zum jetzigen Zeitpunkt 
schon ein kleines Wunder. Cenau das aber ist es, was der 
Brandl-Bericht erreichen möchte. 
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I) Vgl. Du Qb"rkben sieh"m. Gem6nsame Jmen:nen der Industrie­

und Entwicklungsländer. Ikricht der Nord-Sild·Kommission, 
Köln 1980 

2) Hilre in der Wdtkrise. O<:r 2. lkrich! der Nord-Süd·Kommission, 
R"inbek 1983 

3) Zu den Ergebnissen des Nord-5üd-Gipfds in Cancun ~ieht": AlB 
1/1982, S. 53-54 

4) Vgl. AfrilJuc Asil:, Paris, Nr. 288/21.1.19113 

Wichtigste Vorschläge 
des 2. Nord-5üd·Berichts: 

Finanzen: 
• Merkliche Neuzuteilung von Sonderziehungsrechten des Inte ... 
nationalen Währongsronds (IMt') mit besonderer Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der Entwicklungsländer. 
• Quotenerhöhung des IMF um mindestens 100%. 
• Dringende Autorisierung de. JMF, die Entwicklungsländer dureh 
Ausweitung und Vergrößerung der allgemeinen Kreditvereinbaron· 
gen zu unterstützen. 
• Erhöhte Kreditaufnahme bei Zentralbanken und auf dem priva­
ten Kapitalmarkt. 
• Ausweitung und Verbesserung der kompensatorischen (ausglei· 
chenden) Finanzierungsmöglichkeiten durch den n.IF. 
• Modifikationen in den Bedingungen rur IMF-K.-edite (der Lage 
der Emprangerländer angepaßt; größere Verfligbarkeit von Kre1iten 
mit geringen Auflagen; stärkere Berückliichtigung der Angebotsfak· 
toren; mehr Nachdruck auf Produktion, Wirt.schaftswachstum, Be· 
schäftigung und gleichmäßigere Einkommensverteilung; verbeuertc 
Bedingungen für ärmere Kreditnehmer). 
• Ausweitung der Kreditmöglichkeiten der Weltbank. 
• Verdoppelung der öffentlichen bilateralen und multilateralen 
Entwicklungshilfe an die ärmsten Entwicklungsländer bis 1985, da­
mit das Ziel von 0, l5% am Bruttosozialprodukt der Geberländer 
erreicht wird. 
• VoUständige Ernmung der Vereinbarung, den am wenigsten ent· 
wickelt"n Ländern (LLOCs) aUe Rückz.ahlungen auf öffentliche 
Entwicklungskredite zu erlll.'i5l:n. 
• Erneute Verpflichtung, das O.7%-Ziel inru::rhalb von runf Jahren 
zu erfUilen. 
• Reform des IMF und der Weltbank in Richtung auf verstärkte 
Mitspr..lcherechte der Entwicklungsländer. 
• Internationale Währungsreform mit den Sonderziehungsrechten 
als haupuächlichcm Reservemedium. 

Handel: 
• Erneute Verpflichtung zu den Grundsätzen eines offenen, nach 
vereinbarten Regeln funktionierenden lIandeissystems. 
• Baldige Ratifizierong des "Gemeinsamen Fonds" und Vereinba· 
rung neuer Rohstoffabkommen im Rahmen des Integrierten Roh· 
~toffprogramms der UNCfAD sowie Erhöhung der Kompensations· 
zahlungen bei Exporterlösschwankungen. 

Verhandlungen: 
• Dringende internationale Wiruchaftsber..llungen über Sofort­
maßnahmen. 
• Möglich!! baldiger Beginn der Globalverhandlungen über inter· 
nationale wiruchaftliche Zusammenarbeit, wobei der UN-VoLlver­
sammlung eine zentrale Rolle zukommt. 
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Solidaritätsbewegung 

AHons I. Bresche 

"Dritte Welt und Frieden" 

Im Podium (, I n I I R 8r."". IBl,;KO), .... H"",(AABI ~ ""Cf .... Rau 11'10\\ 
'\pr~rl 

"Die geplante Stationienlng l1euer atomarer US-~Iillel-

5treckenrakel(~n in Wesleuropa bzw. der 8undesrepublik be­
droht nicht allein Europa. Sie stellt zugleich dC'n Versuch 
seitens der Reagan-Administralion dar, sich Freiraum gegen­
über den Völkern und Bdreiungsbewegungen der Drillen 
Welt zu \'erschaffen:' 
Auf diesen gemeinsamen "'('oner brachte Werncr Rätz, Spre­
cher des Koordinierungskreisc$ 3. Welt (KK3W), den Diskus­
sionsverlauf der Veranstaltung "Dritte Welt und frieden", 
die VOlll 18.-20. Februar in Frankfurt stattfand. 

Einigkeit erzielte man auch in der Benennung der Hauptur­
sache für die derzeit erhöhte Kriegsgdahr, die man in den 
Atomkriegsvorbereitungen und den dahinter stehenden 
Weltherrsch.lfuansprüchen Washingtons ausmachte. Und. in 
der Betroffenheit von diuer globalen 8edrohung, so hielt 
man in Frankfurt weiter fest, bestehe die grundlegende ln­
teressengemeinsamkeit zwischen Friedens- und Solidaritäts­
bewegung hierzulande, zwischen den Völkern Westeuropas 
und der Dritten Welt. 
Aus dieser Erkenntnis leiiete das Abschlußplenum des Semi­
nars an praktischen Konsequenzen rur das Jahr 1983 ab: Die 
Solidaril.llSbewegung pflegt weiterhin den konstruktiven 
Dialog mit der friedensbewegung und will sich an deren 
zentralen Aktivitäten beteiligen, von den Ostermärschen 
(2..4. April dJ.) uber die Friedenswochen im Mai/Juni 1983 
bis hin zur Aktionswoche gegen die Raketenstationierung 
vom 15.-22. Oktober 1983. 
Die Repr'.i.sentanten der Dritte-Welt-Gruppen wollen hierbei 
in zwei Richtungen wirken: I::inmal wollen sie in ihren eige­
nen Reihen das Informationsniveau über die (at lant isch­
europäische) Friedensthematik anheben helfen. Zum ande­
ren möchten sie darauf hinarbeiten, daß die Solidaritäts­
komitees sich vorOr! stärker in die J-'riedensbewegung ein­
bringen, d.h. die Zusammenarbeit suchen und ihre Erkennt­
nisse über die globalen Zusammenhänge der imperialisti· 
sehen Konfrontationspolitik in die t'riedensszcne hincinver­
mitteln. 
Dabei soll te die Aufgabennellung der Friedensbewegung, 
die in erster Linie auf das Vereiteln der Stationierung neuer 
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atomarer Mittelstreckenraketen in der Bundesrepublik ab­
zieh, respektiert und unterstützt werden. Dies bedeutet 
nicht, daß die Identität und die ureigenen Anliegen der Drit· 
te·Welt-Bewegung geopfert werden müßten. 
Insofern wurde das Anliegen positiv aufgegriffen, das die 
Veranstalter des Frankfurter Treffens. die im KK3W zusam· 
mengeschlossenen :tcht Solidaritätsgruppierungen (Anti. 
Apartheid.Bewegung, Arbeitsgemeinschaft Dritte·Welt·Lä· 
den, Antiimperia listisches Solidaritätskomitee, 8undeskon­
greß entwicklungspolitischer Aktionsgruppen (BUKO), In· 
formationsburo Nicaragua. Informationsstelle EI Salvador, 
Informationsstelle Guatemala und Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba), im Auge hallen. Anders als auf dem 6. BUKQ 
von Mannheim im November 1982 (siehe AlB 1/ 1983, S. 
46·47) verlief dieses Mal die Debatte mit Vertretern der 
t'riedellsbewegung schon im Rahmen der Podiumsdiskussion 
auffällig konstruktiv. 

Die Diskussionsredner Lila Rademacher (DGB.Jugendsekre­
tärin Rheinland·I'fab.). Karl D. 8redthaut"l" (BläHer Hir deut­
sche und internationale Politik), Dietrich Schulze·;"larmeiing 
(Bundeskongreß Autonomer friedensgruppen) und Barbara 
Lukas (KK3W) stimmten überein, daß das Verhältnis Frie­
den und Dritte Welt gegenwärtig vor allem üb(T die US-Gla· 
balstrategie hergestellt werde. 
K.D. Bredthauer leitete seine Thesen (siehe Kasten) vom 
geheimen Leitlinien·Dokument des Pentagon aus dem J ahrt 
1982 ab. Er begründete, weshalb der darin einkalkulierte 
Weltkrieg "keinen Bogen um die Dritte Welt machen" und 
welche verheerenden Folgen dcr atomare "Enthauptungs­
schlag" gegen den globalen Widerpart Sowjet union für die 
Länder der Dritten Welt haben mUßte. 
D. Schulze-Marmeling verwies auf die Rolle der Rundesre­
publik als logistische Basis rur die Sc hnelle Eingreifuuppe 
der USA (Startbahn West, 1I0st Nation Support Programm). 
Er betonte, daß es u.a. gelte, die friedensbewegung von 
eurozentristischer Verengung freizumachen. Denn die frie· 
densbewegung mUsse - ohnt ihre erstrangige Aktionsorien· 
tierung auf die r-.littelureckenfrage anzuzweifeln - schon 
deshalb den .,kleinen Kriegen" in der Dritten Welt mehr 
Aufmerksamkeit schenken, weil diese Ausgang5punkte rur 
globale Kriege werden könnten. 
HaIU Verheven (Bundestagsabgeordneter der Grünen) merk· 
te an, daß dic Entwicklung moderner Pclzisionswaffen von 
enormer Bedeutung rur die Dritte Weh sei, da sie der Inter· 
ventions- und Drohpolitik gegen die Befreiungsbewegungen 
zusätzliche Möglichkeiten eröffne. 

Die hier eingeschnittenen Fragen wurden auf dem 
KK3W·Seminar in sechs Arbeilsgruppen (AG) - u.a. über 
regionale Konnikte und Weltkriegsgefahr, Befreiungsbewe­
gungen und bewaffneter Ka.mpf, Alternativen der Sicher· 
heits- und Entwicklungspolitik - weiterdiskutiert . 
Das gilt besonders rur die AG I, in der die Auswirkungen 
der Raketen5lationierung auf die Dritte Welt anhand der 
Thesen K.D. Bredthauers erörtert wurde. Hier formulierte 
man den von W. Rätz wiedergegebenen Konsens, daß der 
Widerstand gegen die Atomraketenstationierun~ auch zen· 



trale Aufgabe der Drille-Welt·Gruppierungen sein musse. 

Ihr spezifisches Interesse: Die USA und ihre NATO·VerbiUl­

deten möchten mit diesen neuen !I.Iitteistreckenraketen in 
Westeuropa - so begrundete D. Schulze-Marmeling in einem 

Papier zur AG I - "ein atomares Erpressungspotential in 
der Hand haben, das der Sowjetunion die reale Vernichtung 
glaubwürdig androhen kann, wenn sie die Intervention des 
'freien Westens' in der 'Dritten Welt' stören sollte. Atomare 
Erstschlagskapazität soll den USA einen 'Knüppel' verschaf­

fen, mit dem sie einer arg angeschlagenen und überholten 
'Pax Americana' in der 'Dritten Welt' zu neuer Gultigkeit 
verhelfen kann. Doch muß es nicht bei einer bloßen Dro­
hung bleiben: Vielmehr wird erwogen, einen regionalen 
Konnikt bewußt zu einer globalcn nuklear-strategischen 
Auseinandersetzung gegebenenfalls eskalieren zu lassen ... " 
Besondere Beachtung verdient auch das Diskussionsergebnis 
der AG 6, die sich mit der !l.Iilitarisierung der Dritten Welt 
und den Rüstungsexporten befaßte. 

llier wurden, gestützt auf Ausführungen von Lothar Ihoek 
(Hessische Stiftung Friedens- und Konfliluforschung) und 
Wolff Geisslcr (AAB) , zwei Gesichtspunkte herausgearbei­
tet, die von der Dritte·Welt-Szene vordringlich in die Frie· 

densbewegung eingebracht werden sollten: Zum einen fUh· 
ren das globale WeHrusten wie verstärkte Rüstungsexporte 
in die Drille Welt dazu, daß deren Unterentwicklung, lIun­
gerproblem und Masscndcnd nur weiter verschärft werden. 

Zum anderen gilt es, den zunehmenden bundesdeutschen 
Rüstungsexporten in die Dritte Welt, insbesondere an geäch­

tete Diktaturregimes wie in Südafrika oder Chile, den 
Kampf anzusagen, weil sie den Konfliktstoff und die Kriegs· 
gefahr in der Dritten Welt zusätzlich erhöhen. 
Alles in allem lat die Solidaritätsbewegung mit der Frank­
furter KK3W·Veranstahung ermutigende Schritte nach vorn, 
Schritte hin >\ur solidarischen Aktionseinheit mit der Frie· 
densbewegung, Schritte auch in Richtung einer konstrukti­
ven Diskussion in der Dritte-Welt-Bewegung. 

Thesen von Kar! D. Bredthauer 
A. Die log. Nachriistung, d.h. die Stationierung von US·Entschla~. 
raketen in WeUeuropa, ist zentraler Bestandteil einer politisch· 
militärischen GlobaJstrategic der USA, die fur die (Wieder)Herstel· 
lung der weltweiten Vorherrschaft Amerikas/des Kapitalismus 
einen Atomkrieg gegen die andere Weltmacht und damit einen nuk· 
leaJ'C'n Weltkrieg zu riskieren bereit in. 
Gültig<,r Ausdruck dieser Strategie ist zur Zeit das sog. leitlinien· 
Dokument des Pentagon - enthüllt von der New York Times (am 
51.S.1982, deuuche Ober~etzung in: Blätter f. d!. u. int. Politik, 
NT. 8/1982), aus dem hervorgeht, daß die USA Gewalt ab Haupt· 
minel zur Durchsetzung ihrer Vorherrschaft betrJ.chten und dem· 
entsprechend duu rüsten, auf jedcr Konfliktebene - von "verdeck· 
ten Operationen" z.B. in Oneuropa über offene rntelVent;onen und 
"konventionelle" Kriege vor allem in der Dritten Welt bis zu "be­
grenzten" oder "allgemeinen" Atomkriegen _ "siegen" und eine 
"Nachkrier·Weltordnung" nach Maßstab "westlicher Werte" er· 
zwingen zu können. 
(Vgl. "Leitlinien·Dokument" (LD), S. 1012 r. Ebenda heißt e" 
"Grundlage der Atomkrkgutrategie waR die sogenannte Enthaup­
tung" der Sowjetunion (LD 10 12) mit dem Ziel. "die gesamte 
$Owjetische (und mit der Sowjetunion verbündete) militärische und 
politische Machtstruktur aUiZuschalten" (LD 1014). Die ersten ­
und bis Anfang der 90<:r Jahre einzigen - rur die Durchfllhrung 
eines solchen "Enthauptunrschlages" verfUgbaren Atomwaffen der 
USA wären die 108 Pershing·II·Raketen, die laut "Nachrilstungs"­
Beschluß von diesem Jahr an in der BundesRpublik stationiert wer· 
den soUen.) 
U. Die "Nachrihtung" - Spitze eines im "Leitl;nien·Dokum~nt" 

voll sichtbar werdenden Eisbergs - gefahrdet also nicht "nur" die 
,,~weite" Welt, insbesondere die UdSSR, auf die die neuen US·Ent· 
Ichlarwaffen ziden, und nicht nur die Stationierungslander in der 
"erst~n" Welt, vor allem die BRD (aber auch die USA wurden 
kaum von GegcnKhlägen venehont bleiben), 
sond<,m teils mitldb~r, teils unmiudbar auch dk "driue" Welt: 
I. weil das Pentagon'Programm ~lle Regionen der Welt erfaßt und 
einen Weltkrieg einkalkuliert. Ein Weltkrieg wurde keinen Bogen 
um die Drine Welt machen; 
2. weil die "Option" einer "Ausschaltung" der anderen Weltmacht 
durch einen nuklearen Oberraschungsangriff, spezkll durch einen 
"Enthauptungs"-Schlag mithilfe der Pershing·II·Raketen, auf die 
{Wieder)Herstellung der alleinigen Verfligungsgewalt der USA/des 
Kapitalismus über alle Teile der Welt abzielt. Nach "Ausschaltung" 
dei einzigen globalen Widerparts der USA sähen sich die Länder der 
Dritten Welt einem allenfalls mit dem Kolonialzeitalter vergJci.:h· 
baren UnuTWerfungsdruck ausg<,sctzt; 
5. weil als Preis rur einen amerikanischen "Sieg" große Teile Euro­
pM geopfert, d.h. dem mehr oder weniger automatiKhen Gegen­
odn Präventivschlag aU5gl:lief~rl werden würden. Europa würdc 
also ab mögli<:her Kooperdtionspartncr für die Dritte Welt auf 
unabsehbare Zeit ausKheiden (auch als Konkurrenz und gewiSSM 
innerkapitaiistiKhc5 Gegengewicht zu den ~onSI übermäChtigen 
USA); 
4. weil eine US·VorherrKhaftsstrategie, die den Nuklearkr'eg ris· 
kieTt und dabei hunderte Millionen Menschen auf dcr Gegenseile, 
hunderu Millionen Menschen bei den eigcnen Verbündeten und 

Millionen Amerikaner zu opfern bereit in, erst recht im Umg'dng 
mit der Drillen Welt kaum noch Skrupel an den Tag legen würde; 
S. weil ein Weltkrieg nicht "nur" Europa und große Teile der 
UdSSR zerstÖRn. sondern auch die USA lange Zeit mit der Ober· 
windung der Kriegsfotgen im eigenen Bereich beschäftigl halten 
würde und damit d~ Weltindu5lriepotential fUr die Dritte Welt fast 
völlig unerreichbar werden würde (als Potenlial moglkher Finanz·, 
Ausrüstungs- und know·how·Hilfe für die Lösung der eigentl ichen 
globalen Probleme, die die Zukunft der Menschheit unsicher 
machen und die in der Dritten Welt als Hunger, Seuchen, Umwelt· 
zerstörung usw. in zugt"spilzler Form in Erscheinung treten, nach 
einer gemein,;amen Kraftanslrengung aUer drei Wehen geradezu 
SChreien) ; 
6. weil die bisher völlig unerforschten und unkalkulierharen Fol· 
gen eines nuklearen Krieges (selbst eines "begrenzten", wenn so 
etwas möglich wäre) die Umwelt global schädigen und Klimakau­
nrophen, Verseuchung usw. auch in der Dritten Welt bewirken 
würden - ~lbst wo dieJc! nicht unmitlelb ... in einen nuklearen 
Ost·Wesl·Konflikt hineingezogen wUrde; 
7. weil eine Region der Dritten Welt, der Raum des Persischen 
Golfes, in viden US-Szenarien neben Westeuropa als zentrales 
Schlachtfeld ~;n~s Enueh~idungskampfes gilt, in dem die Sowjet· 
union durch Androhung d~r .,Enthauptung" miHels Pershing EI 
"neutralisiert" oder durch Exekution dinu Drohung ein rur alle· 
mal au~ge.chaltet werden soll (wobei eS den USA dann so od~1 '0 
ermöglicht werden soU, im Iran und im gesamten Golfraum ~öllig 
ungehindert "nach dem Re<.:blen zu sehen"); 
8. weil das Aufrüslungsprogramm, dessen - in der bundesdeut· 
scben und westeuropäischen Aus~inandersctzung :tur Z~il au~· 

schlawbendcr - Bestandteil die "Nachrustung" iU, schon im Frie· 
den die zivilen Wirtschafl5potentialc und Haushalte roiniert und 
u.a. Kaufkraft zerstört. di~ fur lIalldclsau.t~u5<.h und Zusammen· 
arbeit, rur eine kooperative Lösung der Probleme in der Dritten 
Welt nutzbar gemacht werden könnten; 
9. weil dieses AufrilstungsprogrJ.mm die rechte'ten und aggrc.siv· 
.ten Kr.ifte in den USA. Westeuropa und Japan stärkt (Reagan, 
That<.:h~r, Nakawne u.w.), die auf gewJ.lt!NIme "Konniktlösung" 
nach innen und außen ktzen - nicht zuletzt im Umgang mit der 
Drillen Welt (Milldamerikd, Libanon, Falkland·Krieg usw.); 
10. weil eine mit dem Aufrüstungs· und Konfrollt .. tionsku", ein­
heJ'iChend,' Mobilisierung der "öffentlichen M<.:inung" in den we.t· 
lichen HaupIländern nach rechts die ohnehin schwachen Vorausset· 
zungt"u rur die Entwicklung einer gleichberechtigten Nord·Süd· 
Zusammenarbeit bzw. -Konfliktlösung ,'benso untergräbt wie die 
Grundlagen der fTiedlich<.:n Koe"i$l~nz (Belebung d.-r alten Feind· 
bilder und BedrohungslUjl:en, Projektion der Kris<:nanßSlc und ·ag· 
gre$Siolieli nach außen. gq;"n innen' und äußere SündenbÖCke: 
Türk"n und Scheichs, KOmlllU1US(l'n und Russen usw.); 
11. weil eine Solidarität mit den Oberlebens· und fkfreiungsbewe· 
KUngen in d"r Dritten Well. dk sich der aktiven Solidarität mit der 
Bewegung rur ein Oberlc:ben der e",enel1 l.ander/Völker und rur 
ihre Befreiung von der glob~len Vorherl"lchaftutrategie der USA 
enthielte, keilte große Hilfe für die Dritte Weh ware - nicht erst 
dann, wenn die Rcali.ierung d,'s "PJ..ns Eurosh,ma" auch der Drit· 
tc·Welt·Solidaritiit in Europa ein physische, Ende m~chlC. 
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Kultur 

Mahatma Gandhi im Film 
Mahatma Gandhis Philo50phie der Ahimsa (Gewaltlosig­
keit), des gewaltlosen Protestes (SatyagrahaJ, ist seit Jahren 
Diskussionsstoff in der Friedensbewegung, deren KampHor­
men sie mitgeprägt hat. Bücher von und über M. Gandhi 
erleben eine Renaissance und zeigen auf, daß seine Ideale 
nach wie vor aktuell sind. 
35 Jahre nach seiner Ermordung (am 30.1.1948 durch einen 
fanatischen Hindu-Chauvinisten) läuft ein breitangc:legtes 
Filmepos über ihn auch in bundesdeutschen Kinos an: 
"Gandhi - Sein Triumpf veränderte die Welt für immer", 
Großbritannien 1982. Der J'roduzent und Regisseur Sir 
Richard Attenborough ("Die jungen Löwen", "Die Brücke 
von Arnheim") drehte den dreistündigen rund 60 Mio DM 
teuren Streifen mit finanzieller Unterstützung der indischen 
Regierung. 

;>t;, 

Maha'ma G. ndh, (1. ) _ ~,lmh<1d und S)'mbolfiS. ' dcl n .. "",.kn B.h<luBpl>c"·eguB, und 
dc, t"cdcru.bc .. . , un, 

Als Beraterin fungierte keine geringere als Premierministerin 
Indira Gandhi, die im übrigen mit Mahatma Gandhi nicht 
blutsverwandt ist. Dementsprechend ist das Gandhi-Bild im 
Sinne der britischen und indischen Bourgeoisie von antikapi­
talistischen Aspekten in seinem Handeln gereinigt. 
Der Film zeigt in konventionell einfacher Machart die Per­
son Gandhis und ihr Wirken chronologisch geordnet, ange­
fangen mit seinem Kampf um die Rechte der damals etwa 
850.000 Inder in Südafrika vor dem I. Weltkrieg bis zu sei­
ner Ermordung im Jahre 1948, eine Szene, die den Film 
sowohl einleitet als auch beendet. 
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l\Iahatma Gandhis Widersprüchlichkeiten (man denke an sei­
nen militärischen EinSittz auf seiten Großbritanniens gegen 
die Buren), das Werden seiner Persönlichkeit, seiner An­
schauungen, fehlt im Film zugunsten einer gradlinig angekg­
ten Story. die Episodenhaftes aus seinem Leben aneinander­
reiht. 
Wenig Berücksichtigung findet die soziale Lage der Hevölke­
rungsmehrheit Indiens, die höchstens in ästhetisierten I'ost­
kartenbildern indischer Armut zum Ausdruck kommt. Ein­
drucksvoll und mitreißend ist dagegen die Darstellung des 
indisehen Befreiungskampfes gelungen, wobei die humanisti­
schen Ideale besonders zur Geltung kommen. 
Einen der Höhepunkte bildet die Darstellung des Massakers 
von Amritsar im Jahr 1919, wo die britischen Kolonialtrup' 
pen über 1.400 unhelVaffnete Demonstranten niederschos­
sen_ Hier ist der unerschütterliche Wille der i\lassen, das 
koloniale Joch endgültig abzuschütteln, genauso überzeu­
gend dargestellt wie die ungeheuere Brutalität des kolonia­
len Herrschaftsapparats. 
Leider wird die letzte Aussage im weiteren Verlauf des 
Films relativiert, indem Massaker und Repressionen haupt­
sächlich Einzelpersonen, wie einem mordlüsternen General 
(verkörpert durch Edward Fox) zugeschoben werden, 
während die aufgeklärten gebildeten Kolonialisten ihre tiefe 
Abscheu vor solchem Völkermord und vernünftige, um Ein­
sicht bemühte Ansichten artikulieren . 

Inbegriff des gewaltlosen Befreiungskampfes 

Herausrdgend ist die schauspielerische Leistung des Gandhi­
Darstelters Ben Kingsley. der in Gestik und Mimik dem Ori­
ginal faszinierend gleicht. Er versteht es souverän, die den 
Film tragende Rolle lebendig und überzeugend auszugestal­
ten. 
Andererseits sind einige Verfalschungen der historischen 
Wirklichkeit festzuhalten. Beispielsweise wird der Eindruck 
erweckt, die Hungerstreiks M_ Gandhis und seiner Mitstrei­
ter hätten sich allesamt gegen gewalttätige Ausschreitungen 
von Teilen der Massenbewegung gerichtet. 
Zudem schweigt sich der Film über die konkreten Gründe, 
die Ursachen d er Befreiungsbewegung aus. Folglich er­
scheint sie als eine rein "spirituelle" Bewegung. Der Geistes­
haltung wird Vorrang eingeräumt, die politischen Hinter­
gründe bleiben im wesentlichen ausgespart. 
Beeindruckend dagegen sind der "Salzmarsch" Mahatmar 
Gandhis (1930), seine Reisen durch das Land, seine asketi­
sche Lebensweise dargestellt, die seine Ausstrahlung auf die 
Massen erahnen läßt, wenn auch manche S,,-enen überlogen 
anmuten und, den Bibelfilmen der 50er Jah"re ähnlich, Welt­
anschauungen werbewirksam verkaufen. 

Insgesamt bleibt neben den erwähnten Schwächen als ge­
wichtige Pluspunkte die zentrale Aussage des Films zu er­
wähnen: Die Absage an den Kolonialismus in allen seinen 
Erscheinungsformen sowie das I' lädieren für friedliche Kon­
niktlösungen und in diesem Sinne kämpferische Aktionen. 
Dies ist gerade in einer Zeit, in der es in hiesigen Breiten gilt, 
gegen die geplante Stationierung neuer Mittelstreckenrake. 
ten Widerstand zu leisten, von Bedeutung_ So gesehen ist der 
Film, besonders wegen seiner emotionalen Wirkung, ein Er­
lebnis und erscheint eine kritische inhalt liche Auseinander-
setzung vielversprechend. A_ Kagerer 



Rückblick 

Vor 15 Jahren starb Martin Luther King 
"Ich habe einen Traum ... " So begann seine berühmteste Rede. Sie 
bCKhwor ein Amerib der Gerechtigkeit und der Gleichheit aller 
Rassen, erkämpft ohne Gewa11anwendung. Am 4. April 1968 be­
endete eine Gcwehrkugel seinen Kampf, den Kampf des Dr. Manin 
Luther King für diesen Traum. Stokeley Carmichad, einer der Führer 
der militanten afroamerikanischen Widerstandsbewegung, verkün­
dete; "Geuem abend hilI das weiße Amerika dem schwarzen Ameri· 
ka den Krieg erklärt," In den Tagen und Wochen darauf gingen die 
~tlOS der Schwanen in den USA in ~'lammen ~uf. 

Eine solche Entwicklung hatte der 1929 geborene Prediger der Sap' 
tistengemeinde von Montgomcry, Alabama, stets vermeiden wollen, 
seit er ,ich in der schwarzen Bürgerrechtsbewegung engagiert hatte, 
Tiefer Glaube an die Ma<:ht der <:hristli<:hen Liebe, Feindseligkeit lU 
überwinden, und Vertrauen in das Gandhi'sehe Prinzip der Gewalt· 
losigkeit prägten Dr. Kings Politik. Sie bedingten deren fautnierende 
Wirkung und markierten ihre Grenzen. 
Im Delember 19!i!i nahm die Khwarze Näherin Rosa Parks aus 
Montgomery, ermüdet von der Arbeit, im Bus auf einem der sog. 
"neutralen" Sitze Platt, die S<:hwarzen zug.:standen wurden - so­
lange kein Weißer sie beanspruchte. Sie weigerte sich aufzustehen, als 
dies geschah. Der Busfahrer ließ sie feitnehmen. Dies war das Signal 
zu einem aufsehenerreg.:nden lokalen Busboykolt durch die Khwar­
ze Bevölkerung. Unter den Organisatoren befand sich der junge Re­
\'erend Martin Luther King. 
Der Boykott wurde über ein J ahr durchgehalten. M.L. King wurde 
zusammen mit Dutzenden anderen BoykottfUhrern verhaftet, ein 
Bombenanschlag auf sein Haus verübt, Schwarze vom weißen Mob 
zusammengcKhlagen. Dennoch troll er beharrlich für Gewaltlosigkeit 
der Schwarzen ein. Ende 19!i6 ordnete der Oberste Gerichtshof die 
Aufhebung der Ranentrennung in den BusM:n von Montgomery an. 
Das Beispiel ma<:hte Schule. Dr, King wurde über die Grenzen der 
USA hinaus bekannt und erhielt zahllose Einladungcn, über sein 
Kon:zept zu referieren. Eine wa<:hsende Zahl s<:hwarzer GeiSlli<:her 
organisierte si<:h. 1956 gründeten sie die Southern Christian Leader· 
ship Conferen<:e und wählten Marlin Luther King zum Präsidenten. 
Neben seinem ~rsönlichen aufopfernden Beispiel war e. auch seine 
dieueitsbezogene Art der GLaubensverkündung, die vielen schwarzen 
Reverends eigcn ist, welche die Massen begeinerte. Statt Seifenblasen 
vom Jenseits zu veubrekhen, predigte Dr. King: "kh befasse mich 
nicht mit dem Neuen Jeruii<'llcm, ich befasM: mi<:h mit dem Neuen 
Atlanta, dem Neuen Montgomery, dem Neuen Süden," 
Widerstandsformen wie "Sit-ins", "Ride-ins" usw, wurden weithin 
praktiziert, Dr. King fand befahigte Mitstreiter, Harry Belafome 
etwa, oder Andrew Voung, unter Präsident Carter eine Zeitlang UNo 
Bou<:hafter der USA, heute Bürgermeister von Atlanta, An den Uni­
versitäten war die Resonan:z besonders stark. Daher fand unter Betei­
ligung M.L. Kings im April 1960 die Gründung des Student Non­
violent Coordinating Committee natt (SNCC), Sein Einfluß wu<:hs 
rasch, und es sollte bald zu einem der Zentren der "BLack Power"· 
Bewegung werden. 

"I<:h habe einen Traum ... 

196!1 erreichte die Bürgerrechtsbewegung, trotz des Terrors und der 
S<:hikanen, vor allem in den Südstaaten ihren Höhepunkt: Den erbit· 
tert erkämpften Sieg in der Fragc des Rechts auf EinKhreibung im 
Wahlregister und zu wählen in den Staaten des tiefen Südens. 
Demonstrationsmärs<:he unter der Hymne "We Shall O"ercome" 
("Wir werden !iegen") wurden dur<:hgefuhrt. RassistiKhe Polizei zer· 
M:hlug selbst Kinderdemonstr.tlionen ~wallsam. Dessen ungeachtet 
s<:hlossen sich prominenie S<:hwa,...~e und Weiße den Märschen an, 
Sidney Poitier und die Bluenängerin Nina Simone elwa, die S<:hau· 
spieler Marlon Brando und Anthony Perkins. 
Der Kampf der Bür"gcrre<:htshewegung fand weltweite Beachtung. Die 
dokumentierte rassistische Brutalität ruinierte du 5aubere Image der 
USA. Im Juni 1963 leitete Präsident J.F. Kennedy dem Kongreß eine 
Wahlre<:htsvorlage zu. Um den in ihr enthaltenen Forderungen Nach· 
dru<:k zu verleiben, organisierten Dr, King und andere Führer der 
Bürgerrechubewegung einen Mars<:h auf die Bundeshauptstadt 
Washington. 
Am 28, August 196!1 kamen über 200.000 MenKhen zusammen, 
S<:hwarze und Weiße. Vor der bis dahin größten Demonnration in 
der Geschichte der Hauptstadt hielt Martin Luthcr King jene be­
rühmt gewordene Rede, die mit dem Satz begann: "Ich habe einen 
Traum, daß eines Tages auf den roten Hügeln Georgias die Söhne der 

ehemaligen Sklaven und die Söhne der ehemaligcn Sklavenhalter in 
der Lagc sein werden, sich an den Tioch der Brüderlichkeit zu s.::t· 
~en." 

Drei Monate später wurde John F. Kenncdy ermordet. Wider Erwa .... 
ten drückte sein Nachfolger, der Siidstaatler Lyndon B, J ohnson, die 
Vorlagc durch. Am 3. Juli 1964 M:tzte er M:ine UnterKhrift unter das 
Wahlrechtsgesetz. No<:h im selbenjahr erhielt Dr, King den Friedens· 
nobelpreis, 
Doch exakt einen Monat nach der historischen Unterzeichnung haue 
Präsident J ohnson mit einem inszenierten Zwis<:henfall den Krieg 
gegen das vietnamesische Volk begonnen. Und in den Sommern 1964 
und 1965 brannten die Gettos ~on New Vork und Los Angeles, von 
Newark, DetToit und andere - ~on Stiidten des .. liberalen Nordens" 
vornehmlkh, in denen das Wahlre<:ht schon existierte. 

M.L. King wurde sich dieser Probleme zunehmend bewußt. Er orien­
tierte die Bewegung auf sodale Fragcn, etwa den Kampf ge!!'!n Ar­
beitslosigkeit und für eine Integration der Wohnberei<:be von 
Schwarz und Weiß. Er blieb - in AuseinanderM:tzung mit den sich 
radikalisierenden Kräften - seinen Grundsätzen treu, aber mehr und 
mehr prägte drängende Ungeduld seine Mahnungcn und Appelle. Sie 
äußerte sich au<:h in dem programmatischen Buchtitel .,Why we <:an't 
wait" ("Warum wir ni<:ht warten können"). Und er spuch si<:h klar 
gegen den Vietnamkrieg aus, ruhrte die Bürgerrechtsbewegung an die 
Seite der Antikriegsbewegung. 
Im Sommer 1967 standen erneut ZehntauM:nde desillusionierte und 
verzweifelte Schwarze in den Gettos des Nordenl auf, Detroit brann­
te. "Burn, baby, burn", hieß der Schlachtruf. Dr. Kings näduter 
Plan: ein "Marsch der Armen" im Sommer 1968 auf die Bundes­
hauputadt, ähnlkh dem von 1963. 
Doch im März 1968 eilte er zunä<:hst nach Memphis. Polizeiterror 
gcgen streikende schwarze Müllarbeiter drohte si<:h dort in einer Re­
volte niederzuS<:hlagen. Eine erste, als gcwahlos geplante Demonstra· 
tion scheiterte. Zu groß war der Zorn etli<:her schwarzer Teilnehmer. 
Eine zweite soUte folgen. Es kam nkht mebr dazu. Am Abend des 4. 
April, als Dr. King auf den Balkon sein6 Motels trat, traf ihn die von 
einem Weißen namens James Earl Ray abgefeuerte Kugel. 
Bis heute ist unklar, wer die Hintermänner des James Earl Ray, der 
auWi.llig viel Geld besaß, eher zufallig in England verhaftet und - wie 
in den USA iibli<:h - für ein mildes Urteil geständig wurde, waren. 
J.E. Ray, der si<:h zunächst als Einzeltäter bezeichnet hatte, widerrief 
1979 ~or einem Kongreßauss<:huß sein Geständnis, Der Auss<:huß 
befand, der Mord sei "wahrscheinlkh" das Ergebnis einer VerKhwö· 
rung gewesen, und das Bundeskriminalamt FBI habe bei der Schaf· 
fung eines Kl imal geholfen, "das den Mord an King förderte". 
Dafür spre<:hen allein s<:hon die Haßtiraden von FB I·Chef Hoover 
gegen Dr. King, den er seit 1956 überwa.::hen ließ. Hatte Marlin 
Luther King doch z.B. zwei Monate vor dem Mord noch dazu aufge­
rufen, "unseren vemunftswidrigcn, besessenen Antikommunismus, 
der uns in viele Sümpfe gcfiihrt (haI)'·, abzulehnen. Er gestand damit 
die Legitimität einer konM:quent revolutionären Lösungsperspektiye 
des Rassenproblems zu. 
Dieser Kampf geht weiter. Er schließt den Traum des Dr. Marlin 
Luther King mit ein. J.Ostrow\ky 
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Inlodienst 

libanon-Filme 

"Warum? ", Regie: M. Maurer, 16mm. 25 
Min. , Verleih, UNIDOC·Film GmbH, Dant<:­
litr. 29, 8000 MUllch<:" 19. 
Ocr Dokumentarfilm, der sich gut ~um Ein­
satz bei Informations- und Solidarität$vcran­
stallungen eignet, berichtet über die gezielten 
Angriffe der israelischen Invasionstruppen im 
Sommer 1982 auf die BeiruteT Zivilbevölke­
rung. Er ist cin c~chuttcrndc5 Zeugnis der 
Auswirkungen des Einsatzes international~­
achteteT Waffen im Zuge der zionistis<;hcn 
Aggression und ze igt, mit wckhcr Grausam­
keit hier getötet und verstümmelt wurde. 
Ein weiterer neuer Palästina-Film ist 
" fre ihe it - wie meine ich d~5? ", Lilnnon 
1981, BRO 1982, Regie; W. Biene" , R. 
Krieg, T. ReuteT, 8. Schuh" 16mm (rowic U · 

matie und VUS·Kas!iCltc), 50 Mi"., Informa­
tionen über Verleih bei: Robert Krieg, Rügen· 
ufer 80, 4400 Münster. 
Die Filmemacher gingen bei ihren Be~uchen 
in Palä5tinenserlagem der Frage nach, warum 
das paliistinensii{:he Volk trotzjahrzehntelan· 
ge r Unterdriickung seine kulturelle Identität 
bewahren und vertiefen konnte. 

antimilitarismus 
information 

Geschichte, Strategie, Politik 

Politik: 
Ist die BRD souverän? 
Stationierung und Grundgesetz. 
Interessenskonflikte in der 
NATO. 
NATO und 3. Welt. 
Schnelle Eingreif truppe. 

KPI: Politik der AnpassW1g 
oder der Friedensstrategie? 
Raus aus der NAl'O oder 
atomwaffenfreie Zonen? 

Ubngens: die ami ist ein mo­
natlich erscheinender [n[or­
mationsdienst. Kostenlose 
Probenummer und Bestel/ung 
des Themenhe[tes zum Preis 
von DM 3,50- ab lOExem­
plare 30% Rabatt - plus Porto 
bei: ami-Vertrieb, Deidesheimer 
Straße 3, 1000 Betlin 33. 
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Kampagne zur Babynahrung 

_'I wh m,1 den email"""" Proben die venlöl!e 
gegen den Kooe>: doIcu,,*,lieren wollen. 

. .. 
--- --. . - . ., 

Eine bundesweite Kampagne gegen die fort· 
gesetzte Werbung rur künstliche Babynahrung 
führt derzeit Tare des Hommes durch. Die 
Aktion "Still-Leben und 1' laschentoo" rich· 
tet sich gegen die raffinierte Werbung von 
Milchpulverproduzenten wie etwa Nestle, 
Milupa oder die Humana-Milchwerke aus 11er­
ford. Diese gehen mit Slogans wie " Humana 
- so wichtig wie Liebhaben" hausieren, mit 
denen sie über die schädlichen Auswirkungen 
der Muttermilchersatzprodukte hinwegzutäu­
schen suchen. 
Terre des Homrnes weist die schädlichen Fol­
gen der Haschenmikh·Ernährung hier und -
noch mehr - in der Drilten Welt nach, mit 
einem Faltblatt, einem Plakat und einer sehr 
informativen Broschüre (Bestellung an: tern:: 
des hommes, P05tfach 4 126, 4500 Osna. 
brock). 
~zeigt wird darin auch, daß die Gratispro­
ben von künstlicher Babynahrung einen Ver· 
uoß gegen den Kodex der Weltgesundheitso .... 
ganisation (WHO) darstellen und was die Vor­
teile des Stillem ausmacht. Terre des Horn· 
mes ruft junge Mütter auf, die Gratisproben 
von Babynahrungsmittclproduzenten demon­
st rativ an obige Adresse zu schicken, damit 
sie in einer bundesweiten Aktion ö ffentlich· 
keitswirksam einsetzbar wird. 

Auslinderpolitik 

Mit dem Verbo t der beide:! türkischen Exil­
organisationen Dev-Sol (Revolutionäre Lin· 
ke) und Halk Der (Solidaritätsvercin mit dem 
Volk der Türke i) am 9. Februar dJ. sollen 
nicht nur die türkischen Demokraten einge­
schüchtert werden. Die Verbotsbegründung, 
daß die beiden Organisationen auswärtige 
Belange der Bundesrepublik gefahrdeten, 
könnte auch gegen andere ausländische Orga­
nisationen h1enulande gewandt werden. Die 
Förderation der türkischen Arbeitervereine in 
der Bundesrepublik (FIDEF) weiSt in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß Repressalien 
gegen ausländis.che Mitbürger seit dem Amts­
antritt der CDU/CSU-FDP-Regierung merk· 
lich zugenommen häHen_ 
Die Ende Januar dJ . veröffentlichten 
Empfehlungen der vom Bundesinnenministc­
rium eingesetzten "Kommission Ausländer­
politik" sind ein beredtes Beispiel hierfür. Da· 
nach könnte ein Ausländer künftig sehon 

dann abgeschoben werden, wcnn cr 
• langer als ein Jahr Arbeitslosenhilfe be­
zieht, 
• gezwungen ist, von Sozialhilfe seinen Le­
bensunterhalt zu bestreiten, 
• über keine "angemes!.ene" Wohnung "e .... 
nigt 
• oder mit den bundesdeutschen Gesetzen in 
Konflikt geraten ist. 
Gegen die wachsende Au<Janderfeindlichkeit 
wollen die Initiative Ausländische Mitbürger 
in Hessen, das Türken·Komitee, die Inleres­
sengemeini{:haft der mit Ausländern verhei· 
rateten Frauen (IAF) und die Gruppe der 
Griinen im Hessischen Landtag am 4./5. Juli 
1985 in Frankfurt ein Tribunal ,·eranstalten. 

AAB·Urtell 

Allen Fakten über die militärisch-nukleare 
Zusa~menarbeil zwischen der BRD und 
Südafrika zum Trotz: Die Anti-Apartheid-Be· 
wegung (AAB) behaupte derlei ,.wider besse· 
ren Wissens". und ihr "kommt es nich t in 
erste r Linie auf den Kampf gegen die Apart· 
he id·Politik an". 
Das darf die Bundesregierung auch weiterhin 
in ihrer Broschüre "Zur Sache" behaupten, 
die sie 1978 anlaßlich des Kongresses gegen 
die militliTisch-nukleare Zusammenarbeit mit 
Südafrika vorlegte (siehe AlB 1/1979, S. 
14-22). Denn, so meinte das Oberv.:rwaJ­
tungsgericht Münster am 8 .12.1982 in seinem 
Urteil zu einer Widerrufsklage der AAB, dies 
sden "Werturteile". Auch wenn es sich um 
"ehrverletzende Meinungsäuß<orungcn" han· 
dele, dürfe die Bundesregierung von ihnen 
zwecks Erregung öffentlicher Aufmerksam­
keit Gebrauch machen, ,.wenn von den Ge­
genäußcrungen publizistische Reizwirkungen 
ausgehen, d.h. deutliche Worte gebraucht 
werden". Gegen das Uneil hat die AAB Be­
Khwerde eingelegt. 

Buchtips: Marquez, Pharma-Multis 

Ein spannender Beitrag zur Geschichte des 
Befreiungskampfes in Nikaragua ist: 
G. Garda Marquez: Die Geiselnahme, Peler 
Hammer Vulag. Wuppertal 1982, 1125., DM 
12,80. 
In Form eines Drehbuches beschreibt der Li· 
teratumoh<'lpreisträger, wie 1974 Guerilleros 
der Sandinistischen Front de r Nationalen Be­
freiung (FSLN) mittels einer Geiselnahme die 
Freilassung von Regimegegnern enwu~n 
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8.149 Unterschriften für die Begnadigung (lcr 
sechs in Süddrika zum Tode verurteilten Be­
frdungskämpfer - dies war am 23.2.1983 die 
Zwischenbilanz einer Unterschriftensamm­
lung, mit der die Bundesregierung zur vollen 
Ausnutzung ihres diplomatischen Einfluucs 
auf Siidafrika ersucht wird. 

Unterschriftcnlistcn gibt "$ bei: AAB, Blü­
chcntr. 14, 5300 Bonn 1. 

Darüber hinaus bittet das AlB seine Leser, 
sich für die lkgnadigung der Bcfrciungskämp­
fcr auch direkt an den südafrikaniKhcn Pre­
mierminister P.W. Botha zu wenden. Eine 
vOfg\'druckt .. Postkarte du AlB find." si<;h­
wie schon in d .. n l(tzttn AlB-Ausgaben - in 
der Mitte des Heftes. 

und damit tinc neue Phase deI Kampfes ein­
geleitet haben. Das Bm;h, das mit einem Vor­
wort A. Skirmetas ("Der Aufstand") ver­
sehen i$l, schildert den ht:waffneten Kampf 
als leUtes Mittel gegen die Diktatur. 
Anschaulich informiert über die Praktiken 
der An:neimittelmultis: 
M. Bühler: Gescüfte mit der Armut. Pharma­
Konzerne in der Dritten Welt, medko inter­
national, frankfurt/Mo 1982, 19 DM. 
Oft werden nicht nur Medikamente verkauft, 
die, wie t.B. Appetiuüglcr, fiir die Masse der 
Bevölkerung in Entwicklungsländern absolut 
unsinnig sind und sich spC'Ziell an den Bedürf· 
nissen der Oberschicht orientieren. Verkauft 
werden auch solche Mittel, die wegen ihrer 
gefahrlichen Nebenwirkungen in den ent­
wickelten kapitalistischen Stolaten längst ver­
boten sind. 
Statt 200 An:neimitteln, die für die Behand· 
lung der meisten Krankheiten auueichend 
wären, werfen die Pharma·Multis hunderttau­
sende von Produkten auf die Märkte der Drit­
ten Welt, verkaufen sie l-U überhöhten Preisen 
und oft ohne oder mit unzureichender Be­
schreibung. 

Infodienst 

MD4;amblque-Broschüre 

Eine Broschüre mit dem Titel "Mosambik -
Bewaffnete Banditen oder Widerstandskämp­
fer? " hat der Koordinicrungskreis Mosambik 
(KKM) herausgebracht. Oie Broschüre doku­
mentiert Artikel aus unterschiedlichen inter· 
nationalen Quellen und vermittelt auf diese 
Weise ein detailliertes Bild der von Südafrika 
ausgehaltenen Terrorgruppe, die seit gttau­
mer Zeit unter dem Namen "Nationaler Wi­
derstand MOIiambiques (RNM) von sich reden 
macht. 
Die 46-scitige Broschüre kann zu einem Preis 
von 3 DM bezogen werden bei: KKM, e/o 
Akafrik, August-Bebel-Str. 62, 4800 Bielc­
feld I 

Wahl prüfsteine 

Neben dem Duisburger Lateinamerikakomi­
tee hatten im Bundestagswahlkampf auch die 
Antiinterventionsbewegung (Informations· 
büro Guatemala und EI Salvador, Infonna· 
tionsbüro Nicaragua und freundschaftsgt"sell­
schaft BRD.Kuba) und die Anti-Apartheid­
Bewegung (AAB) Wahlpriihteine herausge­
bracht. 
Während FDP und es U in Beantwortung der 
Duisburger Prüfsteine (Wortlaut in: AlB 
3fi983, S. 42 ) lapidar auf einschlägige ent­
wicklungspolitische Beschlüsse ihrer Parteien 
verwiesen, wurde CDU·Md8 Heinrich Pohl· 
mekr konkreter: "Das Schlagwort von der 
neuen Weltwirtschaftsordnung führt tU 
nichts. Am wirksamsten hilft man den Ent­
wicklungsländern durch einen weltweiten 
wirtschaftlichen Aufschwung und durch eine 
~rstärkte Teilnahme dieser Länder am welt­
wirtschaftlichen Au5tausch. Befreiu~organi· 
sationen, die Gewalt anwenden, werden von 
uns niemals unlerstüt~t ... " 
SPD·MdB Kars!< '" Voigt, der für seine Bun· 
destagsfraktion antwortete, stimmte den 
Prüfsteinen "insgesamt" tu, um sie anschlie· 
ßend in entscheidenden Punkten tU relativie· 
ren. So könne er sich vorstellen, daß "es u.U. 
entwicklungspolitisch sinnvolle Projekte in 
Ländern geben kann, in denen noch keine 
voll demokratischen Strukturen herrschen". 
Von der PLO forderte K. Voigt - als Gegen­
leistung l-U ihrem Recht auf einen eigenen 
Staat - "die ex.plu;ite Anerkennung des 
Ex.istensrc.:htes des Staates Israel".· Einen 
völligen Boykott Südafrikas hält er "leider" 
für "unrealistisch". 
Für die DKP antwortete ihr Vonib:"nder 
Habcrt Mies u.a., daß "gerade in ein"r Zeit 
tunehmender internationaler Spannungen 
eine Entwicklungspolitik, di" di"sen Namen 
verdient, zuallererst Friedenspolitik sein 
muß". Ohne eine weltweite Senkung der 
Rüstungslasten und ihre Umverteilung l-ugun· 
Slen von Entwicklungsaufgaben sind nach 
Ansicht der DKP die drängenden sozialen 
Probleme weder bei uns noch in der Dritten 
Welt zu lösen. "Die DKP verurteilt entschie· 
den alle Spielarten des Neokolonialismus. Sie 
strebt gleichbere<:htigte Beziehungen l-U den 
national befreiten Ländern an. Sie fordn! ei­
ne solche Entwicklungshilfe, die den Ent­
wicklungsländern die Überwindung der vom 
Imperialismus veflchuldetcn Ökonomischen 
Rückständigkeit erleichtert." 
Dic Grünen haben auf die Duisburgcr Prüf· 
stcinc leider nicht geantwortet. 

r--------, 
Sinnvoll 

lehren und lernen. 
Oie Zei t der pädagogIschen Na· 
belschau Ist vorbeI. SInnvolller­
nen und Lehren heIßt Sich den 
Oberlebenslragen unserer Tage 
zu stellen. sie 111 die Schule her· 
einzuholen, Wir demokratischen 
ErZieher sind herausgefordert. 
aus dem KlassenZImmer hinaus­
zugehen und Stellung zu beZie­
hen in den Auseinandersetzungen 
um Krieg und Frieden, gegen Mi· 
litansierung des Bildungswesens. 
gegen ROtstiftpolIHk, Auslese 
und Privilegiensicherung 

Demokratische 
EflIehung 

1/111 

- berichtet über Er1ahrungen aus 
der Friedensarbeit in Schule, 
Gewerkschaft und außerschuli­
scher Bildung 

- orienllert auf eITle handelnde 
Friedenserziehung. 

- nimmt Stellung gegen die Mili­
taflslerung des Bildungswe· 
sens 

- unterstützt gemeinsames Han­
deln von Pädagogen in der Frie­
densbewegung. 

- diskutiert friedenspadagogi· 
sehe Ansätze, 

- gibt Unterrnchtsmatenallen zur 
Friedenserziehung heraus 

Aus den letzten Heften' 
1183: Was ist antitaschistische 

Erziehung heute? 
2183: 8elhge/van Dick/ Kulln! 

Popp: Diskussion um die 
KMK-Emplehlungen zur 
Friedenserziehung 
(erscheint Im Marz) 

3!83: Lehrer und Scllüler gegen 
die Raketenstationierung 
(erscheint Im Mal) 

U nteni chlsm ale ria Ii e n 
der Demokratischen 
Erziehung 
HeU 3: Abrüstung. ab 10_ Haupt­
schulklasse. 64 Seiten, DM 10.~ 
Hell 13: Kernwaffen In Minel· 
europa, für Klasse 9-13, 64 SeI· 
ten. DM 10.-
Probeheft anfordern. Kennwort LA 

Pahl-Rugenstein 
L
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· Kurzinformationen 

Chile 
Zum dTitt~n Mal innerhalb von 10 Monalen 
hat A. Pinochet Ende Februar d.J. sein Kabi­
nett um~bildct. Ebenso wie die zunehmen­
den Protcndemonslrationen während der 
leuten Monate, signalisiert dies, in welche 
Krise das Regime geraten ist, das das Land in 
den wirtschaftlichen und sozialen Ruin S'=" 
trieben hai. 
Ungeachtet des wachsenden Widcrstarnh hat 
sich die Mcnschenuchtslage weiter ver­
schlechtert. Allein 1982 wurden nach Anga­
ben der chilenischen MCllochcnrcchtskommis­
sion 1.189 Menschen wegen regimefeindli· 
I;hcr Taligkcit VI:rhaftct. 100 gefoltert, 12 
ausgewiesen und 66 in die innere Verbannung 
geschickt. Nur 6 seien formell angeklagt wor­
den; die Fohcrtcchnikcn seien verfeinert wor­
den. Anfang 1983 verschleppte der Geheim­
dienst weiten: 26 Menschen. Am 8.3.1983, 
dem Internationalen Frauentag. wurden IH!i 
einer Frauendemonstralion, zu der die verbo· 
lene Gewerkschaftllzentrale CNS aufgerufen 
haUe, 10 Teilnehmerinoc:n verhaftel; eine 
weitere Frauendemonstration löste die Poli· 
zei aur. 
Das neugegründete bürgerliche Oppositions· 
bündnis um die Christdemokraten "Projekt 
der Nat ionalen Entwicklung" (Proden) for· 
derte Pinochet auf, inoc:.rhalb von sechs Mo­
ßlIten Parlaments· und innerhalb von zwei 
Jahren Pr'.isidentschaft~wahlen durchzuruh· 
ren. 
Die US·BehÖrden haben Anfang März 1983 
der Witwe des 1973 gestürzten chilenischen 
Präsidenten, Hortcnsia Bussi de Allende. die 
EillTeise verweigert. 

Peru 
Ein 24stündiger Generalstreik. den die vier 
pcruanischen Gewerkschaftszentrakn zum 
10. März d.J. ausgerufen hatten, wurde weil· 
gehend IH!folgt. Valentin Paceho, Generalsek· 
retär der Allgemeinen Föderation der ArlH!i· 
ter Pttus (CGTP), gab an, daß sich 60% aller 
Arbeiter der Bergwerke, Banken und der 
ölwirtschaft beteiligt hällen. 
Im Department !..im:.. war am Vorabend du 
Ausstands der Ausnahmezustand verhängt 
und ein Aufmarsch von Militär· und Pol~ei· 
kräften veranlaBt worden. F. Bdaunde Terry, 
seit Juli 1980 Staatspräsident (s iehe AlB 
11·12/1980, S. 56·57), hatte das Stn:ikvorha· 
ben als "Landesverrat" verurteilt. Bei Stra· 
ßenschlachten wurden dann am 10. Män: in 
lima vier Demonstranten erschossen und 
hunderte verhaftet, darunter ,mehrere Füh· 
rungsmitglicder der CGTP. die der Kommuni· 
stischen Partei ßlIhesteht. 

Indochlna 

Auf einer Gipfelkonferenz, die vom 
22.·23.2.1983 in Vien tiane{Laos stattfand, 
crorterten die Regien.mgen Vietßllms, Laos' 
und Kampucheas die aktueLLe Situation in In· 
dochina und die Penpektiven ihrer weiten:n 
ZusammcnarlH!it. In de r Abschlußerklärung 
wurde u.a. festgehalte n, "alle Annrengungcn 
(zu) unternehmen, mit der Volksrepublik 
a.ina wieder normale Beziehungen auf der 
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Grundlage der friedlichen Kocl<istenz im In· 
leresse der dui Völker Indochinas und auch 
im Interesse des chinesischen Volkes" anzu· 
stuben. Die Region solle gemeinsam mit der 
Vereinigung SüdOSlasialischer Nationen 
(ASEAN) • .zu einer Zone des Friedens, der 
Stabililät und Zusammenarbeit" entwickelt 
werden. 
Auf der Konferenz wurde außerdem der 
schrittweise Abzug der in Kampuchea statio· 
nierten vietnam~sischen Truppen beschlos· 
sen. Er soll von 1983 an alljährlich du...::h· 
geruhrl werden. wenn dies mit der Sicherheit 
Kampucheas zu vereinbaren iSI. In diesem 
Jahr sollen mehr~re Einheiten das Land ver· 
las.scn. 
Die Regierung der VR a.ina legte ihrerseits 
am 1.3.1983 einen !i·funkte·Plan zur Lösung 
des Kampucheakonniku vor. Darin wird ein 
bedingungsloscr vietnamesischer Truppcnab· 
zug als Vorauuetzung rur die Aufnahme von 
NormalisierungsveThandlungcn gefordert. Die 
von Vietnam verlangte Friedensgarantie für 
die kampucheanisch·thailändische Grenze als 
Bedingung für einen Truppcnabzug lehme 
Beijing unmißverständlich ab. Die Regierung 
Vietnams bezeichn~te den neuen chinesi· 
schen Vorschlag als "arrogant und absurd". 

Libanon 

Von einem Du...::hbruch bei den israelisch·li· 
bane&ischen Verhandlungen, die unter Ver· 
mittlung der USA seit DczemlH!r 1982 andau· 
ern, konnte Mille Mäl"t dJ. noch immer 
nicht die Rede sein. 
Anfang Män: hatten US·Sonderbotschafter 
Habib und die Regierung des Libanon einen 
Kompromißvorschlag ( IO.Punkte·Plan) vol'­
gelegt, der jedoch von Israels Außenminister 
Yitzak Shamir pauschal verworfen worden 
war. Im Gegensatz zu dem Vorschlag, der ei· 
nen vollständigen Abzug der israelischen Be­
sauungstruppen in drei Phasen vorsicht , will 
Israel militärisch rur Jahrc priiscm bleiben. 
Während im Habib·Vorschlag erst im An· 
schluß daran weitergehende zwischenstaatli· 
ehe Beziehungsfragen zwischen hrael und 
dem Libanon verhandelt werden sollen, fol'­
dert Td Aviv, daß solch ein politisches Anan· 
gement bereits vor seinem Truppenabzug mit 
ausgehandelt werden müsse. Das Begin·Re· 
gime spielt auf Zeit. 
Unterdessen ~erhalfen die israelischen Besat· 
zer dem Separat istenmajor Haddad dazu, 
seine kontrollierte Zone ("Freier Libanon·') 
auf etwa 1{4 des Landesterritoriums aus· 
zuweiten. Desweiteren begannen sie im Süd· 
libanon ~iilglieder für eine sog. "National· 
g-.. rde" zu rekrutieren, die - nach dem Vor· 
bild der Dornigen im palästinensischen West· 
jordangebiet - als "Sicherheitsdienst" von 
Kollaborateuren gedacht sind. Im Grenzge· 
biet haben bislang fünf Oruchaften der israe· 
lischen Verordn .. mg Folge geleistet, 25 hin· 
gegen antworteten mit Protestschreiben an 
die UNO. 
Mitte Mäl"t dJ. verstärkte Israel demonstrativ 
seine Besauung$lnippc:n, besonders entlang 
der Küstenstraße Beirut·Tyr, und kündigte 
eine "Volkszählung" im okkupierten Südteil 
des Libanon an. Im Fragebogen werden u.a. 
Einzelheiten über Ortsfremde oder die Infra· 
struktur jeder Gemeinde verlangt. 

Westsahal'3 
Neue Bewegung in der Westsaharafragc 
könnte von einem Treffen zwischen dem al· 
gerischen Präsidenten. Cbadli Bcnjedid, und 
dem marokkanischen König, Hassan 11., aus· 
gehen. das überraschend am 26.2.1983 statt· 
fand. Gegenstand der Gespr'Jche waren die 
Nonnalisierung der 1976 von Marokko abge· 
brochenen diplomatischen Beziehungen und 
das Westsaharaproblem. 
Wie der außenpolitische Verantwortliche der 
Frente POLISARIO am 28.2. d.J. in A1gier 
erklärte, untentüUI seine Bewegung ,.jede 
Initiative. woher sie auch komme, die zu Ver· 
handlungen zwischen uns und Marokko über 
die En:ielung einer friedlichen und dauer-­
haften Lösung des Konnikt5 ruhren könnte." 
(Lc Monde, Paris, 3.3.1983) Die Pariser Zeit· 
schrift Afrique Mie meldete unterdessen am 
14.3.1983 unter Berufung auf diplomatische 
afrikanische Quellen, daß die marokkanische 
Regierung das Prinzip der direkten (allerdings 
geheimen) Verhandlungen mit der Frente 
POLISARIO akzeptierl habe. 

Libyen 

Mitte Februar d.J. entsandte die Reagan· 
Administration vier AWAC5-Frühwamflug­
zeuge nach Ägypten und den Flugzeugtriiger 
Nimitz vor die libysche Küste. Grund für die· 
se militärischen Manöver war ein angeblich 
bevorstehender überfall Libyens auf den 
Sudan. Da abe r lihyen nich t in der Lage ist, 
den mit Ägypten du...::h einen Verteidigungs· 
pakt verbundenen Sudan zu IH!siegen, und 
dem UN·Sicherheitsrat anbot, eine Delega· 
tion in das Gebiet des angeblichen Truppen· 
aufmanches zu entsenden, scheint die' ein 
VOlWand für eine neuerliche Provokation der 
USA gewesen tu sein. 
Das Ziel des Manövers bestand wohl eher da· 
rin, Libyen zu einer militärischen Reaktion 
zu zwingen, um dann einen Anlaß zu haben, 
selbst das Land anzugreifen. Da dies nicht 
funktionierte. gab Washington das Ganze als 
einen großen Erfolg aus, da es gelungen sei, 
Libyen von einem Angriff auf den Sudan ab· 
zuhalten. 
Angesichts des IH!vorstehenden Nichtpaktge­
bundenen-Gipfels, auf dem Ägypten seine Po­
sition stärken wollte, bemühte sich Präsident 
Mubarak, die Sache heruntel"tuspiden. Die 
AWACS wäun nur zu Schulungsaufgaben in 
Ägypten, und von einem libyschen Angriff 
auf den Sudan könne nicht die Rede sein. 
Nur der Sudan sah sich weiterhin von M. e]. 



Ghaddafi bedroht und nahm 76 angeblich aus 
libyen ~ncuerte Sudanesen fest, die den 15. 
Putsch gegen Präsident Numeiri vC'T5ucht ha­
ben $Ollen. Wie minlerweiJe in ganz Nord­
afrika üblich, wird Ubyen auch diesmal zum 
Sündenbock gemacht, um gegen die Opposi· 
tion vorzugehen und von den wirtschaftli­
o;hen und sozialen Problemen im Lande abzu­
lenken. 

Senegal 
Bei den Priisidenuchafts· und Parlamenl5wah· 
len im we!itafrikanischen Staat Senegal am 
27. Februar dJ. erhielten Präsident Abdou 
Diouf und seine Sozialist;Khe Partei (PSS) 
83,6 bzw. 79,9% der Stimmen. Die progres­
sive D<:mokratische Partei Senegals (POS), die 
einzige Oppositionspartei im vorherigen Par­
lament, mußte Stimm.meinbußen hinnehmen 
und .,rhielt 8 von 120 Sitzen. Ein Sitz ging an 
die Nationaldemokratische Vereinigung 
(RNO). Vi<: ",stlichen vier linken und eine 
rrchte Liste gingrn leer aus. ErSimals war es 
allen Parteien gestaltet worden, an den Wah­
len teilzurn:hmrn. 
Am schwachen Ergebnis der Linksparteien 
waren nicht nur die Wahlfalschungen und Be· 
hinderungrn durch die PSS schuld, sondern 
vor allem ihr getrrnntes Auftreten. Zwar war 
es im Januar dJ. zu einem gemeinsamen Ak­
tionsprogramm von acht marxistischen und 
nationaldemokratischen Parteien gekommen, 
doch wurde cine gemeinsame Kandidatur 
dun:h das darauf erfolgte Verbot von Listen· 
verbindungen enchwert. 
Im Mä.rz dJ. trat erstmals ein gemeinsames 
Parlament von Gambia und Senegal zusam· 
men. Damit ist ein wdterer Schriu zur Bil· 
dung der Staatenkonföderation Scnegambia 
getan worden. Zwar wollen beide Staaten for­
mell s.:lbstlindig bleiben; doch 5011 künftig ein 
gemeinsamer Kurs in der AuSen· und Venei­
digungspolitik gefahren werden. Eine Wirt· 
schafts- und Währungsunion ist geplant. 

Zimbabwe 
Premierminister Robert Mugabe schickte An· 
fang Ftbruar 1983 Elitesoldaten der~. Briga­
de in die Matabelc-Region im Südwesten des 
Landes, um Atmeedcserteure zu fassen, die er 
rur mehrere Oberralle und Morde verant­
wortlich gemacht hatte. Nach SchäU\'lßgen 
von Kjrchen und Hilfsorganisationcn wurden 
dabei 400-1.000 Zivilisten ermordet. Schwe­
den sperrte wegen dieser Vorfälle eine Auf­
bauhilfe von 40 l\1io DM. 
Anfang l\1ärz dJ. wurden dann di" Wohnbe­
"Zirke von Matabcle-Stammesangehörigen in 
Bulawayo, Hauptstadt der Region, abgerie· 
gelt und durchsucht. Das Haus du Vorsitzen­
den du Afrikanischen Volksunion von Zim­
babwe (ZAPU), J. Nkomo, wurde dabei 
schwer be~chädigl. Er selbst verschwand im 
Untergrund. Nach ~erschiedenen orriziellen 
Angaben sollen bei diesen Aktionen 
900-1.700 Matarn,le verhaftet und in Lagern 
interniert worden ~ein. Es gab mehrrn: Tote. 
J. Nkomo tauchte am 8.3.1983 in Botswana 
wieder auf und kam vier Tage dar .. uf in Lon· 
don an. Dort warf er der Regierung vor, ihn 
ermorden und die oppositionelle ZAPU Zer· 
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schlagen zu wollen, um von den eigentlichen 
Problemen des Landes und dem ungenügtn­
den Fortschritt abzulenken. Tatsächlich wur­
den inzwischen 9 Mitglieder des Zentralkomi· 
tees der ZAPU und mehrere lokal" Repräsen· 
tanten ermordet. Am 6.3. 1983 wurden sic· 
ben ZAPll-Büros gesehlos~n. Zwei Komman· 
danten der ZAPU·Arm« ZIPRA (Revolu­
tionäre Volksann« Zimbabwes) sind wegen 
Hochvcrrats angeklagt. R. Mugabe, der J. 
Nkomo inzwiscben mehrfach zur Rückkehr 
nach Zimbabwe aufforderte und offi"Zidl die 
Zusammenarbeit mit der ZAPU fortsetzen 
will, muSte allerdings eingestehen, keine Be­
weise rur die ständig unterstellte Verschwö­
rung der ZAPU mit Siidafrika zum Sturz sei· 
ner Regierung vorlegen zu können. 

OPEC 
Nach dem Scheitern der Genfer OPEC-Kon­
ferenz im Januar dJ. (siehe AlB 3/1983, S. 
47) ist "5 Mille Afärz in London doch noch 
zu einer Einigung der erdölcxportierenden 
Länder über einen einheitlichen Richtpn:is 
und die Aufteilung der Förderquoten gekom­
men. Zwischenzeitlich war das OPEC-Kartell 
in seiner Existenz bedroht, nachdem Preissen­
kungen der Nichtmitglieder Großbritannien 
und Non •• egen und das Ausscheren Nigerias 
aus du OPEC das internationale Preisgefuge 
ins Rutschen gebracht hatten. 
Mit den jet"Zigen Be~chlüs.sen haben die 
OPEC-Under "rstma!s in ihrrr Geschichte 
eine Preissenkung, und "Zwar von 34 auf 29 
Dollar pro Barrel (159 Liter) Rohöl, vorge­
nommen. Die tägliche Fördennenge soll bis 
zum Jahresende weiterhin bei insgesamt 17.5 
Mio Bam:1 liegen, wobei die QUOlen der Mit· 
gliedsländer allerdings teilweise neu aufgeteilt 
wurden. Am aufralligsten ist die Ausweitung 
der Förderquote des Ir.m von 1,2 auf 2,2 Mio 
Barr<:! pro Tag. G"ringere Erhöhungen ihrer 
Fördennengrn konnten Algerien, Lib~·en und 
Venezuela durchsetzen, während man Nigeria 
zugestand, s<:in 01 zeitweis.: einen Dollar über 
dem Festpreis zu verkaufen. Die Neuver­
teilung der Quoten geht vor allem zu Lasten 
Saudi Arabiens, das sich daHir mit s.:inen 
Preis·Vorstellungen durchsetzte. 

Kurzinformationen 

Französische Kolonien 

Am 20. Februar dJ. fanden in den vier fran­
zösischen "Obcrscedepartements" (DOM) 
Wahlen zu den Regionalräten statt. 
Die durch die Regierung in Paris neugegriin­
deten Räte sind Tei l der in Frankreich durch­
geflihrten [)ezentralilierungspolitik und nicht 
als Schritt zu der von den Linksparteien ge. 
forderten Autonomie gedacht. Nichtsdesto· 
trotz ist der Spielraum rur autonome Ent­
scheidungen im wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Bereich gewachsen. Grund 
genug für die Rechtsparteien, die sich gegen 
die Einflihrung der Regionalräte gewehrt hat­
len, die Wahlen zu einem Referendum über 
die Zugehörigkeit der DOMs zu Frankreich 
zu erklären. 
Die Linksparteien konnlen in aUen vier 
DOM's die absolute Stimmenmehrheit errei­
chen. Die Kommunalwahlen am 6. und 13. 
J\.iärz dJ. bestätigten diesen Trend. Die Linke 
gewann 15 Gemeind"n dazu und kontrolliert 
jetzt 58 von 114 Kommunalverwaltungen in 
den DO~is. Durch die Einführung einer 
5%-Klauscl und eines proportionalen Wahl­
systems konnte die Rechte auf Reunion im 
Indischen Ozean und auf Guadeloupe in der 
Karibik die meinen Sitze erringen. In Franzö­
sisch-Guyana (Siidamerika) und auf Marti­
nique in der Karibik erreichte die Linke die 
Sitzmehrheit. 
Führende Kräfte unler den Linken sind die 
Kommunisten auf Reunion und Guadcloupe, 
die Volksp;u-tei Martiniques und die Guyani­
sehe So-zialistische Partei. Parteien, die für ei· 
ne Ii'Ofortige Unabhängigkeit eintreten, konn· 
ten nur Teilerfolge erringen. Die niedrige 
Wahlbeteiligung auf Guadeloupe (51%) ist 
t~ilweise auf den Boykotlaufruf venchiede· 
ner Linksgruppen zuriickzuführen. In Guyana 
erreichte die Liste der Union der Guyani­
schen Arbeiter (UTG) faH 1/10 der Stimmen. 

Zypern 

Off bisherige Präsident der Republik Zypern, 
Spyrus Kyprianu, wurde bei den Präsident­
schaftswahlen am IS. Februar d.J. mit 56.5% 
aller abgegebenen Stimmen für weilere fünf 
Jahn: wiedergcwähll. Entscheidend rur den 
Wahlsieg S. Kyprianus, dessen Demokratische 
Partei (DlKO) nur 19,5% der Stimmen er· 
hielt, war die Unterstützung durch die kom­
munistische ForUchriltspartei des Werktäti­
gen Volkes (AKEL), die mit 33% der Wähler­
stimmen deutlich b~sscr abschnitt. 
S. Kyprianus stärkster Gegenkandidat, der 
Führer der rechtsgcrichtelC:n Demokratischen 
Sammlung (D1SY), Glafkos Klerides, CJTang 
33,9%, der Kandidat der Sozialistischen p;u-. 
tei (EDEK). Vasos Lyssarides, 9,5% der Slim­
men. 
Die Zusammenarbeit zwischen AKEL und S. 
Kyprianus Demokratischer Partei gründet 
sich auf ein im April 1982 vereinbartes Mini­
malprogramm fur eine demokratische und un­
abhängige Enlwicklung der Inselrepublik. Die 
Ziele, die dieser gemeinsamen Plattform zu­
grunde liegen, einigt breite Bevölkerungskrei­
sc: Dutchsctzung politischer und sozialer Re­
formen, Abzug aller ausländischer Truppen 
von der se it 1974 faktisch 8cteilten Insel, 
Herstellung der urn:ingeschr'.inkten Souverä.ni­
tät und Beendigung der imperialiSliseh~n Ein­
mischungrn in die inneren Angelegenheiten 
Zyperns. 
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"Ich habe den Heiligen Vaur gesprochen ... Aber ich habe 
den klaren Eindruck, daß er mkh nicht verstand", erklärte 
der salvadorianische Erzbischor Oscar Arnulfo Ramera, 
nachdem er im Februar 1980 in Rom von P"PSI Johanncs 
Paul 11. empfangen worden war. Der am 24. März 1980 
ermordete "Bischof der Armen" beklagte nicht nur in Wor­
ten die soziale Ungerechtigkeit, sondern unterstützte au.eh 
den Weg zu ihrer Beseitigung. den Befreiungskampf der 
Volks kräfte. 
Drei Jahre später, 3m 6.3.1983. belritt derselbe Papsl salva­
dorianischen Boden und warnt davor, Oscar A. Rameras 
"Opfer im Interesse einer Ideologie zu manipulieren". Un­
tersliitzt wurde er in diesem Ansinnen von den Herrschen· 
den in EI Sa[vador, die alles versuchlen, um zu verhindern, 
daß der Papst in diesen ideologischen Sumpf hineingezogen 
wird. In San Salvador mußten deshalb eiligst 12.000 Plakate 
aus den Straßen verschwinden. die die beiden Kirchenruhrer 
nebeneinander zeigten. 
Auch wenn er nicht umhin kam, das Grab des vom Volk 
verehrten Märtyrers zu besuchen. ließ der reisefreudige 
Papst keinen Zweifel daran. daß er noch immer kein Ver· 
ständnis fiir O.A. Romeros Ansichten hat. 

Die Unterdrücker konnten aufatmen 

Zwar benannte er die sozialen Ursachen für die Konnik· 
le in Mittelamerika, doch verlor er kein Wort dariiber, von 
wem die Gewalt ausgeht und wer mit allen 1\Iilleln \'ersucht, 
diese Zustände aufrechtzuerhalten. Sowohl in EI Salvador, 
als auch in Guatemala überhörte er die Bitten von Priestern 
und Gläubigen, gegen die Intervention der USA und gegen 
die Massenmorde ihrer Regierungen zu prote·stieren. 
Dabei hätte es genug Anlässe dafiir gegeben. So will Ronald 
Reagan die Militärhilfe für die salvadorianischejunta von 26 

1\1io Dollar auf 136 Mio Dollar und die Zahl der Milit:.irbe­
rater auf 55 erhöhen. Zwar rief der Papst wieder zum Frie­
densdialog zwischen den Militärs und denen. "die sich des 
Terrorismus bedienen" auf, doch sei dieser Dialog "schwie­
rig und steril, wenn eine der Parteien sich auf Ideologien 
stützt, die den Kampf zum Motor der Geschkhte machen". 

Nicht nur diese faktische Absage an den von der 
FMLN/FDR geforderten Dialog ließ die Unterdrucker auf­
atmen, sondern auch die originelle Definition der Armut, 
die der Papst entwickelte. Danach gehören auch jene zu den 
Armen, die "von der Macht, der Lust, dem Geld und der 
Gewalttätigkeit versklavt" sind. Diese reichen Armen waren 
allerdings nicht gemeint, als der Papst die Priester aufforder­
te, .,der Sache der Armen zu dienen", doch ohne "ideologi­
sche und militante Erwägungen". 
Dies kommt einer Reinwaschung jener gleich, die in Guate­
mala mehrere hundert Priester, Nonnen und Katechisten er­
mordet haben, weil diese die Indios organisiert und mit ih· 
nen gekämpft hatten. Nicht einmal dort, wo Efraim Rios 
Montt, Mitglied einer fanatischen 
mit Feuer und Schwer! 

protestantischen Sekte, 
dem sein eigener 
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Bruder, Bischof E.nrique 1\lonll, geflohen ist), nannte er die 
Massenmörder beim Namen. 
Den Indios riet er zwar sich zu organisieren, doch er verbot 
ihnen gleichzeitig, sich gegen die Gewalt zu wehren, mit der 
ihre Organisationen zerschlagen werden. 
Erst in Nikaragua, wo die Untcrdriickung der Kriehe besei­
tigt ist, wo die von ihm geforderte Landreform durchgeführt 
wird und sich die Landarbeiter in Organisationen zusam­
menschließen, wurde johannes Pauill. deutlich. Anstatt rur 
die Märtyrer der Revolution oder ftir 17 kur.!. vor seinem 
Besuch ermordete jugendliche zu beten. segnete er ihre 
Mörder, die somozistischen Söldner. 
Gleichzeitig wetterte er gegen die Christen, die die Revolu­
tion unterstützen. Er warf ihnen vor, eine Volkskirche 
"neben der Kirche, um nicht zu sagen gegen die Kirche, die 
sich um den Bischof konstituiert hat", gründen zu wollen. 
Diese Unterstellung gegenüber den kirchlichen Basisgemein· 
den (sie erkennen die Kirchenhierarchie weiter an, haben 
aber eine andere politische J'osition) war Wasser auf die 
Mühlen des nikaraguanischen Erzbischofs Obando y Bravo, 
der die Führung der inneren Konterrevolution übernommen 
hat. 
I':.ntsprechend war auch die Reaktion der 800.000 Teilneh­
mer einer Papsl·1\lesse in Managua, denen doch die sandini­
stische Regierung kostenlose Transportmittel zur Verfügung 
gestellt hatte. "Revolution und Christentum sind kein 
Widerspruch" und "Wir wollen den Frieden" riefen Ilun­
derttausende auf dem Platz des 19. juli, so daß der Papst 
achtmal um Ruhe bitten mußte. 
Obwohl nicht die nikaraguanische Revolutionsregierung, 
sondern der Papst selbst diesen Zwischenfall provoziert hat­
te, warf ihr der Vatikan Manipulation und Gotteslästerung 
vor. Im übrigen hatten die Massen in Managua dem Papst 
nur widersprochen, weil er nicht eine Kirche repräsentierte, 
die "auf Seiten der Armen steht". Wo er steht, machte er 
hinreichend klar, indem er dem sandinistischen Kulturmini­
ster und Priester Ernesto Cardenal die Hand verweigerte, 
während er sie dem Mörder von Erzbischof Romero, Rober­
to d'Aubuisson, reichte. 




